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on gedrängter Kürze, unter Verzicht auf fpradjlichen 
Seins, biete ich der Öffentlichkeit, vor allem Ab- 
geordneten, Berfammlungsrednern und Schrift⸗ 
leitern von Zeitungen, unanfechtbares Beweis mate⸗ 
rial für den undeutſchen und kulturfeindlichen 
Charakter der Zentrumspartei?). Die Schrift ent⸗ 
Hält viel, vielleicht zu viel wertvollen Stoff. 

Möchte er von denen, die es angeht, ausgiebig benutzt 
werden! 

Niederringung des Zentrums, Austilgung ſeines 
religiös, national, politiſch, kulturell und volks⸗ 
wirtſchaftlich gleich unheilvollen Geiſtes, der ſich 
leider breiter Maſſen unſeres Volkes bemächtigt 
hat, iſt und bleibt unter allen dneneaieren 
Aufgaben. die wichtigſte. 


Berlin-Lichterfelde im Februar 1914. 
‚Graf —æ 


2) Fur Ausfuhrliches über ———— Weſen des 
Zentrums verweiſe ich auf mein Buch: „Rom und das 
Zentrum“ (Leipzig, Breitkopf & Härtel; Volksausgabe 1 M.). 
1* } 


—— 


Ein ſchwerer Vorwurf iſt es, den ich im Titel —* 
Schrift erhebe. 

‚Er iſt um fo ſchwerer, weil er ſich richtet gegen eine 
Partei, die feit mehr als 40 Jahren ausichlaggebend und 
lange Zeit hindurch als die ftärkfte Partei im Vorder 
grunde unferes politifchen Lebens ftand und-fteht. 

Pflicht ift e3 alfo, den Vorwurf als berechtigt zu .er- 
weifen. Die Pflicht befteht dem Zentrum ſelbſt gegen⸗ 
über; denn auch dem Gegner muß man die Gerechtigkeit 
widerfahren laſſen, das, was man ihm vorwirft, zu be⸗ 
weiſen. Die Pflicht. Gefteßt auch dem deutſchen Volke gegen⸗ 
“iiber. Denn das deutſche Volk Hat ein Recht, zu erfahren, 
ob wirklich innerhalb. feines politifchen und Fulturellen 
Lebens fid) ein fo mächtiger ee ne hat. 


* * 
* 


Wer und was iſt Fremdkörper im: poriijgen 
und fulturellen Leben? - -. 

Jeder, der durch ſeine Srundfähe Botitit = 
Ruftur hemmt oder ſchädigt, 3 politiſch und kul⸗ 
turell Fremdkörper. 

Man könnte einwenden: Wer. entfeeibet denn, welche 
Grundſätze Politik und . Kultur hemmen oder jhädigen? 
Darüber Fönnen doc) die Meinungen geteilt fein. 

Ich will nicht mweitläufig werden. Feſt fteht: Die, 
Politik muß national orientiert, die Kultur "uB 
aufgebaut fein auf der. Freiheit. 

Eine Partei alfo, deren Weſen nicht national, deren 
Kulturſtandpunkt der Freiheit entgegengeſetzt iſt, muß als 
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Fremdkörper im BERNIE und. ulncwellen Leben 
bezeichnet werden. 

Solche Partei iſt das —— Wohl gemerkt: das 
Bentrum als Partei, nicht der einzelne Zentrumsanhänger. 
Denn Partei und Parteifyftem find etwas anderes, find 
weitergreifend, als der einzelne Parteimann und feine 
Einzelanfiht. Allem Wünſchen und Wollen des einzelnen 
Zentrumsanhängers, ganz und ungebrochen national und 
£ulturell freiheitlich gefinnt zu fein, fteht ber Partei⸗ 
charakter des Zentrums entgegen. 


A. Das gZentrum ift ein Fremdkörper im 
national=politifhen Leben. 


Beweis: 

I. Das gentrum ift —— Partei, 

alfo iſt es nicht national-politifh. 
Kann denn nicht eine Partei zugleich konfeſſionell * 

national fein? Nur in einem Glaubensſtaate, d. h. i 
einem Staate, in dem die ganze Nation eines und is 
felben Glaubens ift, wäre das möglich. Dort decken 
ſich Nation und Konfeſſion. Überall aber, wo das ‚nicht 
. der Zall iſt, ſind Nation und Konfeſſion verſchiedene Dinge. 
Unſere Nation ſetzt ſich zuſammen aus Evangeliſchen, 
Katholiken, Juden, Diſſidenten. Es iſt alſo unmöglich, daß 
eine Partei, die nur eine dieſer Konfeſſionen vertritt, zu⸗ 


gleich national, d. h. Vertreterin der deutſchen Nation iſt. 


Noch weniger iſt dies möglich, wenn die betreffende Partei 
die konfeſſionelle Minderheit des deutſchen Volkes ver⸗ 


Er 


tritt. Das ift aber. beim Zentrum als Vertreterin bie 


katholiſchen Minderheit Ba der Mehrheit der anderen 
Konfeſſionen der Fall. 
Auch der Begriff be paritätifchen Staates ſchließt 


konfeſſionelle Parteien aus. Ja, im paritätiſchen Staate 


müſſen konfeſſionelle Parteien als eines der ſchwerſten übel 


bezeichnet werden. 
Wenn ich das Zentrum eine ronfeſſionelle Partei nenne, 
fo- will ich damit felbftverftändlich nicht behaupten, daß e3 


nur religiös und nicht zugleich auch politiſch ſei. Der Sinn 


der Bezeichnung „konfeſſionelle Partei” ift, daß das Ben- 
trum. feine gefamte politifche und kulturelle Tätigkeit kon⸗ 


- feffionell und zwar Eatholifd-ultramontan kon— 


fejftonell orientiert, d. h. das Bentrum iſt eine poli⸗ 


üſch lonfeſ ſſionelle Partei. 


1 Seine Eniftehungsgeföißte, iſt tonfeffoneit. 


Der offizielle Geſchichtſchreiber des Zentrums, Profeſſor 


‚Martin Spahn in Gtrakurg (Das deutfche Zentrum, 


Münden 1907) erwähnt zunächſt bie Gründung der aus 
„gläubigen Katholiken" beftehenden „katholiſchen 
Fraktion” des preußifchen Abgeordnetenhauſes im Jahre 
1852 und gibt zu, daß diefe ftreng konfeſſionelle 
Traktion ber Mutterboden des Bentrums geweſen 


iſt. (A. a. O. ©. 13ff), 


Die Beantwortung der Frage: „Wie entſtand das 
Zentrum?“ (a. a. O. ©. 38ff.) leitet er mit dem be» 


j zeichnenden Satze ein: 


„Je näher im Jahre 1870 der Tag der Erklärung de8 Un⸗ 
tehlbarteitsbogmas BE deſto intenfiver wurde aud) der, der 
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Gegenſatz der ratholiſchen und liberalen TRAILER im. 
ganzen Abendlande.” - 


Alfo mit „Unfehlbarkeitsdogma“, mit atetholiſcher und 
liberaler Weltanſchauung“, d. h. mit vefigiös-Eonfeffionellen 
Erſcheinungen und Spannungen fteht die Geburt des Ben 
trums in engftem, urſächlichem Bufammenhange. 


Ferner leſen wir bei Spahn (a. a. O. ©. 35 ff.): 

: „Am 11. Juni 1870 veröffentlichte die Kölnifche Volkszeitung 
einen Artikel Peter Reichenfpergers als ‚Zufchrift eines der her⸗ 
borragenditen Führers der katholiſchen Partei‘. Peter Reichen- 
fperger fordert darin im Hinblick auf die beborftehenden Wahlen, 
daß ſich die katholiſche Bevölkerung Preußens einen Ver—⸗ 
einigungspunkt duch Aufſtellung eines gemeinſamen Wahl 
programms ſchaffen ſolle. Als deſſen Kardinalpunkte ſchlug er 
auf Grund von Beſprechungen katholiſcher Männer aus ver- 
Thiedenen Teilen de8 Landes vor... . Zergliedert man biefe 
Kardinalpunkte, fo bemerkt man, daß die von kirch lichen Sorgen 
eingegebenen durchaus voranftehen, und daß ihre Formulierung 
aus dem Geifte der. katholiſch-idealiſtiſchen Entwicklung der 
Mitte des Jahrhunderts geboren iſt. ... Der Artikel folgerte, 
daß die Katholiken einer eigenen Partei um jo weniger ent» . 
behren fünnten, als fie an fi) nur eine Minorität darftellen und 
nicht Bloß ihre ftaatShürgerlichen Rechte und Intereſſen, ſondern 

‚überdies ihre: vielfach, angegriffene und bedrohte Eirchliche Frei- 
heit und Lebenöbetätigung ernftlih zu verteidigen haben... . 
Der Drang nad) einer neuen Bartei: Ing den Katho- 
lien in den Sliedern. . . . Eine Berfammlung der katho⸗— 
lifhen Vereine Rheinlands und Weſtfalens beriet den Aufruf 
Reichenſpergers Anfang Juli 1870 in Eſſen.... Die Zahl der 
im November auf das Kölner oder Soeſter Programm gewählten 
Sandtagsmitglieder überftieg ein halbes Hundert. Im Gegen 
fate zu ber ‚Eatholifchen Fraktion‘ refrutierten fie fi) aus allen _ 
preußifchen Provinzen, wo Kathol iken ſaßen. Durch ein Rund» 

Schreiben wurden fie und die fatholifchen Mitglieder des Reichs⸗ 
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tages aufgefordert, Biſchof Ketteler ihre Bereitſchaft zu erklären, 
einer katholiſchen Fraktion beizutreten. ... Am 18. De- 
zember abends verfammelte fi. die Mehrzahl der Landtags- 
abgeoröneten katholiſchen Belenntniffes, und noch am felben 
Abend ward die Fraktion begründet: Auf Savignys und Auguft 
Reichenfpergers Vorſchlag benannte man fie Zentrum.” - 

Der gleichen Auffaffung; der hier Martin Spahn über 
die Entftehungsgefhichte des Zentrums Ausdrud gibt, be- 
gegnen wir bei Baul Majunke, dem langjährigen führenden 
Bentrumsabgeordneten und Chefredakteur der Germania 


in feiner „Gedichte des Kulturlampfes“ (Paderborn 1886, 
S. 149ff. jund beim Biſchof von Mainz, Heinrich Brüd, 


in dem Werke: „Die Kulturkampfbewegung in Deutſchland“ 
(Mainz 1901—1905, fortgefeßt von J. B. Kipling). 

Am 11. Januar 1871 erihien in Form eines „Auf 
zufeg“ „die erfte parteiöffigielle Anvegung zur Bildung der 
Bentrumsfraktion". Sie war unterzeichnet ausſchließlich 
[von Latholiken, darunter: Savignh, Reichen perger, 
Windtharſt mer⸗Alſt, Lieber, Loẽë, Malind- 
rodt. „Das war — wie Majunke ſagt (a. a. DO. ©. 150) 
— Das erfte Anzeichen einer aud) äußerlich herbortretenden 
- Sammlung der katholifhen Elemente in den par» 

lamentariſchen Körperſchaften.“ 

Wie klar und programmatiſch die katholiſ che dürbung 
dieſer ‚„parlamentariſchen Sammlung“ hervortratund als ſolche 
erkannt wurde, beweiſt ein Brief des Breslauer Domkapitu⸗ 
lars, Dr. Künzer, aus dem Jahre 1872. ‚Klinger, vom ſchleſi⸗ 
ſchen Vorſtande der Zentrumspartei aufgefordert, ihr beizutre⸗ 
ten, lehnte ab mit der Begründung, „die Partei verquicke 


Konfeſſion und Politik“. (Majunke a. a. O. S. 162f.) 
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- Auf einer Verſammlung des „Gauverbandes der 
Windthorftbunde Berlin-Brandenburg” am 7. De 
zember 1913 erflärte Dr. Stadtler-Köln: 

„Die Bentrumspartei erwuchs aus einer verzweifelten 


Berteidigungsftellung des deutfchen Katholizismus.” (Ger 
manta vom 9. Dezember 1913.) 


2. Auch die religiöfe. Stellung der Hentai als 
Einzelperfonen beweilt die Konfeffionalität der Zentrums: 
. partei, 

Mit: verſchwindenden Ausnahmen (gegenwärtig iſt nur 
ein Mitglied der Zentrumspartei nicht katholiſch) beſteht 
die Zentrumspartei von Anfang an bis heute ausſchließ⸗ 
lid) aus Katholiken. Ebenfo find die Zentrumswähler 
fo gut wie ausnahmslos Katholiken. 

Das „Bentralorgan der Zentrumspartei”, die Berliner 
Germania, ſchreibt am 31. März 1907: 

Wir regen uns wegen des Vorwurfes, das Zentrum fei . 
eine fonfeffionelle Bartei, gar nicht auf, denn die Tatſache läßt 
fi nun einmal nit wegleugnen und wegdeuteln, 
daß es, wenn es aud) ein rein politifhes Programm hat, dod) 
fo gut wie ausfdließlid aus Katholiken befteht und - 
.beftanden hat und daß es feine Anhängerſchaft ausfchließlich 
im fatholifchen Volksteile findet. Daß das nod) jemals anders 
werden könne, glauben wir nicht, und follte das Unmwahr- 
fcheinliche eintreten, daß auch ein namhafter Teil der 
proteftantiihen Wählerfhaft fi auf den Boden des 
Zentrums jtellte, fo wäre e8 eben das bisherige Zen— 
trum nicht mehr, fondern eine ganz andere Partei.” 


3. Die Drganifation des Zentrums ijt konfeſſionell. 


Aus dem Charakter‘ der Organiſation einer Partei 
ſchließt man mit Recht auf die Art ihres Weſens. Nun 


lo 
find aber die drei Hauptorganifationen der Bentrumspartet 
konfeſſionell. Alſo ift das Zentrum felbft Tonfeffionell. 


a) „Der Volksverein für das katholiſche Deutſchland. u 


Der Berein, der ſchon in feiner Benennung das kon⸗ 
fejfionelle Moment betont, bildet recht eigentlich das Hinter- 
land des Bentrums, aus dem es feine Straft ſhöpft, d.h. 
feine Wähler gewinnt. _ 

Die organifhe Verbindung zwiſchen Zentrum und ge” 
tholiſchem Volksverein“ ift unbeftreitbar. Profeffor Martin 
Spahn ſchreibt über die 1890 erfolgte Gründung des Volks⸗ 
vereins (Das deutſche Zentrum, München 1907): 

„Aus ganzer Seele wirkte der greiſe ruhmbedeckte Führer 
ber Partei dazu mit ... Windthorſts Mitwirkung zum 
Volksverein war feine letzte größere Tat... Er [der Volks⸗ 
verein] follte fich der Pflege des fozialen Verſtändniſſes und der. 
fozialen Tätigkeit innerhalb der Wählerſcharen des Zen- 
trumsß widmen... Das Buftandelommen: diefed Vereins... 
bedeutete... ., daß der Höhepunkt der inneren Schwierigfeiten in 
der Partei... überfhritten war... In ber Reichs tags— 
fraktion hatte feit WindthorftS Tod Lieber wohl das größte 
Anfehen, ohne fhon Führer zu fein. Unermüdlich Half er 
im Volksverein die fozialpolitifhe Organtfation der 
Partei auszubauen” (©. 83. 90.) 

Daß der „katholiſche“ Volksverein konfeſſionell ift, 
bedarf Feines Beweiſes. Und wie fehr er unter Kirchlich- 
bierarchifcher Leitung und Beauffitigung fteht, ergibt ſich 
aus einem „Erlaß“ des Du? bon Breslau, Kopp, 
bom 16. März 1910: 

„Es iſt vom preußifden —— für angemeſſen 
“ eradjtet worden, daß den oberhirtlichen Stellen von 
- allen wichtigen Borgängen und Beranftaltungen des 
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katholiſchen Volksvereins Kenntnis gegeben werde. 
Da die Gründung neuer Zweigvereine des Volksvereins ohne 
Zweifel ein ſolcher Vorgang iſt, wünſche ich, daß mir darüber 
vorgängig Mitteilung gemacht werde.“ (Germania vom 4. Mai 
und 7. Oktober 1910.) 

Die gejamte Bentrumspreffe hat den „Erlaß" 


des „preußiſchen Epiſkopats“ billigend veröffent⸗ 


licht. 
b) „Die Windthorſt⸗Bunde“. 

Sie ſind die Jungmannſchaft des Zentrums. Bis 
zum Jahre 1905 waren die Windthorit-Bunde | atzungs⸗ 
gemäß katholiſch⸗ konfeſſionell. Auf dem Bundes» 
tage zu Köln im Jahre 1905 wurde der Beihluß ge 
faßt, den katholiſchen Charakter fallen zu laſſen und 
„interfonfeffionell“ zu werden. Auf dem Bundestage 
zu Wiesbaden 1907 ftellten Effen-Breslau den Antrag 
- auf Wiederherftellung der fagungsmäßigen Konfeffionalität. 
Begrlindet wurde der Antrag vom Fürften Lömwenftein, 
dem Proteftor der Windthorft-Bunde. 

„Die Religion — fo fagte Fürſt Lömwenftein— umfaffe alle Ge- 
biete des Lebens und könne daher bei der politifchen Erziehung 
der Jugend nicht entbehrt erden. Diefe Religion könne für 
uns nur die katholiſche fein. Er fehe in dem Beftreben, das 
Wort ‚Eatholifch‘ zu vermeiden, eine Gefahr für den Glauben. Er 
erjuche, dem Antrag zuzuftimmen.” Dann fuhr er fort: „Ich 
verdiente mit Schimpf und Schande hier hinausgejagt zu werden, 
wenn ic) nicht in meiner Eigenfhaft als Protektor für die Auf: 
rechterhaltung des katholiſchen Charakter der Windthorft-Bunde 
mit aller Entfchtedenheit eintreten würde.“ (Moeren, Zentrum 
und Kölner Richtung, Trier 1913, ©. 3. 4.) 

Der Antrag wurde abgelehnt. ee a er⸗ 
griff nochmals das a 
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Es ift mir nad) dem foeben gefaßten Beſchluſſe unmöglich, 

Protektor zu bleiben. Vor Schmerz über. diefen Beſchluß könnte 
ſich mir das Herz im Leibe herumdrehen. Hiermit lege id) das 
Proteftorat nieder.” (Noeren a. a. DO.) 
Trotz der feit 1907 beftehenden „Snterfonfefftonafität" . 
find aber die Windthorft-Bunde bis zur gegenwärtigen 
Stunde Tonfeffionell geblieben. Aus den „Parteinach⸗ 
richten“ der Germania geht nämlich hervor, daß die 
Windthorſt⸗Bunde offizielle „geiftliche Beiräte” Haben in 
der Perfon katholiſcher Kapläne oder Pfarrer. (Ger 
mania vom 28. Juli 1907, vom 24. Auguft 1907; vom 
9. Februar 1908, vom 11. November 1909 uſw.) 

Auch in folgenden Tatſachen gibt ſich die Ronfelfiona- 
Yität der Windthorft-Bunde Fund: 


In einer Verſammlung der Windtforft-Bunde zu Berlin 
am 18. Dezember 1907 deutete der katholiſche Pfarrer Waß— 
mann bie „Snterkonfeffionalität” der Windthorft-Bunde: „Die 
vom Windthorft- Bund find. auch) auf interfonfeffionellem Boden 
gute und treue Katholiken.” (Germanta vom 18. Dezember 
1907.) 


Die Germania vom 5. Dezember 1913 ſchreibt in 
einem Begrüßungsartikel für den „Gauverband der Windt⸗ 
horſt⸗Bunde Berlin⸗Brandenburg“: 


„Was wir im Windthorft-Bunde wollen? Wir wollen kämpfen 
um unſere Ideale, wir wollen ſtreiten um das Erbe unſerer Väter. 
Wirſtehen ein für unſeren Glauben und unſere Kirche... 
Wer uns dabei hilft, mag es tun in der Überzeugung, damit dem 
Zentrum, der Kirche und dem Vaterlande einen I zu er⸗ 
— 


Auch in Verſammlungen * Bindiforfunde 
tritt der Fonfeffionelle Charakter hervor: 
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Die —E —— Berlins ta gen mit Vorliebe im 
„katholiſchen Vereinshaus“ Niederwallſtraße 11), vgl. Ger⸗ 
mania vom 7. Dezember 1910, vom 3. Januar, 3. und 17. März, 
5. September, 29. November 1911, 18. Dezember 1912, 9. April 
1913 uſw. — Die Vortragsthemata find Häufig ſtreng kon⸗ 
feffionell: Germania vom 1. Oftober 1910: „Windthorft-:Bund 
Pankow, Bortrag: Das Duell und wir Katholiken.” — 
Die Einladungen zu Berfammlungen der Windthorjt-Bunde 
find fonfefftonell: Germania vom 26. Januar 1910: „Windt⸗ 
Horft-Bund Norden... Alle katholiſchen Männer find dringend, 
eingeladen.” Saft die gleiche Einladung fteht in der Germania 
vom 15., 16., 17. März 1911 für Verſammlungen des Windt- 
Yorft-Bundes Charlottenburg. 

Ende Januar 1914 berichtete die ultramontane —* 
poſt über „das rege politiſche Leben“ in Fraulautern 
und führt als Beweis an: „die gemeinjame Tagung der 
Windthorftbundverfammlung und des Fatholifchen 
Arbeitervereins“. (Tägliche Rundſchau vom 23. Januar 1914.) 


c) Die gefamte Prefje der Zentrumspartei tft kon— 
feffionell zufammengefdloffen im: „Auguftinus- 
Berein zur Pflege der katholiſchen Preſſe“. 


Der Zentrumsführer Julius Bachem nennt den 
Auguſtinus⸗Verein „die große Organiſation der Zentrums⸗ 
preſſe.“ (Der „Tag“ vom 22. Auguſt 1911.) Und daß 
dieſer ſchon dem Namen nach konfeſſionelle Verein auch die 
politiſche Seite der Zentrumspartei umfaßt, beweiſt ein 
Artikel der Kölnifhen Bolkszeitung vom 7. Auguft- 
1911: „Zur Beratung der politifhen Lage“: 


„Dort wird von der Generalderfammlung des Augu- 
ſtinus⸗Vereins zu Mainz berichtet, daß fie ‚Refolutionen‘ ge- 
faßt habe, die fi) aufdieinnereundäußere Politik beziehen.“ 
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d) Die ZTeilorganifationen des Zentrums find, 
ebenſo wie ſeine genannten Hauptorganiſationen, 
konfeſſionell. 

Aus der Kölniſchen Bellen vom Jahre 1905 
(Nr. 942): 

„Zatfählich iſt die Kölner Bentrumßpartei feit Menſchen⸗ 
gedenken nach Pfarrbezirken organiſiert, und die Vorſteher 
werden ſeit Menſchengedenken Pfarrvorſteher genannt.“ 
Bei den Kölner Stadtratswahlen im November 
1913 fandte der „Verband der tatholifhen Mädcen- 
ſchutzvereine Weſtdeutſchlands“ Nerntes Schreiben 
an katholiſche Damen Kölns: 


„Köln, den 29. Oktober 1913. Sehr — Dame, die 
Kölner Zentrumspartei benötigt für die Stadtratswahlen, 
welche am 3., 4. und 5. November ſtattfinden, noch ehrenamtliche 
Mitarbeiterinnen. Sie bat uns, bei den Damen ber Bahnhofs» 
miffton anfragen zu wollen, ob Sie fid) für den einen oder 
anderen Tag in ben Dienft der guten Sade ftellen wollten. 
Sn Frage kommen die Stunden Montag, Dienstag. und Mitt 
woch von IUhr morgens bis 1 Uhr mittags und von 4—8 Uhr 
abends. Das Büro der Bentrumspartet befindet ſich in 
diefen Tagen in der Bürgergeſellſchaft.. Haben Ste doch die 
große Güte, uns, wenn möglid, mitzuteilen, ob und an melden 
Tagen auf Ihre freundliche Mitarbeit geredjnet werben kann.“ 
(Tägliche Rundſchau vom 8. November 1913.) , 


, Das Bentralorgan ber Zentrumspartei, die Berliner 
Germania, brachte bis zum Jahre 1908 unter der Über 
ſchrift: „Parteinachrichten“ Tag für Tag Ankündt- 
gungen, aus denen offenfichtfich hervorging, daß die Zen⸗ 
trumsbezirke von Groß-Berlin ſich decken mit den 
katholiſchen Pfarreien Berlins. 
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In ermüdender Gleichförmigkeit hieß es dort: „Zentrums: 
teilkomitee Herz Jeſu“, „Zentrumsteilkomitee St. 
Afra“, „Zentrumsteilkomitee Corpus Chriſti“, „Zen- 
trumsteilkomitee St. Matthias“, „Zentrumsteil— 
komitee Liebfrauen“, „Zentrumsteilkomitee Heilige 
Familie“, „Zentrumsteilkomitee Heilige Hedwig”, 
„Zentrumsteilkomitee Heiliger Sebaſtian“, „Zen— 
trumsteilkomitee Heiliger Joſeph“ uſw. 


Als’ ich in Tageszeitungen und. in meinen Bude: 
„Rom und das Zentrum (Leipzig, Breitkopf & Härtel, 
Preis 1M.) auf den Eonfeffionellen Charakter der „Partei- 
nachrichten“ hinwies, verſchwand die offen Eonfeffionell- 
firhliche Abftempelung der Zentrumsbezirke allerdings all» 
mählich, allein ihr Eonfeffionelles Sein und Wefen behalten 
die „Barteinacjrichten“ der Germania bis Heute bei, und 
nicht felten tritt auch noch der’ offen kirchlich-konfeſſionelle 
Charakter hervor: 


„Zentrumswahlverein 10, Norden: alle Katholiken der Ge⸗ 
meinde St. Afra ſind eingeladen“ (Germania: vom 7. Oftober 
1911); „Zentrumsverein 11, Oranienburger Vorſtadt: An. alle 
Katholiken der St. Sehaftiansgemeinde ergeht die dringende 
Bitte, zu dieſer Verſammlung zu erfcheinen” (Germania vom 
20. September 1911); „Bentrumsverein 13, Webding: Der wich⸗ 
tigen Tagesordnung wegen werden alle Damen und Herten der 
St. Joſefsgemeinde um ihr Erſcheinen gebeten” (Germania 
vom 29. Juli 1911); „Bentrumswahlberein 6, Often: Die Kar 
tholifhen Männer bon St. Pius und St. Antonius, welche 
noch nicht Mitglied unferes Wahlvereins find, werben hierdurch 
befonders eingeladen” (Germania vom 13. November 1908); 
„Zentrumsverein 9, Schönhaufer Vorftadt: Vortrag Über: Ka= 
tholiſches Bolt, erwache und ſchütze deine Orden“ (Ger - 
mania bom 8. April 1913); „Zentrumsperein Landsberg a. W.: 
Am nächſten Sonntag findet die nächſte Verfammlung aller Zen⸗ 
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trumsanhänger ftatt. Ale Katholiken der Gemeinde über 
18 Jahre, Männer und Grauen, find m z BRENNEN, 
vom 11, Dezember, 1913.) 


Auf der Vertrauensmännerverſammlung der 
ſchleſiſchen Zentrumspartei zu Breslau am 13. Nov. 
1913 wurden folgende Berhaltungsmaßregeln feſtgeſetzt: 

„Da die Wahlbezirkein vielen Zällen keinen politiſch oder 
fichlic) oder kommunal gefchloffenen Bezirk bilden, für'den eine 
. perfönliche Spitze zu finden ift, fo bleibt nur übrig, die Pfarrei 
als den abgejchloffenen einheitlichen. Bezirk anzunehmen; danad) 
mußten die Wahlbezirke nad) ihrer Zugehörigkeit zur 
Pfarrei geordnet werden. Dies konnte an der Hand 
des Didzefenfhematismus gefhehen. Die Stimmen= 
zahlen bei.den Wahlen können aud mit Hilfe der 
Pfarrgeiftlichkeit feftgejtellt werden. Die Kreispor- 
figenden müffen fid} naturgemäß beider Umſchreibung 
. nad) Pfarreien anerfter Stelle an den Pfarrer rg iu 
(Täglide Rundſchau vom 20. Dezember 1913.) 


Außerft lehrreich find grundfägliche Auslaſſungen ber 
Kölnifhen Volkszeitung vom 12. Mat 1907 ‘über ‚den 
großen Nuten konfeſſioneller —B für 
das Zentrum: 


„Die geſchichtliche Entwicklung der Zentrumspartei hat es mit 
ſich gebracht, daß ihre Wähler ſich vornehmlich aus dem katho— 
liſchen Volksteile rekrutieren. Mit dieſer Tatſache muß 
bei dem Ausbau der Organiſation nach der formellen 

Seite gerechnet werden. Der katholiſche Volksteil hat im 
Laufe der Jahre ſich eine Reihe von Vereinigungen zu religiöſen, ſo⸗ 
zialen und ſozialpolitiſchen Zwecken geſchaffen, die ſich gut bewähren 
und unentbehrlich geworden ſind, von deren Arbeit im gewiſſen 
Sinne auch das politiſche Leben, ſogar das parteipolitiſche Leben pro⸗ 
fitiert. Es kommen in Betracht unſere kathol iſchen Männervereine, 
die katholiſchen Standesorganiſationen mit ſozialen Zwecken, un- 
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ſere katholiſchen Arbeiterjefretariate und fiherlich nicht zulett die 
Toztale und apologetifche Organifation der deutſchen Katholiken, 
ber Vollsverein für das Tatholifche Deutfchland. Diefe Or 
gantfationen können und jollen feine parteipolitifchen Gebilde 
fein, fie wollen aud) die Organifatton der Zentrumspartei durch⸗ 
aus nicht erfehen, wohl aber fann fid) die Zentrumspartet 
in mander Hinſicht auf die Arbeit der genannten Or» 
ganifationen ſtützen. Die Aufllärungsarbeit der genannten 
Snftitutionen, die grundſätzliche foziale, politifche und religiös⸗ 
apologetifhe Schulung, welche von dieſen Einrichturigen ausgeht, 
gereicht auch der Zentrumspartet zum Ruben, wie ums 
gekehrt die Zentrumspartei auf dem politifchen Gebiete die Arbeit 
ber obengenannten anderen Vereinigungen zu fördern berufen 
und befähigt iſt. Es befteht alfo ein gewiſſes Aufeinander« 
angewieſenſein, und infolgedefjen auch die Notwendigkeit eines 
freundſchaftlichen Bufammenarbeitens und gegenfeitiger Verftän- 
digung unter den beteiligten Perfonen. Das muß bei der 
Trage der beiten Organifationsform für bie Zen— 
trumspartei bedacht werden." (12, Mai 1907.) 


e) Zentrumsverſammlungen tragen konfeſſionellen 
Charakter. 
Aus der Germania vom 13. Dezember 1911: 
„Große Zentrumsverſammlung für Pankow. Katho—⸗ 
liſche Männer, Jünglinge und Frauen erſcheint vollzählig.“ 
Aus der Germania vom 5. Januar.1912: 
„Kirchliche Nachrichten. Kuratie St. Paulus, Moabit. 
Wegen der Bentrumsverfammlung am Sreitag, den 5. Januar 
findet die fchon angefündigte Sühneandacht für die Männer erft 
am folgenden Tage, dem 6. Januar, am Heiligen Dreikönigsfefte, 
abends 81/, Uhr ftatt. Thema des Vortrages: ‚Die Arbeit im 
Lichte des katholiſchen Glaubens.“ 
Auf einer Bentrumsperfammlung zu Dortmund 
am 25, September 1910 wandte ſich der Leiter der Ver— 
Hoensbroech, Das Zentrum. 2 
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ſammlung, Herr Lenſing, an den Hauptredner des Abends, 
den — Grafen en chma mit der Ka 
forderung: 


der biſchöflichen Behörde —— daß Quertreibe⸗ 
reien im Zentrum zerſchellen würden „an der Treue und 
Einigkeit des katholiſchen Volksteils“. 


In Rieden, einem Orte des Kreifes Mapen, verkündete 
Sonntag den 10. Dezember 1911 der Ortsgeiſtliche in 
der Frühmeſſe und im Hauptgottesdienft bon der 
Kanzel: 
„Die für Sonntag ia Bastkumdvefimntun findet: 
nicht ftatt, da der betreffende Herr RER ift, ganz ficher aber 
om Neujahrstage. — 

Am Sonntag vor Neujahr und am —— wurde 
in Frühmeſſe und Hochamt von der Kanzel verkündigt: 
WMorgen bzw. Heute findet um 4t/s Uhr in der Wirtfchaft ©. bie 
Bentrumsverfammlung ſtatt. “Gölniſche Btg., 6. Januar 1912.) 

Die. ultramontane nie Landeszeitung ‚bom 
15. Dezember 1909 Eündigte an: 


» „Öffentliche politifche Verſammlung Sonntag den 19. De 
zember d. Is. nachmittags 1/24 Uhr in Orſcholz im Saale ber 
Wirtſchaft Heeden: Zentrumsverfammlung: 1. Reichefinanz- 
reform. 2. Schulfrage. Alle Zentrums wähler find eingeladen. 
—— Pfarramt.“ Gðölniſche Volkszeitung bom 18. Dez. 1909.) 


Der Benteunmsführer Dr. Karl Bachem ſpricht in 
ſeiner Rede auf dem Zentrumsparteitage zu Krefeld 
am 14. Mat 1913 wiederholt von „unferen katholiſchen 
Orden", bon „unjeren Ordensanftalten"; er ſchließt 
feine | Worte mit der Berfiherung: = 
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„Wir kämpfen für die Freiheit der Kirche.” ERR 
Volkszeitung vom 15. Mai 1913.) 

Der Redakteur der ultramontanen ä Rheiniſ chen 
Bollszeitung. Dr. Lorenz, hielt im November 1907 
im „katholiſchen Volksverein“ zu Bauen (Main) 
eine Rede in der es Heißt: 

„Einft werben alle Katholiken bon dem himmlifchen 
Richter gefragt: Haft du dem Volksverein angehört; warſt 
du Mitglied des Zentrumwahlvereins; Haft du bei Ge⸗ 
meindewahlen, bei Landtags- und Reichstagswahlen ſtets für dag 
Zentrum geftimmt? Dann wohl demjenigen, der zur 
bimmlifhen Majeftät fagen kann; ich war Soetalı da- 
bet.” (Tägliche Rundſchau 28. Nobember a); 


f) Bahlaufrufe des Bentrums und Satzungen 
ſeiner Provinzorganiſationen ſind konfeſſionell. 


In allen Wahlaufrufen iſt ſtets die Rede davon, daß 
das Zentrum an erſter Stelle eintritt. für die „Freiheit 
der Kirche”. Die „Kirche“ iſt aber nur die katholiſche. 

Im BWahlaufruf der Rheiniſchen Zentrums 
partei: für die Landtagswahlen 1913 heißt:es * 
niſche Volkszeitung vom 8. Mai 1918): u 

„Die Zentrumspartei hat auf ihr Banner geſchrieben: Frei⸗ 
heit der Kirche, —— ihrer ———— 
haften." 

. Da in — nur die tathoüſche girche „Ordens⸗ 
geſellſchaften“ beſitzt, fo tritt in diefem Wahlaufruf ein 
konfeſſionelles Moment hervor. 

Im —— der Rheiniſchen BZentrums⸗ 
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partei für den Regierungsbeziet Düffeldorf vom 
Jahre 1905 fteht der ‚Sat: 
„Die Verbindung zwiſchen dem katholiſchen Volte und 
ſeinen gewählten RSS muß immer inniger geſtaltet 
werden. “ 

Die ultramontane Kölniſche —E unter⸗ 
ſchlug dieſen Satz, weil ſchon damals die Hervorkehrung 
der Konfeſſionalität nicht in ihre „Richtung“ paßte. - (Röl- 
nifche Zeitung Nr. 446 vom Jahre 1905 und ha 
Beitung vom 16. Sept. 1911.) 

Die Satungen der Bentrumspartei Schlefiens 
enthalten im 8.17 bie Beftimmung: Kandidat der Zen⸗ 
trumspartei könne nur ein „überzeugter Katholik“ 
fein.. Wie der Zentrumsführer Dr. Porſch (erfter Vize⸗ 
präfident des preußifchen Abgeorönetenhaufesit) auf dem 
Bentrumsparteitage zu Neiffe am 24. Oftober 1906 _ 
erflärte (Kölnische Volkszeitung vom 26. Dit. 1906), hat 
Windthorft diefe, „jelt 20 Fahren“ beftehende konfeſ⸗ 
ftonelle Beftimmung ausdrücklich gebilligt und fo befteht 
fie auch in der neueften Ausgabe des fchlefifchen Partei- 
ftatut3 vom Februar 1911. (Kölniſche Zeitung vom 
13. Oltober wu) a 


5 Zothotiſche Biſchöfe treten in ihren Hinten· 
briefen“ für das Bentrum ein. 


. Erzbifhof Melders von Köoln am 28. Oktober 
1870: 

„Wählet alſo, in dem Herrn Geliebte, cuchtige und zuver⸗ 
läſſige, wo möglich, gläubige — de Männer von Einſicht 


RR 


und Erfahrung, bon weldien ihr gewiß feid, daß fie mit Ent- 
ſchiedenheit einftehen werden für die Aufrechterhaltung der ver- 
fafjungsmäßigen Freiheit und Selbftändigfeit der Kirche und . 
dert ihr gebührenden Einfluß auf die Schule, Ehe und Familie, 
fowte auf die Bildung und Entwicklung der fo überaus heilſam 
wirkenden religiöfen Genofjenfchaften. Die hochwürdigen Pfarr» 
Geiſtlichen aber erfuche und ermahne ich auch bei dieſer Ge- 
legenheit, die Gläubigen über ihre Pflicht der fleißigen 
Beteiligung an den beborftehenden Wahlen, und über die 
Art und Weife, wie fie diefes Recht im wahren Sntereffe des 
Staates ſowohl als der Kirche nad) Obigem auszuüben Haben, 
gründlich zu belehren und aud) anderweitig den ihnen auftehenden 
Einfluß für einen guten Ausfall der Wahlen in geeigneter Weiſe 
zu verwenden.” (Kölnische Vollszeitung 1870, Nr. 304.) 

Bifhof Brinkmann von Münfter am 28. Of 
tober 1870: 

„Obwohl wir politifchen Parteibeftrebungen ganz und gar 
fern ftehen, fo fehen wir e8 doch als eine Pflicht unferes Amtes 
an, euch auf die ſchwere Verantwortung aufmerkſam zu machen, 
melde euch al8 Katholiken treffen würde, wenn ihr bei den 
fommenden Wahlen das euch zuftehende Recht entweder un⸗ 
benutzt laſſen oder in verkehrter Weife gebrauchen wolltet. . 
Daher ermahnen wir euch, Geltebte in dem Herrn, bei 
den beborftehenden Wahlen eurer Pflihtals Katholiken, 
alötreue Söhne unferer heiligen Kirche eingedenk zu 
bleiben. und barum gemiffenhaft an dem Wahlafte teil- 
zunehmen und nur folde Männer zu wählen, melde mit 
Einfiht, Beſonnenheit, Rechtſchaffenheit und Erfahrung auch das 
rechte Verſtändnis bon der Bedeutung und Tragiveite jener großen 
ragen verbinden; welche felbft treue Katholiken oder doch 
mindeſtens gläubige Chriften find und fich als folche bewährt haben.” 
(Kölnifche Volkszeitung 1870, Nr. 306.) 


Biſchof Haffner von Mainz im Jahre 1897: 
„Alle Eatholifhen Männer müfjen an den Wahlen 
fich beteiligen und biefe in entfprechender Weife vorbereiten. Ich 
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empfehle insbefondere die Teilnahme an dem Ben 
trumsverein und an dem Volksverein für das katho— 
liſche Deutſchland, welcher ſich die Unterftühung des Zentrums 
angelegen-jein läßt. Mean fage nicht, die politifchen Angelegen⸗ 
beiten hätten nichts mit der Religion zu tun.” (Göß, Das Beir 
trum. eine Eonfejfionelle Partel, Bonn .1906, ©. 144) . 


Biſchof Fritzen von Straßburg in " feinem 
Saftenhirtenbrief bon 1906:. 


„Sie müſſen, wenn Ste das Wahlrecht ausüben, N olche 
Männer wählen, von denen Sie überzeugt ſind, daß ſie nicht 
nur fähig ſind, Ihre weltlichen Intereſſen zu vertreten, ſondern 
auch entſchloſſen ſind, gegebenenfalls entſchieden für die Rechte 
der Kirche einzutreten. Es würde eine ſchwere Pflichtverletzung 
ſein, wenn Sie kirchenfeindlichen Männern Ihre Stimme 


geben wollten. Sodann müſſen die Wähler Überhaupt zur Wahl⸗ 


urne gehen und nicht zu Haufe bleiben. Jedenfalls würden fie 
ſich durch den Nichtgebraud, des Wahlrechts ſchwer verfehlen, 
wenn die Gefahr vorhanden wäre, daß ein kirchenfeindlicher 
Mann als Sieger aus der Wahlurne hervorgehen würde... 

Die deutſchen Katholiken haben dieſen Zuſammen— 
ſchluß gefunden in einer Parteiorganiſation, welche 
dle Bewunderung der ganzen katholiſchen Welt er- 
regt. Diefe feftgefhloffene Einigkeit hat die kat hol iſche Kirche 
in Preußen und anderen Bundesftanten über die ſchweren Zeiten 


des Kulturkampfes Hinausgeführt und gerettet. Diefe feftge- 


ſchloſſene Einigkeit ift aber auch die befte Bürgſchaft für dte 
Bufunft des Katholizismus in Deutſchland, denn durch 
fie befigt die Fatholifhe Kirche in Deutſchland die Kraft, 
den heftigen Angriffen zu trotzen, denen fie ausgeſetzt tft.“ Götz, 
a. a. O. S. 146.) 


h) Die ——— iſt die hriſtliche⸗ 
d o.h, bie katholiſche Partei. 


‚ Bentrunsrehne betonen ſtets, * ihre Partei auf dem 
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Boden der „chriſtlichen Weltanſchauung“ ſteht. Unter 
„chriſtlicher“ Weltanſchauung iſt aber katholiſche Welt⸗ 
anſchauung zu verſtehen (vgl. unten: „Ausſprüche von 
Zentrumsführern“). So — z. B. die Köolniſche 
Volkszeitung: 


„Die aölniſche Volkszeitung‘ hat den Ausdrud Sefitite 
Weltanſchauung' nie im Sinne eines verwerflichen Interkonfeſſio⸗ 
nalismus — ‚ ſondern ganz in dem gleichen Sinne, wie 
er von ..... katholiſchen Blättern und Zeitfchriften, von ka⸗ 
tholiſch en Apologeten, vom Lokalkomitee für die Katholiken⸗ 
verſammlung in Augsburg uſw. bis in die allerjüngfte Beit ge 
Braucht worden ift.” (15. Auguft 1910.) 

„Es iſt ihr [der Kölniſchen Volkszeitung] niemals ein« 
gefallen, eine ‚allgemein chriftliche Weltanfchauung‘ an Stelle: der 
‚fundamentalen Norm der Fathofifchen a rl zu jepen." ii 
(28. Dezember: 1910.) 


Der Bentrumsführer uud Abgeordnete Trim⸗ 
born erklärte in einer Rede auf dem Zentrumspartei⸗ 
tage zu St. Johann (Saar) am 15. Oktober 1905: 

„Die Grundmauern des Zentrumsturmes ruhen 


auf der Religion: in dieſer liegen die Wurzeln unſerer 
Kraft.“ Gölniſche Volkszeitung vom 16. Oktober 1905.) 


. Der Zentrumsabgeordnete Gronowski verkündete 
als Sprecher ſeiner Partei im preußiſchen Basis 
netenhauje am 25. Februar 1910: 

„Wenn Sie da8 Geheimnis unjerer Einigkeit — lernen 
wollen, dann will ich es Ihnen verraten: es iſt unſere Welt⸗ 


anſchauung, die chriſtliche Weltanſchauung, die uns zu⸗ 
ſammenhält.“ (Stenographifcher Bericht, Sp. 2215.) 


A dem Bentrumsparteitage für den Regier 
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iungssejiät Köln,.der am 19. Oktober 1913 zu Honnef 
Kae, jagte der Zentrumsabgeordnete Naden: . 


„Büt die Bentrumswählerfchaft wird das Zentrum bleiben, was 
es ift: eine wahre chriftliche Volkspartei. Die Wählerſchaft 
weiß auch, daß nirgends und niemals das Zentrum katholiſche 
Grundfätze preiögegeben oder dem Indifferentismus Vorſchub 
geleiftet hat.“ (Kölniſche Volkszeitung vom 20. Oltober 1913.) 


4. Zentrumsführer erklären ihre Partei für eine tonfeſſionelle. 
Der Biſchof von Mainz, Freiherr von Ketteler. 
In feiner Schrift: „Die Zentrumsfraktion auf dem 
eriten deutfhen Reichstage“ (1871) nennt Setteler das 
Bentrumsprogramm „ein Programm für Katholiken“, 
„ein Eatholtfches Programm“ und bezeichnet die Zentrums» 
partei als „eine Fatholifche Partei” (bei Noeren, Zentrum 
und Kölner Richtung, Trier 1913, ©. 42). In einem Schreiben- 
bom 1. Zuli 1871 an den Kardinal- Staatsfefretär Anto— 
nelli fpridt er bom Zentrum als von der „Eatholifhen 
Bentrumsfraftion"d. (Pfülf S. I, Biſchof von Setteler, 
Mainz 1899, 3, 163.) & E 


Windthorft: 


„Es hat eine Borfehung es gewollt, hof ein Kreis von Männern 

ldas Zentrum] dorthin [nad Berlin] gefandt wurde aus dem 
katholiſchen Volke, welche es, nad) dem Maße ihrer. Kräfte, . 
verſucht Haben, ven Glauben offen und kIar zu befennen... 
und in dieſem Bekenntniſſe des Glauben? ift ein Segen 


4) Auch die päpſtlichen Kardinal-Staatzfekretäre. nennen 
das Zentrum, ſooft fie ſich mit ihm amtlich befafjen: „die 
katholiſche parlamentarische Partei”. So Antonelli in einem 
Schreiben vom 5. Juni 1871. an den Bifhof von Mainz, 
Breiherrn von Ketteler; Sacobini in einem Schreiben 
bom 21. Januar 1887 an den Münchener Nuntius di Pietro. 
Majunke, Geſchichte des Kulturfampfs, ©. 175. 583.) 
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erwachſen, ber weit über .menjchliche Berechnung hinausgeht... . 
Dies Belennen unfererfeitS, die furchtloſe Bezeugung 
deffen, wa8 wir zu unferer Jugendzeit im Katechis— 
muß gelernt hatten, daS ift e8, was uns fo viele Herzen 
gewonnen hat, wenn Sie beim Anblide der Bentrumsmänner 
eine fo herzliche, wahrhaft. erquidende Teilnahme ung bezeigen.“ 
(Rede auf dem SKatholifentage zu Aachen im- Jahre 1879: bei 
Roeren a. a. O. ©. 54f.) 

„Wollen Sie Ihre Religion aufrecht erhalten und 
ſchützen, ſo ſorgen Sie immer für eine rechte und ziel— 
bewußte Zentrumsfraktion.“ (Nede auf dem Parteitage 
der. rheiniſchen Zentrumspartei zu Köln am 3. Februar 1890: 
abgedrudt bei Menzenbach, Windthorft, ©. 107 ff.) 


Am 24. Juli 1907 frifchte die Germania eine, tie 
fie e8 nennt, „zeitgemäße Erinnerung” auf, indem fie die 
Worte wiedergibt, die „Der unvergeplihe Zentrumsführer 
Windthorſt“ am 25. Juli 1875 in einer Verfammlung zu 
Mainz bei Gelegenheit des 26jährigen Bifchofsjubiläums 
des Biſchofs von Mainz, Freiherrn von Ketteler, 
ſprach: 


„Es iſt ein Freundeskreis in Deutſchland zuſammengetreten, 
der ſich zur Aufgabe gemacht hat, die Wahrheit gegenüber dem 
Unglauben und dem Materialismus zu verteidigen. Das 
will, das tut die Zentrumsfraktion. Täuſchen wir uns 
nicht: Die Zeiten ſind ernſt! Der volle Haß und die ganze 
Bosheit des Unglaubens kommt jetzt zum Ausbruch. Dieſem 
Unglauben müffen wir entgegentreten und ihn bekämpfen. 
Ich weiß kaum ein Beifplel in der Gefchichte, wo e8 dem Laien 
fo zur Aufgabe gemacht war, für die kirchlichen Wahrheiten ein- 
zutreten, wie jet. Die Laten find an und für fi) nicht berufen, 
fo Großes zu leiften. Wenn Gott aber fie dazu beruft, fo müſſen 

fie diefe Miffton nad) Möglichkeit zu erfüllen fuchen. Wir fehen 
auf das leuchtende Beifpiel, da8 uns unfere Borgefekten 
geben. Es gibt viele, weldhe die Frage aufwerfen, woher wir 
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die. Miſſion zu einem ſolchen Auftreten hätten. Darauf iſt zu 
antworten: Jeder Laie hat die Pflicht, wo die Gelegenheit ſich 
Bietet und wo er gefragt wird, feinen Katehismus herzuſagen, 
jeder fo gut er Tann. Indem wir die Wahrheit verteibdi=- 
“gen, fagen wir eigentlid nur unferen Katechismus 
her, ben unfere Gegner nit fennen. Wenn wir aber 
etwas nicht recht machen, ſo haben die —— es zu 
korrigieren. 


Mit unmißverſtändlicher Deutlichkeit hat —* Windt⸗ 
horſt dem Zentrum den konfeſſionell-kirchlichen Charakter 
aufgeprägt und es unter die Leitung der Biſchöfe („unſere 
Vorgeſetzten“) geſtellt, und „das Zentralorgan der Ben- 
trumspartei“ fügt den Windthorſtſchen Achlaſungen aus 
igenem hinzu: 

„Im Verlaufe der 32 Jahre haben Windthorſis Worte an 
Kraft und Bedeutung nichts verloren, und ſolange das katho— 
liſche Volk dieſer Fahne treu: folgt, wird ihm der end» 
gültige Steg nicht ausbleiben.“ (Germania vom 24. Juli 1907.) 

Mitten im heißen Septennatswahlfampfe hielt 
Windthorft in einer großen Zentrums-Wahlverfammlung 
zu Köln am 6. Februar 1887 feine berühmte Nede über 
das Eingreifen des Papftes Leos XII. zugunften 
der Bismardfhen Septennatsvorlage. Auf die 
Wirkung des päpftlichen Eingreifens gehe ich weiter unten 
ein. Hier foll aus der Rede Windthorfts. gezeigt werden, 
wie er, troß ſcheinbaren Widerftandes gegen den „Wunſch“ 
des Papſtes, dennoch anerkennt, daß der Papft, d. h. 
das religidfe Haupt der fatholifchen Religion, aud) 
das Haupt der Bentrumspartei tft: 


. „Der Erlaß des Herrn: Kardinal-Staatsfekretärd Jacobini 
‚enthält die Willensäußerung unferes geliebten Heiligen 
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Vaters Leos XII. Wir werden ſtets und namentlich in der 
gegenwärtigen Zeit jedes Wort, das von unſerem Heiligen 
Vater zu uns gelangt, mit voller Ehrerbietung und 
mit freudigem Herzſchlage begrüßen: Es wären ent— 
artete Söhne, welchen das Vernehmen der Stimme 
ihres Vaters unbequem wäre... Der Heilige Vater ſpricht 
feine Überzeugung aus, daß die Zentrumsfraltion auch jetzt noch 
fortdauern und für die Folgezeit immer beſtehen müſſe. Können 
wir Beſſeres verlangen? Der Heilige Vater hat dieſe Antwort 
gegeben auf eine Anfrage des Vorſitzenden der Zentrumsfraktion 
im deutſchen Reichsſstage, des Baron zu Franckenſtein, und der 
hatte gefragt, ob e8 dem Intereſſe der Kirche entfpräde, 
wenn unfere Mandate. im NReihötage nit. fort» 
“dauerten; wir würden dann 'unfere Mandate nidt 
weiter fortſetzen. Darauf antwortete der Heilige 
Bater Far und beftimmt: Nein!‘ Er billigt alſo jogar die 
Perſonen, die bisher in der Fraktion waren. Können wir 
einen beſſeren Wahlaufruf machen als den, welchen der 
Heilige Vater uns hat fchreiben laſſen? Ich könnte 
meinen Vortrag hier ſchließen und Sie auffordern: Wählet, 
wie der Heilige Vater es will! ... Ich bin überzeugt, 
wenn wir dem Heiligen Vater unſere Gründe darlegen, daß er 
dann feinen treuen Söhnen. nicht zürnen wird. Das ift.fo 
hergebracht in der Familie, die feft und gut gegliedert. 
tft, daß Vater und Söhne gemeinfhaftlid miteinander 
beraten, gemeinfhaftlich miteinander handeln. Wenn 
die Gegner glauben, daß der Heilige Vater das Zentrum ganz 
und gar verfeugnet habe und mit uns nichts mehr zu tun haben 
tolle, dann Haben fie den Erlaß nicht gelefen oder nidjt ver- 
ftanden. "Denn berfelbe hatte den Hauptzweck darzu— 
legen, daß die Zentrumsfraktion nad) dem Willen des 
Heiligen Vaters und, feinem Wunſche fortbeftehen 
müjfe.... Es ift felßftoerftändtich,. daß der Erlaß, von dem ich 
gejprochen, in NRüdficht auf die Stelle, von der er fam, und 
welde und allen auf Erden bie heiligite tft, beim Zu— 
fammentritt des Reichſtages von der. Fraktion forge - 
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fältig in Erwägung gezogen wird,.und daß man in 
diefer Fraktion alles, was in bezug auf denjelben oder 
infolge desfelben zu gefhehen hat, forgfältig über— 
legen wird. Deſſen aber feien Sie verjihert: die Frak— 
tion wird bei biefen Beratungen.von der tiefiten Ehr- 
furdt und dem unerfhütterlihen Bertrauen zu Seiner 
Heiligkeit, Papft Leo XIH. ſich leiten laſſen, gleichzeitig 
aber aud) unfere Selbftändigfeit in jeder Weife geltend madjen 
und behaupten, wie ja zu unſerer Freude der Heilige Vater 
au ausgeſprochen hat, daß es fo fein ſoll.“ (Archiv für 
katholiſches Kirchenrecht, Jahrgang 1887, Heft 4, ©. 180ff) 
Der Standpunkt, von dem aus die Rebe gewertet 
werden muß, ift: Das anerfannte Haupt der Zentrums» 
partei, ihr erfter parlamentarifcher Wortführer, ſpricht in 
kritiſcher Stunde über politiſche Fragen wichtigſter 
Natur zur Gefamtpartei. Wir haben e8 alfo mit einem 
hochpolitiſchen Akte zu tun, einem Akte, den Windthorfts 
Kollege, der Zentrumsführer Lieber, fogar „die politifch 
vielleiht bedeutendjte Leiftung Windthorſts“ nennt 
(Germania vom 20. Februar 1896), aber entjprechend 
der Natur. des Zentrums ift der hochpolitiſche Akt grund» 
verſchieden von politifchen Akten anderer Parteie. 
Der. Zentrumsführer ergeht fi) vor allem in Verherr⸗ 
lichung „unferes geliebten Heiligen Vaters". Der Aus: 
druck „Heiliger Vater” kommt in der Rede 36mal vor. 
Windthorſt kann fi nicht genug tun in Betenerungen 
„tiefſter Ehrfurcht und unerſchütterlichen Vertrauens zu 
feiner Heiligleit Papſt Leo XII.“. Wer aber als Partei- 
führer auf einer Parteiverſammlung, mitten in einem ber 
heißeften Wahlfämpfe, über einen das ganze Land erregen 
den politifchemilitärijchen Gegenftand fort und fort 
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die tiefſten Verbeugungen vor dem Oberhaupte einer Reli⸗ 
gion macht, fort und fort das Sohnes- und Familien- 
verhältnis. zu dieſem religiöfen Haupt betont; wer, 
in feiner Eigenfchaft als politifcher Führer, vor feinen 
pofitifchen Parteigenoffen, in einer politiichen Parteiver⸗ 
fammlung dies religiöſe Haupt „die uns ‘allen BHeiligfte 
Stelle auf Erden" nennt, der bekennt, daß feine 
Partei eine konfejfionelle ift, daß fie dem reli- 
gidjen Haupte untertan und im Sohnesverhältnis 
zu ihm fteht. Windthorft geht ja fogar fo weit, daß er 
erflärt: „die Fraktion wird bei ihren Beratungen 
von der tiefften Ehrfurdt und dem unerſchütter— 
lihen Bertrauen zu Geiner Heiligkeit: Papſt 
Leo XIU. fid) Leiten laſſen“ und: „in-der Fraktion 
wird man forgfältig alles überlegen, was in bezug 
auf den päpftlien Erlaß zu gefhehen hat“. 

Graf Balleſtrem. Auf der „39. Generalverjamms 
lung der Katholiken Deutſchlands“ zu Mainz am 
1. September 1892 beſprach Balleftrem das Verhält— 
nis des Zentrums zum Papſte: 

„Zunächſt find e8 unfere Gegner, die ſich unfern Kopf zer- 
brechen. Da ift es ganz beſonders unfere alte Freundin, die 
Kölnische Zeitung (Heiterkeit), die fehreibt einen Artikel mit der 
geſchmackvollen Überſchrift: ‚Der Papit eine Verlegenheit 
für da8 Bentrum‘ (Heiterkeit) Meine Herren, Sie lachen 
darüber, und Sie haben recht; in Eatholifchen Kreifen Tacht man 
über fo etwas. (Brabol) Aber es gibt andere Kreife, wo foldje 
Saden Eindrud machen. (Hört! Hört!) Und deshalb erkläre ich 
bier öffentlich: es tft eine Beleidigung der Katholiken, einen 
folhen Satz zu ſchreiben! (Rebhaftes Brabo!)... Das Zentrum 
wird nie eine Verlegenheit für den Papft fein. (Stürmijcher 
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Beifall.) Es wird fi immer offen und mannhaft zum Papſt 
bekennen. Wir find unzertrennlich vom Papſte; wir betrachten 
uns als eine Garde Seiner Heiligleit in Rom. (Stürmiſcher 
Beifall.) ... Das Bentrum tjt einig in feiner Liebe, Ber- 
ehrung und in feinem Gehorfam gegen den Heiligen 
Bater.” (Verhandlungen der 39. Generalverfammlung der Katho— 
lifen Deutfhlands zu Mainz vom 29. Auguſt bis 1. September 
1892. Herausgegeben bon dem a zu Mainz. Mainz 
1892. ©. 432-444.) 


Lieber. Am 31. Kuguft 1892 ſprach— ee —— 
führer Sieber auf der „Generalverſammlung der Katho⸗ 
liken Deutfchlands" zu Mainz über den „Jeſuitenantrag“ 
des Bentrums und rechtfertigte den Befchluß der. Zentrums» 
fraktion: „zurzeit auf Verhandlung des Jeſuitengeſetzes 
im. deutfchen Neichstage zu verzichten". Lieber: erklärte 
ausdrücklich, er jprehe „im Auftrage des Borftandes 
der Bentrumspartei”. AS ein fo. „Beauftragter" 
führte er aus: u 


„Die Fraktion des Zentrums hat nicht nur den lebhaften 
Wunſch, ſondern ſie erkennt voll und ganz ihre Verpflichtung 


“an, hierüber dem katholiſchen Volke Deutſchlands rückhaltlos 


Rechenſchaft abzulegen. Aber ich erkläre ausdrücklich: nur 
dem katholiſchen Volke. Vor niemandem ſonſt würden 
wir den Mund zu unſerer Rechtfertigung auftun; ihn 
hier zu öffnen, iſt meine Aufgabe... Den Feinden gegenüber 
wird das Zentrum feine Jeſuiten zu verteidigen willen.” (Ber 
handlungen der 39. Generalverſammlung der Katholiken Deutſch⸗ 
lands zu Mainz 1892.’ Mainz 1892. S. 866. 370. 373.) 


Die ſcharfe Betonung der „Verpflichtung“ des Ben- 
trums, „nur dem katholiſchen Volke“ und fonft „nie= 


mand em” Rehenfchaft ablegen zu müffen, läßt, im Uxteile 
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Liebers,: das Zentrum ſelbſt —8 als katholiſ er⸗ 
ſcheinen. 

Ferner: da Lieber „im Auftrage des Vorſtandes der 
Bentrumspartei von „feinen [des Bentrums] Zefuiten“ 
ſpricht und da die Jeſuiten doc) offenbar etwas wefentlih 
und ausgeprägt Konfeſſionelles find, fo iſt, mit der Bezeich⸗ 
nung „jeine [de3 Bentrums] Sefuiten“, aud) dem Bentrum 
ſelbſt - die ge Konfeffionalität der Jeſuiten zuge⸗ 
ſprochen. 

Auf dem „Katholikentage“ zu Bonn im Jahre 
1900 erklärte Lieber: 

„Ich bin der Meinung, auch für uns beutfhe Katholiken. 
gelte das Wort: Behalte, was du haft! Behalten wir vor allen 
Dingen die zwei großen Organifationen, in denen wir [Ratho- 
liken] politifche Bedeutung errungen haben: die große Organis 
fation des Zentrums und die große Organifation des Volks— 
bereins für das katholiſche Deutſchland.“ ulnijche Zeitung 
vom 6. April 1912.) 

Graf Praſchma sen. ALS Bräfident der 47. General: 
verfammlung der Katholifen Deutjchlands zu Bonn im 
Jahre’ 1900 machte Graf Praſchma das Geftändnis: 

„Das Zentrum in den Parlamenten, ift gewwiffermaßen 
unjer {der Katholiken ſtehendes Heer; das Eatholifche 
Volk aber und alle kirchlichen und politifchen Gefinnungs- 
genoffen Bilden die Iteferve, über die wir auf den General- 
vderfammlungen Per Katholiken) Heerihau Halten und 
dabei alljährlich unfer Verhalten für die Zriedenszeit und für 
‘eine etwa notwendige Mobilmachung beraten.” Bauhjge ah 
tung vom 6. April 1912.) 


Spahn, son.: 


„Die Bentrumsfraktion-ift bis in die Tiefe.des 
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Herzens durchdrungen von der Überzeugung, daß 
Ordnung ins menfhlide Leben, in feine fittliden 
und materiellen Snterefjen nur (!) gebradt werden 
kann durch die Kirche... Die Löfung ber dem Reichs— 
tage verfaſſungsrechtlich zufallenden Aufgaben wird 
bon ung erftrebt, gemäß unferer Weltanfhauung, 
welche in allen fittlihen ragen, bon denen ſich die 
wirtfhaftliden und ftaatsredtliden Fragen nicht 
löſen laffen, mit den Lehren der katholifhen Kirche 
übereinftimmt. Vom Boden unferer Weltanfhauung 
aus haben Partei und Fraktion politifh zu Handeln. 
Wahlverfammlung zu Rheinbach am 4. Sept. 1909: Germania 
bom 5. Sept. 1909.) N 

Jedes Wort dieſer programmatiichen Erklärung des 
gegenwärtigen Hauptes der Zentrumspartei ift von größter 
Tragweite. Die Durchführung diefes Programms bedeutet 
abſolute Herrſchaft des ultramontanen Nom über unfer 
geſamtes öffentliches Leben, einſchließlich feiner wirtſchaft⸗ 
lichen und ſtaatsrechtlichen Seiten. 


Graf von Hertling. In einem DVortrage, den er 
Ende Dezember 1909 zu Münden hielt und wobei der 
gegenwärtige König von Bayern, Ludwig IIL,. damals 
noch Prinz Ludwig, fein Zuhörer war, fagte Hertling 
(Germania vom 28. Dezember 1909): 

„Wer die Hriftliche Weltanfchauung zur Vorausſetzung feiner 
politiſchen Betätigung nimmt, befenttt damit, daß das Chriften- 
tum für thn ein Gut von höchſtem Wert ift. Sehen wir an 
Stelle der ‚chriſtlichen Weltanfhauung‘ ‚„katholiſche Welt 
anſchauung‘ und fragen wir uns: muß für den Politiker 
diefe Weltanfhauung maßgebend fein? Jal Der 
gläubige Chriſt fann nit anders antworten.” 


Dr. Markour (eines der älteften Mitglieder der. Zen⸗ 
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trumsfraktion, langjähriger Chefredakteur der „Germania“ 
umd gegenmwärtiger Leiter der Koblenzer Volkszeitung): 


Was will das Zentrum? Nichts anderes, al3 das, worauf 
- bie Kirche uns ftetS durch. ihre Belehrungen Hinmweift, nichts 
anderes als das, was fich wie ein roter Faden durch alle Rund⸗ 
ſchreiben Leos XII. zieht: Zurüd zur Kirche! Diefen felben 
Gedanken drüdt ja auch unfer jet regierender Heiliger Vater 
aus, wenn er fagt, daß die Welt nur gefunden könne, wenn 
alles in Chrifto erneuert wird. In diefen wenigen Worten 
liegt fozufagen das Programm der Zentrumspartet aus— 
geſprochen.“ (Wahlrede zu Hinsbed, am 4. Juli 1904: Nieder- 
rheiniſche Landeszeltung vom 9. Juli 1904.) 


Roeren: 


„Es iſt einerlei, ob man uns als eine konfeſſionelle oder als 
eine nichtkonfeſſionelle Partei betrachtet. Ich verſtehe deshalb 
auch nicht, wie man auch auf katholiſcher Seite ſich abmüht zu 
beweiſen, daß wir feine Eonfeffionelle SPartet find. ... Das 
Bentrum wird ſich bewußt bleiben, daß nur daß katho— 
liſche Volk es tft, das ihm das Bertrauen zur parla- 
mentarifhen Bertretung geſchenkt hat.” (Germania 
und Kölnische Volkszeitung vom 25. Oktober 1906.) 

Porſch (1. Vizepräfident des preußiſchen. Abgeordneten⸗ 
hauſes !). Als Präſident der 39. Generalverſammlung 
der Katholiken Deutſchlands zu Mainz vom 28. Auguft 
bis 1. RN 1892 erklärte Porſch in feiner‘ — 
rede: 

„Meine Herren, wenn ih als Fraktionsgenoffe [des Bester 
Balleftrem] nod) hätte zweifelhaft fein können, ob id; als Präfi« 
dent diefer Generalverfammlung das hier ausſprechen darf, würde 
ich mid) dazu für verpflichtet halten, fehon nad) dem, was unter 

dem jubelnden Burufe der erjten gefchloffenen Generalverfamm: 

lung der ftellvertretende Vorſitzende des Lokalkomitees der Frak⸗ 

tion des Zentrums gefagt hat: Mit Recht Hat er DE ENIER 
Hoensbroed, Das Zentrum. 
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daß die politifchen Bertreter des. katholiſchen Volkes 
nur dann wirkſam für die Heiligfter Intereſſen eintreten können, 
wenn fie das abjolute Vertrauen des katholiſchen Volkes be- 
fiten, und, meine Herren, ich glaube, die Haltung dtefer groß- 
artigen Berfammlung dahin auffaffen zu können, daß ich fage: 
das katholiſche Volk bringt feinen Vertretern abfo- 
lutes Vertrauen entgegen.“ (Verhandlungen der 39. Gene» 
ralverfammlung der Katholiken Deutſchlands. Herausgegeben von 
dem 2ofalfomitee zu Mainz. Mainz 1892. ©, 445. 446.) 
„Wenn ein Satholif, der feinem Glauben treu gebliehert 
ift, in das öffentliche Leben eintritt, ja meine Herren, da haben 
ſich bei uns die politifchen Verhältniſſe jo geftaltet, daß er der 
Regel nad) fi) den Beftrebungen der Zentrumspartei an- 
ſchließen wird, der Zentrumspartei, die Feine katholiſche Partet 
als folche ift, die aber in den ſchweren Jahren des Kulturkampfes 
die politifche und .parlamentarifhe Bertretung des 
katholiſchen Volkes geworden ift, jo zwar geworden 
tft, daß das corpus catholicorum mit dem corpus 
centri fi} dedt. Ich weiß ja, es gibt auch Katholiken, die 
treu zu ihrer Kirche Halten und ſich nicht zum Bentrum zählen: 
Die gibt es, aber fie find tatfächlich nur die Ausnahme, welche 
die Regel beftätigen.” (Rede auf der Katholifenverfammlung zu 
Straßburg i. E. 1905: Verhandlungen uf. Straßburg 1906, 
©. 323.) 
„Durd die Macht der Berhältnifje ift die Fraktion 
“ allerdings die politifche Vertretung der Fatholifchen 
"Bevölkerung Deutfhlands geworden. Im katholiſchen 
Volk wurzelt die Kraft des Zentrums. Darum fühlt 
man fid) als Mitglied der Zentrumspartet auch wohl 
in katholifhen Kreifen.” (Seftrede in der Bürgergeſellſchaft 
„Sonftantio” zu Limburg a. 2. am 1. Juli 1906: Kölnische 
Bolkszeitung Nr. 573, 1906) 
„Das Katholifche Sonntagsblatt Hat ſich nicht entblödet, das 
Zentrum der Felonie gegen den Papſt zu beſchuldigen. ... 
Es ſind das Vorwürfe gegen das Zentrum, wie ich ſie mir 
ſchlimmer gar nicht denken kann. ... Wenn man, wie es ge- 
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fchehen tft, bezweifelt, daß wir, die fatholifhen Abgeord- 
'neten, katholiſch fühlen, dann ift daS ein Borwurf, 
den wir uns nit gefallen laſſen.“ (Rede auf der, Gene- 
ralverfammlung des „Auguftinuspereins" zu Mainz am 6. Aug. 
1911: Kölnifche Volkszeitung vom 5. Sept. 1911.) 

Graf Hompeſch (Vorfigender be Bentrumsfratüion des 
Reichstages): 

„Stets haben wir täten, daß der gefunde Sinn unf eres 
katholifchen Volkes, unſerer Wähler nach Erklärung des 
wahren Sachverhaltes im Hindlid auf die Einmütigfeit feiner 
Vertreter die Richtigkeit unferer Haltung eingefehen und derfelben 
feine Zuftimmung gegeben hat. Seit Beftehen der Zentrums 
partei hat unfer fatholifhes Volk ung fein volles Ver— 
trauen gefhentt und bewahrt und id) Habe die feſte 
Zuverſicht, die und. noch nie getäufcht, daß es auch 
fortan fo bleiben wird, und in’diefer Hoffnung und Zuber- 
fit laffen Sie und ausrufen: Unfer katholiſches Volk, 
unfere Wähler, fie leben Hoch!” (Trinkſpruch auf dem Feſt⸗ 
mahle ber Bentrumöfraftionen am 22. Mai 1906: —— 

vom 23. Mat 1906.) 


de Witt: 

„Zentrum und katholiſche Bevölkerung ſind identiſch.“ (Rede 
in der Verſammlung des „Volksvereins“ zu Köln am 16. No⸗ 
vember 1904: Kölniſche Volkszeitung Nr. 955, 1904.) j 

„Es tft Pflicht aller katholiſchen Männer, treu zufammen 
zu. halten zur Fahne des Zentrums.“ (Rede auf dem Parteitage 
der Rheinischen Bentrumspartel zu Er am 3. — 1905: 
Germania vom 6. Mai 1905.) 


. Carl Badjen:. 


„Das katholiſche Volk fteht. Hinter der ——— a 

(Rebe auf dem Parteitage der Rheiniſchen Bentrumspartet zu 

Düffeldorf am 3. Mat 1905: Germania vom 6. Mat .1905.).. 

: „Die madjtbolle,: felfenfefte Einigfeit des gefamten Eatholis 

hen Bolfes Hat uns [dem Bentrum] bisher Hinmweggeholfen über 
3* 
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manche Fahrniſſe. “u us rn Nede: ablniſche u, 
vom 4. Mai 1905.) . 

Diieſen Ausfprücden von "Bentrumsführern muß zu 
gejellt werden. eine Erflärung des Grafen Oppersdorff 
vom 19. September 1911; denn die. Erklärung wurde er 
laffen unter ausdrüdlider Zuftimmung der Zen— 
trumsführer Fürft Alois Löwenſtein und Graf 

von Hertling: 

„Jede Äußerung, die dem Zentrum oder feiner derzeiten 
parlamentariſchen Vertretung und Führung ... Untreue gegen 
feine treureligtöfe Gefinnung bortirft, habe ich ſtets auf 
das nachdrücklichſte mißbilligt und mißbillige fie auch Heute. Bes 
fonder8 aber migbillige ich jeden Angriff auf die treufatho= 
liſche überzeugung der verdienten Zentrumsführer 
und ihre Betätigung dieſer Überzeugung in der Praxis 
der Parlamente” (Kölnische —— vom 20. 
tember 1911, j 


5. Die Zenteumspreffe betont den Tonfeffionelfen Eharatter 
der Zentrumspartei. 

Schon oben iſt bewieſen worden, daß die geſamte 
Zentrumspreſſe konfeſſionell zuſammengeſchloſſen iſt 
im konfeſſionellen „Auguftinus-Berein". So 
nimmt es nicht wunder, daß in zahlreichen Kundgebungen 
der Zentrumspreſſe die konfeſſionelle Natur her Zentrums 
hervortritt. Wenige Veiſplelen 

Germania: 

„Nachdem das Ergebnis der bayeriſchen Landtagswahlen 
nach den verſchiedenſten Seiten erörtert worden, iſt es an der 
Zeit, auch derer zu gedenken, die das erfreuliche Reſultat herbei⸗ 


führen halfen. Und da ziemt es ſich vor allem, dem treuen 
katholiſchen DEN: Volke ——— Dank 


ee 


abzujtatten. ... Das katholifhe Volk Hat fid nicht 
irre machen laſſen, fondern Hat die Situation richtig erfannt 
und entſchloſſen die feindlichen Pofitionen. geſtürmt.“ (14. Juni 
1905.) 
Die NationalsZeitung hat das richtige Gefühl, daß glau- 
benstreue Katholiken nad) folder fanatiſchen Agttation [e8 han⸗ 
delt fi) um die in Neuftadt a. H. geplant geweſene Gründung 
einer Anti-Bentrums-Tiga), nad) folder Verlegung ihres zeligiöfen 
Empfindens, nicht mehr dem liberalen Lager angehören können, 
fondern dem Zentrum fid) anſchließen müfjen.“ (10, April 1904.) 
„Der große Zuwachs, den die Bentrumsftimmen nicht allein 
bei den Wahlen von 1903, fondern namentlich auch bei den 
Regierungsblodiwahlen bom '25. Januar 1907 erfahren Haben, ift 
‚ein überzeugender Beweis dafür, wie feit gegründet und wie ſehr 
geſichert das Anfehen der Partei in allen Streifen des katho⸗ 
liſchen Volkes iſt.“ (25. Mat 1907.) . 


Schleſiſche Volkszeitung: 

„Man kann ziwar den politifchen Charakter des rn 
teflamieren, aber ebenfo richtig iſt es, daß die Bentrumsfraftion 
die politifhe Vertretung des Latholifhen Volkes 
bildet.” (Mitgeteilt in ber BERN Vollszeitung vom 11. Juni 
1906.) 


Kölniſche Volkszeitung: * 


„Auch wir leugnen nicht, daß die Parteiverhältniffe im 
Deutſchen Reiche derartige find, daß für einen Katholiken im 
allgemeinen, wie die Dinge heute nun einmal liegen, 
vernünftigerweife feine andere Partei in Betradt 
fommt als das Zentrum.“ ‚dl. Juli 1906.) . 


6. Die Iubiläumsfeier des Zentrums im März 1911 trägt 
* lonfeſſionellen Charalter. 

Die Feier wurde eingeleitet durch katholiſchen Gottes⸗ 

dienſt. Bei den Reden während der Feſtverſammlung 
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trat das konfeſſionelle Moment immer und immer wieder 
hervor. J 
Der damalige Vorſitzende der Zentrumsfrak— 
tion des Reichstags Graf von Hertling: . 

„Wir haben niemals einfeitige Konfeffionspolitit getrieben, 
wenn aud, die gejchichtliche Entwidlung es mit ſich gebracht hat, 


daß wir die parlamentarifche Vertretung des katholiſchen 
Volksteils geblieben jind.” (Germania vom 23. März 1911.) 


. Der Bizepräfident des Herrenhaufes und Mits- 
begründer der Zentrumsfraftion, Freiherr von 
Landsberg-Steinfurt (Germania vom 23. März 1911): 


„Die erfte Anregung zur Gründung des Zentrums hat die 
Stellung gegeben, weldje die Katholiken in der Zeit zwiſchen 
1866 und 1870 ſowohl im Abgeordnetenhaufe mie in dem da= 
maligen norddeutſchen NeichStage Hatten, wo die frühere katho— 
liſche Fraktion auf ein fehr geringes Maß zufammengefchmolzen 
mar. 8 zeigte fid) da cine recht feindjelige Stimmung der 
ebangelifchen Mitglieder gegen die Fatholifchen Anfchauungen, 
und gerade das veranlaßte damals Herrn von Mallindrodt mit 
berfchiedenen Katholiten in Verbindung zu treten, um ihnen 
darzulegen, daß es notwendig wäre, daß mit Rückſicht auf. diefe 
Stimmung im Deutfchen Reiche, die auch) ihren Ausdruck bei dem 
damaligen fogenannten Moabiter Kloſterſturm fand, eine Partei 
zu gründen, welde die hriftliden Anfhauungen, ins— 
bejondere auch die Eatholifchen Intereſſen vertrete.” 


Der Präſident der bayerijhen Kammer der 
Abgeordneten, Dr. von Orterer:. 


„Die Zentrumsfahne weht Heute noch, wie bor 40 Jahren 
auf einem feften Turme, befhirmt von einem treuen, chriſt— 
lich-katholiſchen Volke” (Germania vom 23. März 1911.) ' 

Der Borjigende des „Auguftinus-Bereins zur- 
Pflege der Fatholifchen Preſſe“, Herr Lenfing: 
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„Zentrumspreſſe [d.H. die im konfeſſionell-katholiſchen 
Auguſtinus⸗Verein zufammengefchloffene Zentrumspreffe] und 
Bentrumsfraftionen find einig und gefchlofjen, ein Mann und eine 
Seele." (Germania vom 23. März 1911 und oben ©. 13.) 

s * * Ey 


* 

Der Beweis für die Konfeſſionalität des Beate iſt 
erbracht. 

Ihm gegenüber nützt es nichts, daß der Landesausſ EN 
ber Zentrumspartei“ in einer getvundenen Erklärung vom 
28. November 1909. die Konfeffionalität der Partei weg— 
zubenten ſucht. Die Erklärung ift fo wenig beweiſend, 
daß felbft Profejior Martin Spahn, der Zentrums- 
hiftorifer, in einem Artifel: „Zentrum und Kölner 
Richtung” (im „Tag“ vom 11. September 1913) von 
ihr fagt: 

„Der Landesausſchuß der Partei hat in feiner langen, auf 
Beilegung des Streites [über Eonfeffionelle oder nichtkonfeffionelle 
Natur des Zentrums] abgefehenen Erklärung am 28. November. 
1909 erſt den Gedankengang der Roerenſchen Richtung. über den 
Charatter der Partei als richtig wiederholt und dann, ohne von . 
dem Widerfprude Aufhebens zu maden, ebenfo die 
Hauptfähe der Kölner fid) angeeignet.” 


Il. Das gentrum vertritt Aßeoreiifä u und praltiſch die 
römiſch⸗ ultramontane Lehre von der Oberhoheit der 
Kirche über den Staat; es erkennt ſeine — 
Abhãngigkeit von Rom an. 
1. Theoretiſche Anerkennung der Lehre von der Obergopeit 
der Kirche über den Staat durch das Zentrum. 
a) Zentrum und Sefuiten. 
Da das Zentrum feit Jahrzehnten die Rückkehr der- 
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Jeſuiten verlangt, jo Bin ich berechtigt, Jeſuiten und Zen⸗ 
trum in engſte Verbindung zueinander zu bringen. Denn, 
wenn das Bentrum ſich derartig. dafür einfeßt, daß der 
Jeſuitenorden feine Wirkſamkeit in Deutjchland wieder 
aufnimmt, fo Tiegt auf der Hand, daß das Zentrum 
bie Lehren des Jeſuitenordens billigt und daß es 
wünſcht, fie verbreitet und befolgt zu jehen. 
Engfte Verbindung zwifchen Zentrum und Sefuiten er _ 
gibt ſich auch aus der Tatfache, daß der Jefuit Lehm- 
kuhl und andere Zefuiten offizielle Berater des 
Zentrums waren bei den Reichstagsverhandlungen 
über unſer Bürgerliches Geſetzbuch in den 90er Jahren 
des vorigen Jahrhunderts. Ein wohl gegen den Willen 
feines Abfaſſers veröffentlichtes Schreiben des Zentrums⸗ 
führers Dr. Carl Bachem an den nationalliberalen 
Führer Rudolph von Bennigſen vom 6. Juli 1896 
(abgedruckt bei Oncken, Rudolph von Bennigſen, Stuttgart 
1910, IL. 600-603) hat dieſe überaus bezeichnende Be⸗ 
ratung des Zentrums durch Jeſuiten in einer nationalen 
Angelegenheit enthüllt. 
Alle Stellen, die ich vorlege, ſtammen aus Werken 
deutſcher Jeſuiten der Gegenwart. Mit Ausnahme 
des Jeſuiten Freiherrn von Hammerſtein, der im 
Jahre 1904 geſtorben iſt, leben alle von mir zitierten Je⸗ 
fuiten noch und üben Lehrtätigfeit aus: Wernz, Cathrein, 
Peſch, Lehmkuhl, Laurentius, Biederlad, Straub. 
Man kann alſo nicht von Lehren vergangener Beiten ſprechen. 
Ebenfowenig kann man den in Bentrumskreifen jehr 
beliebten Einwand machen: es find nur einzelne Je— 
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ſuiten, nicht der Jeſuitenorden ſelbſt, der ſo lehrt. Der 
Jeſuitenorden ſelbſt ſchreibt und lehrt überhaupt nicht; ſtets 
ſind es einzelne ſeiner Glieder, die ſchreiben und lehren; 
aber wegen der Strenge und Eigenart der Ordens— 
zenfur trägt für jede Veröffentlichung des einzelnen 
Jeſuiten der Orden felbft die Verantwortung)... 


1) Schon bie 11. „Generalkongregation“ fette im 18. Dekret 
die ſchwerſten Strafen (Amtsentfegung, Kaffterung des aktiven 
und paffiven Wahlrechts) feſt für diejenigen, die ohne Erlaubnis 

. Bücher herausgeben. Unter „Büchern“ feien zu verftehen auch 
„Schriftchen, Iofe Blätter und alles (quidquid), was 
durd) ben Drud ans Licht kommt“. (Instit. Societ. Jesu, 
Romae 1869, I 350; vgl. aud) Constit. VI, 4, 11) — Für 
dogmatifche Werke find vier, für eregetifche, kirchengeſchichtliche 

“und philofophifche Werke drei, für alle übrigen Bücher, Schriften, 
Artikel zwei Benforen erforderlid. Der Zenfur unterliegen nicht 
nur der Tert, fondern auch Vorrede und Titel des Werkes. 
Außer. den Generalzenforen in Rom werden für jede Ordens⸗ 
probinz befondere Zenforen ernannt; fie follen fid) von der hohen 
Wichtigkeit ihres Amtes durchdringen. (Regulae Revisorum ge- 
neral., reg. 1. 2. 15: Instit. Societ. Jesu, Romae 1870, II 
7uff) — Endlid) hat der Ordensgeneral Peter Beckx am 
11. Mat 1862 eine umfangreiche „Verordnung“ erlafjen, welche 
gegenwärtige Theorie und Praxis der ‚jefuitifhen Bücherzenfur 
. darftellt, unbeſchadet jedoch .der eben angeführten Beftimmungen: 
Die wichtigſten Punkte der „Ordinatio” lauten: „Wer etwas 
herausgeben will, hat es zubor dem-Probinzial zu zeigen, damit 
diefer fehe, ob die Herausgabe nützlich fei. Der Provinzial foll 
darüber den General verftändigen.. Billigt der Provinzial das 
Geſchriebene, fo foll er es den Benforen übergeben. Die. Ben- 

- foren find vom Provinzial zu ernennen; fie follen dem Berfaffer 

des Gefchriebenen unbekannt bleiben, wie diefer- ihnen. Die Zen⸗ 
foren follen die Regeln der römifchen Generalrebiforen genau be= 
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Auch Fällt bei der jejuitifchen Lehre über das Der 
hältnis von Staat und Kirche entjcheidend ins Gewicht, 
daß alle einzelnen Sefuiten, die über dies Verhältnis 
gejchrieben haben und fejreiben, übereinftimmen, bon - 
Bellarmin und Suarez im 16. und 17. Jahrhundert 
an bis zu ihren Ordensgenoffen des 20. Jahrhunderts: 
alle verjechten die indirekte’ Herrſchaft der Kirche 
über den Staat, die Unterordnung. des. Staates 
als ſolchen unter die Kirche. 


Der Jeſuit F Sranz XRaver Wernz, gegenwärtig General 


des Jeſuitenordens, ein geborener Württemberger: 


„Der Staat iſt der Jurisdiktionsgewalt der Kirche 
unterworjen, raft welder die Hlovilgemwalt der fird)- 
en wahrhaft untertan und zum Gehorfam ver- 


obachten. Die Benforen follen ihre Urteile dem General und 
Provinzial einſchicken. Was nad) dem Urteile der Benjoren zu 
ändern ift, follen fie anmerken, wobei fie hervorheben follen, was 
fie als weſentliche, was als untejentliche Anderung betrachtet 
twiffen wollen. Alles, was immer irgendein Mitglied 
der Gefellfhaft Sefu, fei es mit Namen oder anonym, 
ſchreibt, auch Theſen, VBorreden, Widmungsbriefe, 
Titel, Aufſchriften, unterliegt der Zenſur. Ebenſo 
Artikel in Zeitungen oder Zeitſchriften.“ (Institutum 
. Societatis Jesu, Edit. Rom. 1870, II 253ff) Die Vorſchriften 
für die „General-Bücjerreviforen“, enthalten aud) bie beſonders 
beachtenswerte Bejtimmung: „Sie [die Benforen] ſollen zufehen, 
ob das [Herauszugebende) Buch derartig ift, daß es mit Recht 
bon der Geſellſchaft [Sefu] jelbft Herausgegeben werden 
kann.“ (Instit. Societat. Jesu, Edit. Florent. 1892, I 112.) 
Hier iſt Har ausgedrüdt, daß der Jefuitenorden ſelbſt die 
Berantwortnng trägt für die Veröffentlichung ſeiner 
Mitglieder. 
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pflichtet tfl. Diefe Unterordnung ift indirekt, aber 
nicht Bloß negativ, indem die Zivilgewalt auch inner- 
halb ihres eigenen Gebietes nichts tun darf, was nach 
dem Urteil der Kirche diefer zum Schaden gereidt, 
fondern pofitiv, fo baß der Staat auf Befehl der 
Kirche zum Nuben und Vorteil der Kirche beitragen 
muß. ... Bonifaz VII. hat in feiner Konftitution 
Unam sanctam vom 18. November 1302 das richtige 
Berhältnis zwiſchen Kirche und Staat für ewige Zeiten 
vorgezeichnet. . . . Die gefeßgeberifhe Gewalt der 
Kirche erftredt fi) auf alles, was notwendig ift, um 
. ben Zweck der Kirche angemeffen zu erreichen. Ein 
Streit, der ſich vielleicht erhebt über den Umfang der 
Eirhlichen Geſetzgebungsgewalt, wird nit nur durch 
gegenſeitiges übereinkommen zwiſchen Kirche und 
Staat, ſondern auch durch die unfehlbare Erklärung 
oder durch den Befehl der höchſten kirchlichen Gewalt 
entſchieden. . . . Aus dem Geſagten lnämlich, daß der Papſt 
nur im Kirchenſtaat weltliche Geſetze erlaſſen kann] folgt aber 
keineswegs, daß der römiſche Papſt bürgerliche Ge— 
ſetze, die dem göttlichen und kanoniſchen Recht zu— 
wider find, nicht für null und nichtig erflärenfann.... . 
Die Theorie, welche die Konkordate päpftliche Privilegien nennt, 
Hat unter Verwerfung der Koordination von Stant und Kirche 
die fihere und unbezmweifelbare. Lehre zur. Voraus— 
fegung, daß der Staat der Kirche indireft unter- 
worfen fei. Dieſe Anficht ftütt ſich auf die fatholifche Lehre 
bon der unabänderlichen Machtfülle des Papftes Eraft göttlichen. 
Rechts, die durch keinerlei Verträge in ihrem gültigen Gebraud) 
gebunden oder befchränft werden kann. ... Da e3 nicht felten 
geſchieht, daß, trotz verſuchter freundfchaftlicher -Beilegung, der 
Streit lzwiſchen Staat und Kirche] fortbefteht, fo ſteht es der 
Kirche zu, den Streitpunkt authentiſch zu erläutern. 
Diefem Urteile Hat fih der Staat zu untermwerfen.... 
Die berühmteften Kundgebungen Pius’ IX. find die Enzyklika 
Quanta cura und der Syllabus vom 8. Dezember 1864.... 
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Keinem Zweifel unterliegt es, daß die Enzyklika Quanta cura 
eine Kathedralentfheidung des Papftes und ſomit 
unfehlbar ift. Aber aud) der Syllabus fann mit Recht 
eine Definition ex cathedra genannt werden, obwohl 
‚ bie Sicherheit darüber weniger. Har ift als bei der Enzyklika 
Quanta cura. Da aber beide Aftenftüde die Zuftimmung de8 
Magiſteriums der Kirche [ber Bifchöfe] erhalten Haben, fo find 
fie beide zur gewiſſen und unfehlbaren Richtſchnur ge- 
worden.“ (Jus Deeretalium, Romae 1898—1913, I 29. 105. 
147. 216. 223, 354.) 


Der Jeſuit Cathrein, ein von den aatholiken Deutſch 
lands viel geleſener und von der Zentrumspreſſe beſonders 


empfohlener Schriftſteller: 

„Das prinzipiell richtige Verhältnis zwiſchen Staat und 
Kicche beſteht in freundnachbarlichem Zufammentoirken.. In ſolchen 
Dingen, welche rein weltlicher oder politiſcher Natur ſind, iſt der 
Staat, und in ſolchen, welche rein kirchlichen Charakter haben, 
die Kirche unabhängig und ſouverän. Die Selbſtändigkeit des 
Staates in rein weltlichen Dingen hat die Kirche wiederholt und 

/ausdrücklich erklärt... .. Es iſt deshalb nicht Sache der. Kirche, 
die. Staatöbeamten ein« und: abzufeen, das Militärivefen zu or- 
ganifieren, Bolizeimaßregeln zu treffen oder fid) überhaupt in 
rein politifche Dinge zu mifchen, folange die Gebote Gottes 
dadurd) nit verlegt werden. . ... Wie hat fid) aber das 
Verhältnis zwiſchen Staat und Kirche in ſolchen Dingen zu ge 
ftalten, die unter verſchiedener Rüdficht ſowohl der kirchlichen als 
der weltlichen Behörde unterftehen: die Regelung der Ehe, des 
Schul⸗ und Begräbniswefens u. dgl. Der erfte und beſte Weg 
zur Regelung, folder. ‚gemifchten‘ Angelegenheiten tft der. des 
.gegenfeitigen. Übereinfommens.. .. Wie aber, wenn eine foldhe 
Bereinbarung nicht zum Biele führt? Sehen wir den Fall, 
die Staatsgewalt erlafje ein beftimmtes Gefek, und 
die Kirche beföhle das gerade Gegenteil oder bezeichne 
das ſtaatliche Gefet als nichtig, weil den kirchlichen 
Sntereffen zumider. Das eine oder das andere muß fein: 
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entweder die indirekte Gewalt der Kirche über die weltlichen 
Angelegenheiten oder die indirekte Gewalt des Staates über die 
geiſtlichen Angelegenheiten. Die indirekte Gewalt des Staates 
über die geiſtlichen Angelegenheiten iſt aber der eben als unhalt⸗ 
bar bezeichnete Cãſaropapismus. Es bleibt uns alſo nichts, 
als die indirekte Gewalt der Kirche über die weltlichen 
Ungelegenheiten anzunehmen. Dieſe indirekte Gewalt ift 
weſentlich bon der direkten zu unterfcheiden. Die direfte Gewalt 
über weltliche Dinge bedeutet das Recht, unmittelbar um der zeit- 
lichen Wohlfahrt willen über die trdifchen Angelegenheiten frei 
zu verfügen. Die indirekte Gewalt über weltliche Dinge 
dagegen bedeutet bloß (j das Recht, die Berordnungen 
oder Handlungen der weltlihen Gewalt zu verbeffern, 
fomweit e8 die fittlichen und religtöfen Intereffen des 
Seelenheiles verlangen. ... Wenn alfo dte weltliche 
Gewalt etwas verordnet, was bie Kirche als rechts— 
mwidrig ober fündhaft verbietet, jo muß man der Kirche 
‚ und nidht. dem Staate gehorden. Das gilt gewiß um ſo 
mehr, da die Kirche mwenigftens in ihren autoritativen Entſchei⸗ 
dungen in Sachen des Glaubens und der Sitten [d. h. hier in 
politiſchen und ftaatsrechtlichen Fragen] durch - den Belftand des 
Hl. Geiftes vor SZrrtum bewahrt wird. Gott wollte. die Ein» . 
tracht zwifchen der geiftlichen und weltlichen Gewalt. Diefe kann 
aber in den Fällen, wo diefelbe Sache unter verfchledener Rück⸗ 
fiht beiden Gewalten unterfteht, nur dadurd erhalten ..iwerden, 
daß eine bon beiden die oberjte Entfcheidung hat. Wen hat nun 
Gott diefe Entfcheidung Übertragen? Doc wohl nicht der nies 
deren, jondern der höheren; nicht der dem Srrtum untermorfenen, 
fondern der unfehlbaren; nicht der örtlich begrenzten, fondern der 
alle Zeiten und Orte umfaffenden. Das ift auch die Lehre, welche 
die Kirche von jeher in ganz unziweideutiger Weife yorgetragen 
hat. Mean vergleiche beifpielShalber die Bulle Bonifaz' VIEH. 
Unam sanctam vom Jahre 1302; die Enzyflifa Leos XIII. Im- 
mortale Dei.” (Moralphilofophie, Freiburg 1904, II 561 ff.) 
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Der Zenit CHriftian Pesch, Profeffor der Dogmatik: 

„Das Problem des Verhältniſſes zwiſchen Kirche und Staat 
ift ein weſentlich chriſtliches. ... Wie ‚eminent realpolitifch‘ auch 
die Yrage nad) dem Berhältnig bon Staat und Kirche aufgefaht 
werden mag, wenn jemand glaubt, anders als durch Zurüd- 
gehen auf das Naturgefeg einerfeitS und das Dogma anderfeitö 
etwas wirklich Begründetes zu diefer Frage fagen zu können, 
der zeigt nur einen bedauerlihen Mangel an philoſophiſcher Auf- 
faſſungsgabe und ein fehr geringes Verftändnis bon dem Wefen 
und der Entwicklung des kirchlichen Dogmas ... Einigkeit 
zwifhen Staat und Kirche kann nur.erreiht werden 
durch eine gemiffe Unterordnung ber einen Gewalt 
unter die andere ... Gerade in betreff der Grenzgebiete [zrols . 
ſchen Staat und Kirche) erheben fi) häufig Streitigkeiten, weil 
es durchaus nicht immer fo Elar ift, ob etwas eine rein Bürgers 
liche oder eine rein kirchliche oder eine gemifchte Sache jet. 
Die Kirche hält an dem Satze feft, daß im Falle eines 
durch gütlichen Vergleich nidit beizulegenden Kon— 
fliktes zwiſchen Staat und Kirche nicht dem Staate, 
ſondern der Kirche der Vorrang zuerkannt und ihre 
Geſetze beobachtet werden müſſen. Dieſe Forderung 
iſt nicht mehr und nicht weniger als eine Forderung 
der geſunden Bernunft ... Wir ſagen alſo: falls es fi um 
eine ernjtgemeinte und dauernde Einigung handeln fol, fo muß 
in Fragen gemifchten Rechts der Vorrang der Kirche vor dem 
Staate anerkannt werden." (Die hriftliche Staatslehre, Aachen 
1887, ©. 81: 86. 103. 106. 107.) 


Der Jeſuit Laurentins, Profeffor des girchenrechts: 


„Die Rechte der Kirche in Beziehung auf den Staat, wie fie 
gegenwärtig bon der Kirche beanfprucht werden, find enthalten 
im Schema de batifanifchen Konzils über die Kirche ... Was 
dort vorgelegt worden ift, ftimmt mit der Lehre bon der in⸗ 
direkten Gewalt gut überein. Nach Abweiſung der irrigen Lehren 
über Urſprung und Natur der bürgerlichen Gewalt ſtellt das 
Schema die katholiſche Lehre über die bürgerliche Gewalt, auf. 
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Es lehrt ... das Urteil über die Richtſchnur des Han— 
delns, inſoweit über Sittlichkeit, Erlaubtheit oder 
Unerlaubtheit Feſtſtellungen zu machen ſind, ſteht, 
auch dem Staate und den öffentlichen Angelegenheiten 
gegenüber, dem oberſten Lehramte der Kirche zu.” (In- 
stitutiones jures eceles., Yreiburg 1903, ©. 648f.) - 


Der Jeſuit Freiherr von Hammerftein (F 1904), deſſen 
Schriften in Taufenden bon Eremplaren in Deutſchland —* 
breitet ſind: 


Irgendwelche Superiorität der Kirche über den Staat iſt 
nicht zu bezweifeln; dagegen ift jedes Hoheitsrecht des Staates 
über bie Kirche nichts als eine rechtswidrige Uſurpation. Welcher 
Art jedod) ift jene Hegemonte der Kirche? Wie weit erftredt fic 
fi? Nach melden Maßftabe wird fie bemeffen? Wir erwidern: 
die Kirche Hat aud) dem Staate gegenüber das Necht, ‚was immer 
zu Binden und zu Löfen‘, foweit die Aufgabe der Kirche nad) ver- 
nünftigen Erwägungen der Verhältniffe ein foldhes ‚Binden und 
Löfen‘ angezeigt erfcheinen läßt, d. h.: direkt unterftehen der Kirche 
alle geiftlichen Angelegenheiten der Staaten und indirekt alle - 
weltlichen, foweit fie von der direkten Aufgabe der 
Kirhemit ergriffen werden. ... Das Syftem, zu welchem 
wir uns hinſichtlich der Grundauffaffung des Hriftlid- 
foztalen Gebäudes bekennen, ift alfo daS der indirekten 

"Gewalt der Kirche in zeitlihen Dingen. Wir halten 
dasfelbe nicht bloß für das richtigere, ſondern einfadj: 
Hin für das richtige und einzig wahre. ... Die Kirche . 
bat nicht die weltlichen Sachen zu beforgen, wohl aber die Ein- 
gliederung des Weltlichen (als des Untergeordneten und Parti- 
fulären) in das Geiftliche. Denn eingegliedert muß werden und 
jede andere Eingliederung als dieſe tft unftatthaft. ... Für bie 
geſamte, Regierungsgewalt der Kirche (die äußere wie die innere) 

- gilt regt eigentlich der Sab: Die Kirche fteht über dem Stante, 
direft in geiftlichen, indirekt in meltlichen, oder genauer in ge- 
miſchten Dingen, d. h. in ſolchen, welche neben ihrem weltlichen 
Charakter zugleich eine hinreichende geiftliche Beziehung an fich 


in 


tragen und foweit fie diefe tragen. ... Kraft ihres Lehr 
amts befitt die Kirche das Recht, nötigenfalls die 
Grenzregulierung zwischen Kirche und Staat zu treffen, 
denn es liegt direkt in ihrem Berufe, den Umfang ihrer eigenen 
durch die Offenbarung verliehenen Bollmachten feftzuftellen und 
die Bölfer über diefelben zu belehren. Indirekt tft aber hier- 
durd) aud) die Aufgabe verliehen, die Grenze des jtaat- 
liden Rechtsgebietes zu beftimmen. ... Nicht bloß das 
Berhältnis zwifhen Staat und Kirde, aud) die Be— 
jtehungen der Staaten untereinander und zu ihren 
Angehörtgen unterliegen der lehramtlichen Beurtei— 
lung der Kirche. ... Glaubt ein Staat ſeinen Nachbar 
mit Krieg überziehen zu ſollen, fo iſt es eine unab— 
weisbare Forderung des Gewiſſens, daß er zuvor den 
Zweifel über die Rechtmäßigkeit und Erlaubtheit des 
Krieges in irgendeiner Weiſe beſeitigt; und wollen 
oder. follen die Untertanen ſich an dem Kriege betei- 
ligen, fo müſſen fie gleichfalls über die Erlaubtheit 
ihrer Handlungsweife im Elaren fein. Können die 
Zweifel durch eigene Kraft nicht befeitigt werben, fo 
tft e8 Pflicht der Beteiligten, um Aufklärung fid an 
jene Autorität zu wenden [das Papſttum), weldje Chriftus 
für.die religiöfe Belehrung ber Völker eingefett Hat. 
... Die Geiſtlichen find verpflichtet, die bürgerlichen Geſetze zu 
beobachten, ſoweit diefelben nicht den heiligen Canones wider: 
ſprechen, oder mit der Heiligkeit des geiftlichen Standes under: 
einbar find. Aber fie find den bürgerlichen Geſetzen nicht 
unterworfen, quoad vim.coactivam, weil ſie für die 
Übertretung jener Geſetze nidjt vor das weltliche, fon- 
dern nur bor daß kirchliche Tribunal zitiert werden 
können. Nur dann können Geiftlidie bon dem welt: 
lihen Richter beftraft. werden, wenn die Kirche aus ge— 
rehten Gründen ſie dem weltlidden Arme überläßt” 
. (Kirche und Staat, Freiburg 1883, ©. 117. 120.123. 133. 134. 
135. 141. In der lateiniſchen Ausgabe desfelben Werkes vom 
Jahre 1887 lehrt Hammerftein ganz das gleiche). \ 
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Der Jeſuit Biederlad, k. k. Univerfitätsprofeffor zu 
Inusbruck, dann Rektor des »Oollegium tormanieum« (jefü- 
itiſche Erziehungsanſtalt für deutſche Seelſorggeiſtliche) in 


Rom: 


Falls die Akte der Staatsgewalt gegen das chriſt⸗ 
‚liche Sittengefeß, gegen die Gerechtigkeit oder eine an» 
dere Hriftlihe Tugend verftoßen, da muß allerdings 
die Staatsgewalt wegen dieſes Verſtoßes der Kirche 
unterworfen ſein. Nicht alſo direkt, ſondern indirekt, 
nicht an ſich, ſondern infolge eines beſonderen An— 
laſſes ſteht die Staatsgewalt mit ihren Geſetzen und 
Maßnahmen unter der kirchlichen Autorität. Das iſt 
die vielfach ſo mißkannte und entſtellte Lehre von der 
indirekten Gewalt der Kirche über den Staat. Eine 
ſolhe Abhängigkeit des Staates von der Kirche wird 
in übereinſtimmung mit den —— Lehren frü- 
herer Bäpfte (e.13 de jud. in Vlio 2, 1; Innozens II. 
ann. 1204) von Pius IX. gelehrt, wenn er den Sat ber= 
. wirft, daß die Kirhe auch nit einmal eine indirekte 
Gewalt über zeitliche Dinge habe. «.. Wenn nun die ftaat- 
liche Autorität nichtsdeftoweniger in diefes Gebiet [der Kirche) 
hinübergreift und Geſetze erläßt, darauf dann die firdlidhe 
Autorität etiva noch, wenngleich es an ſich gar nicht 
mehr notwendig tft, dieſe Geſetze für nichtig erklärt, fo . 
kann fein Zweifel mehr beftehen, daß ſolche Geſetze 
weder Gemwifjens-, noch Kirchen-, noch wirkliche Staats— 
gejete find. ... Diefelben Grundſätze über das Ver— 
hältnis von Kirche und Staat, welche Pius IX. burd) 
Verwerfung und Profkription der gegenteiligen Irrtümer authen= 
tiſch [im Syllabus] Iehrt, wiederholt Leo XII. in wiſſen⸗ 
ſchaftlich belehrender Weife in der genannten Enzyllifa De eivi- 
tatum constitutione vom 1. Nov. 1885. ... Wir befiten viele 
Erlaſſe der kirchlichen Autorität, welche die richtigen Anſchau⸗ 
ungen [über das Verhältnis von Kirche und Staat] unmittelbar 
enthalten und lehren. Doch wird zugegeben werden müfjen, daß 

Hoensbroech, Das Zentrum. 4 


fie nirgendwo fo kurz zufammengedrängt ſich authentifc ausge: 
‚Iprochen finden, wie in dem Syllabus Pius’ IX.,:fowie 
von feinem Papſte in fo umfafjender .und grünölicher Weife 
wiffenfhaftlich behandelt wurden, wie in der genannten 
Enzyklika Leos XII” (StantSlerifon der Gorresgeſellſchaft 
IU:, 1521—1527.) 

Bu betonen ift, daß die Jeſuiten des 20. Jahrhunderts· 
Wernz, Cathrein, Biederlack, päpſtliche Kundge— 
bungen. aus dem 13.: und 14. Jahrhundert, alfo 
von vor 600 und 700 Jahren, zum Beweiſe heran 
ziehen für das Verhältnis von Kirche und Staat, wie es 
aud) heute und. „für ewige Zeiten“ fein foll; und 
‚ferner, daß fie die Lehre der Päpſte unferer Zeit, Pius’ IX 
‚und 2eos-XI., über Staat und Kirche als innhaltlich 
identifch erklären mit den Lehren der mittelalterlichen 
Päpſte Innozens' II. (13. —— und — VII. 
- (14. Jahrh.). 

Der Jeſuit Lehmkuhl. Lehmkuhls Lehre if bon be⸗ 
ſonderer Bedeutung, weil er offizieller Berater des 
Zentrums iſt (oben S. 40) und weil feine „Moral⸗ 
theologie“ in den meiſten Prieſterſeminarien, auch in denen 
Deutſchlands, dem moraltheologiſchen Unterrichte der 
angehenden Beichtväter zugrunde liegt. In dieſer 
„Moraltheologie“ heißt es: 

„Es iſt offenbar, daß ein auf vargerliche Geſetze 
und Ronftitutionen abgegebener Eid niemals verbind- 
lich fein kann in bezug auf Geſetze, die dem göttlichen 
oder kirchlichen Rechte zumider find. Sa, wenn: zur 
Beit,; da der Eid gefordert wird, zwifchen Staat und Kirche Streit 

beſteht, und Staatögefeße erlaſſen oder betont werden, die gegen 
Gott und die Kirche gerichtet find, fo ift es nicht erlaubt, : ohne 
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hinzugefügte Verwahrung und Ausſchließung dieſer Geſetze, zu 
ſchwören. Sind aber dieſe Geſetze gleichſam begraben in den 
Geſetzbüchern, obwohl ſie nicht ausdrücklich vom Staate als um- 
gültig erklärt worden ſind, dann iſt es nicht nötig, eine 
ſolche Verwahrung ausdrücklich hinzuzufügen, da der— 
jenige, der den Eid entgegennimmt, vernünftigerweiſe 
den Sinn des Eides ſo verſtehen muß, daß er ſich nur 
auf gültige Geſetze erſtreckt. Dasſelbe lehren für Amerika 
Kenrik und Sabetti [Jeſuiten). Das gleiche iſt zu ſagen über 
jeden Treueid und über den militäriſchen Fahneneid: auch 
ſie müſſen unter den gewöhnlichen Umſtänden aufgefaßt werden. 

Wird alſo einem Soldaten etwas befohlen, was ſo wahrſcheinlich 
ungerecht iſt, daß er den Gehorſam verweigern kann, oder wird 
er, durch die Schuld ſeines Offiziers, ſolchen Gefahren für ſein 
Seelenheil ausgeſetzt, daß er eher aus dem Militärdienſt defer- 
tieren müßte, al8 in ber nädjften Gelegenheit zur Sünde 
bleiben: jo fteht die Eidesverpflichtung nicht entgegen, 
baß er dem Soldatenftande 'Lebewohl jagen Fann, ja 
unter Umftänden jagen muß. Sa, wenn jemand zum Sol 
dativerden gezwungen wird [alfo in allen Staaten mit Militär 
zwang], fo ift zuzufehen, ob der Zwang ein gerechter, oder ob 
der Eid nicht wegen des ungerechten Zwanges nichtig war, oder 
ob ein gemwichtiger Grund, fet e8 zur Dientalreftriktion, ſei e8 zur 
Berftellung beim Eide, angetrieben hat... Die Verpflichtung 
des Eides fd. h. jedes .Eides] kann unmittelbar gelöft 
werden durch die kirchliche Autorität,: nämlich durch 
die Gewalt des Papſtes und der Biſchöfe und durch 
andere, gemäß dem päpſtlichen Willen rechtmäßig Dele— 
gierte.“ (Theologia ER I, n..568. 570. 11. Edit. Pri- 
burgi 1910.) 

Das Stärkfte an Mikagtung ſtaatlicher Ge— 
ſetze und ſtaatlicher Autorität bietet Lehmkuhl in 
ſeinen „Gewiſſensfällen“, d. h. in einer Sammlung 
fingierter Fälle, die den Beichtvätern als Schulbeiſpiele 


für die Beichtſtuhlpraxis dienen ſollen. 
4* 
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Er verficht dort in langen Ausführungen, unter Zu— 
grundelegung eines „Falles“ die Lehre, man dürfe von 
der rechtmäßigen Staatsgewalt erlaffene, aber „den gött- 
lichen und Eirchlichen Geſetzen“ widerſtreitende Staatsge⸗ 
ſetze übertreten; ja man dürfe, falls man wegen 
Übertretung folder Geſetze gerichtlich beftraft 
‚worden fei, fih am Vermögen des Fiskus. oder des 
verurteilenden Richters heimlich ſchadlos Halten; 
ebenfo dürfe man in folgen Fällen einer Berhaf- 
tung. Widerftand entgegenjegen. Denn Staatsgejeke, 


* die „den göttlichen und kirchlichen Geſetzen“ widerſtreiten, 


ſeien nicht „legitim“, ſondern gingen bon einer „uſurpierten“ 
Gewalt aus, der man nicht zu gehorchen brauche. (Casus 
'conscientiae, I casus 22, Freiburg 1903, 2. Auflage, 
©. 42—44) Und als Sehmeupt bon einem katho⸗ 
liſchen Kritiker auf das Ungeheuerliche feiner Lehre auf⸗ 
merffam gentacht" wurde, erwiderte er in ber zweiten Auf- 
Tage durch Unterftreihung der Lehre: 


„Diejer Tadel hat mid) nur in meiner Auffaſſung 
beſtärkt, weil ich ſehe, daß es durchaus nötig iſt, jene 
verderblichſte Meinung aus den Gemütern herauszu— 
reißen, daß man auch ungerechten und gottloſen Ge— 
ſetzen ſo lange gehorchen müſſe, ſolange nicht ihre 
Außerachtlaſſung- durch ein höheres Geſetz notwendig 
gemacht wird. Dieſe Meinung drückt die Autorität der 
Kirche herab und ſtärkt die Tyranngi. Ganz und gar 
iſt alſo feſtzuhalten, daß ſolche Geſetze, die aus einer 
uſurpierten Gewalt hervorgehen, weder aus ſich noch 
in ſich re SErhTEBETRUEN | ve 0. ‚D. 
S. VIE) 


— 5535 — 


Der Jeſuit Straub, k. k. Profeffor der Univerfität zu 
Sunsbrud: i 
„Die ſtaatliche Gewalt ift der Kirche, gemäß der hoheren 
Vollkommenheit des kirchlichen Zweckes und Weſens, ſowohl 
negativ wie poſitiv, in indirekter Unterordnung 
unterworfen. Nämlich negativ durch das Geſetz Gottes, das 
der Gründung der Kirche ganz natürlich folgt. Auch durch ein 
pofitives Geje wird die bürgerliche Geſellſchaft der Kirche unter 
geordnet, infoweit fie fid) alles deffen enthalten muß; was die 
Erreichung des letzten Ziels des Menfchen und fomit die Aus» 
übung der kirchlichen Gewalt Hindert oder nad) dem Urteile 
der Kirche zu hindern ſcheint. Denn wie der Kirche allein 
zufteht, die Sorge für das letzte Ziel des Menſchen und das un⸗ 
fehlbare Urteil über die Sitten, fo fteht ihr aud) zu, bie ermähnte 
Frage [ob etwas die Ausübung ihrer Gewalt hindert] zu ent 
fcheiden. Überdies ift durd) dasfelbe göttliche Gefek 
die ftaatlihe Gewalt der kirchlichen auch pofitiv 
unterworfen. Sie ift, falls fie noch nicht hriftlic) ift, ver= 
pflichtet, fic) der Kicche anzufchließen und von der Stiche zu Lernen, 
was. Gott durd) das natürliche oder pofitive Gefe in bezug auf 
das foziale oder öffentliche Leben vorgefchrieben Hat, fet es num, 
daß die Kirche dies im allgemeinen oder für beftimmte Fälle Iehrt. 
Iſt aber die bürgerliche Geſellſchaft chriſtlich, fo kann fie 
Thon duch Kirchengeſetz, nicht Bloß für Vergehen, die anders- 
woher verboten find, geftraft, fondern auch zu Dienftleiftung 
nad) dem Bedürfniffe des Zweckes der Kirche, ver- 
pflidtet werden. Wie nämlid) die Kirche, aus ihrer bon 
Chriſtus erhaltenen, mweiteftgehenden Vollmacht, ihrem einzelnen 
Untergebenen und den Zamilien, gemäß deren befonderen Ber- 
hältniffen und Fähigkeiten befichlt, zum Nuten der Kirche zu 
arbeiten, fo kann fie dem aus Getauften beftehenden Staate oder 
dem Träger ber ftaatlichen Gewalt, infofern er getauft ift, be- 
fehlen, mitzuwirken zur Erreihung des kirchlichen Zweckes, und 
deshalb die Kirche durch Hilfe und Schuß zu unterftügen, fei e8 
durch Geſetze, deren Ausführung durch richterliches Urteil und 
entfprechende Strafen gefichert ift, fet es durch Niederhaltung der 


u 


Religionsberächter oder indem der Staat auf andere Weije 
dem Willen der kirchlichen Gewalt, entſprechend den 
kirchlichen Bedürfniffen, fi fügt. Denn die taatliche 
Gewalt ift nur da zum Wohle der Menjchen, und. jo muß fle 
dem bon der Kirche zu hütenden lebten und höchſten Wohle des 
Menſchen mit allem ald Mittel dienen, und zwar nad) dem 
Gutdünten der Kirche... Dennoch ift die Unterordnung des 
Staates unter die Kirche nicht eine direkte, fondern nur eine 
indirekte... . Und fo ift die ſtaatliche Gewalt der kirchlichen Gewalt 
unterworfen nur in Rüdficht auf den Zweck, den die Kirche ver- 
folgt und der Höher.ift als der ftaatliche Zwed. Deshalb ift der 
Staat der Kirche nur in folhen zeitlichen Dingen und nur in- - 
foweit unterworfen, al3 bei ihnen, nad) dem Urteile der 
Kirche, das letzte Biel des Menſchen beteiligt ift, jet e8, daß 
mehr oder weniger notivendige Dinge für dies Ziel anzuordnen, 
fet e8, daß dieſem Biele fhädlihe Dinge abzumehren find... . 
Gemäß ber von Bonifaz VI. (am 13. November 1302) 
erlafjenen Bulle Unam sanctam muß daS weltlide 
Schwert, das innerhalb der Kirde tft, unter dem 
geiftlihen Schwerte ftehen. Und das weltliche Schwert 
[der Staat). unterfteht dem Urteile der geiftlichen Gewalt nicht 
nur, wenn es abirrt, fondern es muß auch, auf den Wink 
des Prieſters hin, für die Kirche gezogen werden und die 
weltliche Gewalt muß der geiſtlichen unterworfen ſein. 
Daraus geht hervor, in welchem Sinne Papſt Bonifaz VIII. ſeine 
Bulle mit einer Glaubensdeftnition beſchließt: ‚Wir erklären, 
fagen, definieren und verkünden, daß es zum ewigen Heile durchaus 
nötig ift, daß jede menfchliche Kreatur dem römifchen Papfte unter» 
worfen fein muß‘;.d. h. mit allen anderen Menſchen find 
aud) die Träger der ftaatlihen Gewalt, und zwar nidt 
bloß als Privatperfonen, fondern als Träger der 
ftaatliden Gewalt, der kirchlichen Gewalt pofitib 
unterworfen, zwar nicht direkt, wohl aber indirekt, infofern 
die geiftliche Gewalt als ſolche mit Rückſicht auf ihr Biel gewiſſe 
Dienftleiftungen des Staates fordert.” (De Ecclesia Christi, 
Innsbruck 1912, II 496—503.) 
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Auch andere Lehren des Jeſuiten Straub ſind der 
Beachtung ſehr wert; allerdings muß hinzugeſetzt werden, 
daß alle ſeine Ordensgenoſſen, die Wernz, Lehmkuhl, 
Cathrein, Peſch, Laurentius uſw. ganz dasſelbe lehren. 
Aber Straubs Lehren ſind deshalb hervorzuheben, weil er 


bis zur Stunde Profeſſor an einer ſtaatlichen Univerſität 
Innsbruck) des 20. Jahrhunderts iſt: 


„Ebenſowenig [wie dogmatiſche Toleranz) kann die 
Kirche politiſche Toleranz billigen, wodurch falfche Reli⸗ 
gionen durch die Staatsgewalt in ihrer Ausbreitung nicht ge⸗ 
hindert oder fogar durch Staatsgeſetze irgendivie begünftigt und 
nad) ftaatlichen Recht auf die gleiche Stufe geftellt werden mit 
der wahren Kirche Chriftl. Vielmehr. muß die Kirche, ihrer: 
heiligen Aufgabe entfprehend, durchaus wollen, daß 
die Berderber des einzig legitimen Kultus [des katho— 
liſchen) als Rebellen oder dod als Feinde des lekten. 
Zieles der Menfhen und des irdiſchen Friedens ge— 
mieden und beftraft werden, und daß jener Kultus [die 
fatholifche Religion]) von den einzelnen Menfchen. und von den 
Staaten angenommen und, foweit die Staaten dies vermögen, 
als einziger Kultus beibehalten, verteidigt und gefürbert 
told... Dennoch kann e3 zufällig geichehen, daß durch Unter‘ 
drüdung der falfchen Religionen große Güter, wie das Glaubens- 
zeugnis bon ben Seinden felbit, befeitigt oder große Übel, wie 
Aufftände und Hinderniffe für Belehrungen zum wahren Glauben, 
folgen würden. In diefem alle tjt politiſche Duldung 
der faliden Religionen erlaubt.” ¶ © ‚310. 313, 
Nr. 380. 382) 

„Wo es nötig tft, hat die Kirche das Recht, pyv · 
ſiſche Gewalt anzuwenden, ſei es durch ihre eigenen Bes 
amten, ſei es durch die Dienſtleiſtung des weltlichen Armes des 
Staates], der, wie fpäter erklärt wird, der Kirche untergeordnet 
iſt. Daraus, baß in. früheren Zeiten die Gewalt der Kirche, ‚zeit: - 
lie Strafen zu berhängen, nicht häufig angewendet worden ift,. 
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folgt Höchftens, daß die äußeren Umftände der Anwendung dieſes 
Nechtes der Kirche, obwohl es in ſich ſtets beftand, wenig günftig- 
geweſen find. Es tft aber in Wahrheit nicht erfichtlidh, 
warum die höchfte Firhliche Gewalt mit anderen zeit- 
liden Strafen nidt aud) die Todesſtrafe über ver— 
brederifhe Untergebene verhängen könnte. Denn 
auch die Todezftrafe entfpricht zumellen dem Zwecke der Kirche, 
nämlich), wenn es fi darum Handelt, das Seelenheil vieler oder 
aud) das des betreffenden Schuldigen wirkſamer zu fchüken, in⸗ 
fofern er jeßt auf den Tod gut vorbereitet tft, oder 
weil angenommen merben kann, daß er [falls er 
nit jet getötet wird) noch ſchlechter wird. Aud 
fteht dem Rechte des Schwertes nicht entgegen die Eigenſchaft 
der Kirche, Mutter zu fein, d. h. ihre Milde, Denn diefe Eigen» 
{haft darf die Gerechtigkeit und geordnete Nächftenliebe nicht 
hindern, und fie verlangt höchſtens, daß die Kirche mit Voll— 
stehung der Todesftrafe den Staat beauftragt.“ 
(A. a. O. I 17. 18.) 
* * 
* ’ a 

Konfeſſioneller Friede ift für jeden Staat eine kul⸗ 
turelle, für den paritätiſchen Staat aud) eine ver— 
faffungs= und ftaatsredtlihe Notwendigkeit. 

Auch in diefem wichtigen Punkte verjagt die jefuitifche 
Lehre nicht nur völlig, fondern fie ift dem konfeſſionellen 
Brieden aufs Außerfte feindlich. 

Wiederum laſſe ich die Jeſuiten Wernz, Gathtein, 
Lehmkuhl, Laurentius, Hammerſtein zu Worte 
kommen, weil fie „deutſche“ Jeſuiten der Gegenwart find): 





ı) Ausführliches Über die Stellung der „deutſchen“ Jeſuiten 
zu den nichtlatholifchen Konfeffionen in meiner Schrift: „Die 
‚deut ſchen Jeſuiten der Gegenwart und der konfeſſio— 
nelle Friede.“ (Leipzig, Breitlopf & Härtel.) 
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Der Jeſuit Frauz Kaver Wernz, gegenwärtig Ordens» 


general de3 Sefuitenordens: 
Zweifellos betrachtet die katholiſche Kirche alle Religions⸗ 


gemeinſchaften der Ungläubigen und alle chriſtlichen Inichtfatho- . 
lichen] Sekten als ganz und gar illegitim und jeder - 


Dafeinsberehtigung bar... . Die gültig getauften Mit- 
glieder der nichtlatholifchen chriftlichen Selten find formelle Re— 
belfen gegen die. Kirche, wenn fie Hartnädig in ihren Irrtümern 
verharren. Denn durch die Taufe find fie der abfoluten und 
immermwährenden Herrihaft der Kirche unterworfen. Deshalb 
iſt es ein ſchwerer Irrtum, zu glauben, die verſchie— 
denen ſchriſtlichen Sekten, z. B. die Anglikaner, Luthe— 
raner, Ruſſiſch-Orthodoxen ufw., ſeien legitime Teile 


einer gewiſſen allgemeinen Kirche und der katholi— 


fhen Kirche gleihfam als Schweſterkirche verbunden. ... 
Nur die Fathofifche Kirche befit ein wirkliches Kirchenrecht, ob- 
jeftio und fubjeftio; was bei den anderen religiöfen Gemein- 
ſchaften, ſeien es nun die der Ungläubigen, der Juden, der Ketzer 
oder der Schiömatifer, zumeilen fo genannt wird, tft nur ein 
Scheinkirchenrecht (jus putativum); deshalb ift auch nicht zur 
billigen, daß das Kirchenrecht der Katholiken, Schiömatifer und 
Proteftanten in ein und demfelden Buche behandelt wird. . . 

Nach göttlihdem Recht find alle gültig getauften Ka— 


tholifen, Schismatiker und Keßer, auch wider ihren - 


Willen und ohne ihre Einwilligung, den kirchlichen 
Geſetzen unterworfen.“ (Jus Decretalium, Rom 1898-1913, 
113. 14. 52. 113.) 


Der Jeſuit Lehmkuhl (Geroiffens- und Aultusfreiheit: 
„Stimmen aus Maria⸗Laach“, 1876, ©. 195. 255. 256. 
257. 258. 266. 406. 534. 536): — 

„Die katholiſche Kirche hält feſt und hat es in der 
Neuzeit durch mehrere Päpſte in feierlichen Erlaſſen ausgeſprochen 


(Gregor XVI. Mirari vos vom 15. Auguſt 1832, Pius X. Quanta 
eura bom.8. Dezember 1864), daß e8 eine irrige, verkehrte, ja 
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eine wahnwitzige Behauptung ſei, die der ſchmutzigen 
Quelle des Indifferentismus entſtammt, wenn man als das 
jedem Menſchen eigene Recht die Gewiſſensfreiheit proklamiert. ... 
Die Kultusfreiheit kann höchſtens als ein geringeres Übel an⸗ 
geſehen, vielleicht auch als ein notwendiges, um größere Miß- 
ſtände zu verhüten.... Inſofern unter Kultus oder Konfeſſion 
eine organiſierte Geſellſchaft für beſtimmte, mit der [Eatholifchen] 
Kirche disharmonterende ‚gottesdienftliche Zwecke verftanden wird, 
gilt als Grundſatz: Naturgemäß befiten die bon der Kirche 
getrennten Konfeffionen feine berechtigte Ertitenz; fie 
haben Eeine gefellfchaftliden Redhte... Wenn bie von 
der Kirche getrennten Konfeffionen als rechtsfähige Subjelte be 
tradjtet werden, ſo können fie das nur inſoweit, als fie im all⸗ 
. gemeinen irgendwelche Gottesverehrung ſich zum Biele ſetzen, nicht 
aber infofern fie ſpeziell Wesleyaner ufw. find. In ihrer fon- 
freten Form tragen fie den Charakter eines gottes— 
widrigen, falſchen und fomit die menfhlihe Natur 
und deren Forderungen fälfhenden Zweckes an fi. 
Unter diefer Rüdfiht Eünnen fte daher, mögen aud 
alle Reihe der Welt zu ihren Gunften zufammen- 
treten, nie ein Tüttelden wahren Rechtes und wahrer 
Rechtsfähigkeit erhalten... Man wende nicht ein, daß 
bie verfchiedenen, von der Kirche getrennten Geften doch nicht fo 
naturwidrige Bivede verfolgen, wie der Heidnifche Aberglaube in 
feiner vielföpfigen Mißgeburt. Das mag fein. . ... Aber wenn 
auch der in gutem Glauben feftgehaltene Srrtum den allgemeinen 
Zweck der Gotteöverehrung beftehen läßt, fo nimmt doch der gute 
Glaube und ſelbſt ein unverfchuldeter Srrtum bon dem fpezififchen . 
Charakter der einzelnen Selten als folder die Makel objektiven 
Truges und folglich objektiver Rechtsunfähigkeit keineswegs hin⸗ 
meg. Wenn der gute Glaube genügte, um objeftives wirkliches 
Recht zu ſchaffen, ließe fi) alles Mögliche‘ rechtfertigen. Es 
liegt uns fern, hier einen Bergleid) zu fonftruieren; 
aber guter Glaube kann möglicherweiſe aud) bei den. 
Mitgliedern der Diebskaſte in Madura ſich finden.....- 
Der Staat tft verpflichtet, katholiſch zu ſein. ... Ein 
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fatholifcher Staat und ein katholiſcher Fürſt müffen die Ver— 
ſchiedenheit der von der katholiſchen Kirche] abweichenden Kon- 
feifionen immer als ein Übel betrachten.” 


Der Jeſuit Laurentius: 


„Parität bedeutet in ſich einen gewaltſamen und 
der von Bott gewollten Ordnung weniger entjpreden- 
den Zuftand. . .. Toleranz in dem Sinne, daß alle reli— 
giöfen Meinungen für gleich wahr oder gleich falſch gehalten 
werden und daß Feine border anderen Wahrheit bietet, ift falſch 
und gleichbedeutend mit der bon der Kirche verworfenen Lehre 
bes Indifferentismus. Nach diefer [falfchen und verworfenen] 
Lehre fol e8 jedem freiftehen, irgendweldje oder gar feine Reli- 
gion zu befennen, woraus dann der falfche Grundſatz der’ vollen 
Freiheit für die einzelnen in Ausübung des religiöfen Kultus 
bon felbft Herborgeht..... Politifhe Toleranz tft zwar in 
ſich fehlerhaft, :unter gewiffen Umftänden aber. ge— 
ſtattet. ... Die Lehre, nach der in einem Staate Fein Kult 
dem anderen vorzuziehen fei, fondern alle religiöfen Bekenntniſſe 
nach gleihem Nechte behandelt werden follen, ohne Rüdficht auf 
die Art deö Volkes, wenn das Volk katholiſch ift, ift der Kirchen⸗ 
Iehre entgegengejeßt und von ihr verworfen; man vergleiche den 
Syllabus, Sätze 77—88. Unter Zuftimmung der Kirche aber 
können gewichtige. Urſachen, 3.:8. Vermeidung größeren 
Übels oder Bewahrung eineß größeren Gutes, aud) einen fa- 
tholifchen Zürften beftimmen, in feinem bisher katholiſchen Staate 
die politifche Toleranz einzuführen. Unter ſolchen Berhältniffen 
geftatten die fatholifchen Fürſten und Geſetzgeber die Duldung der 
anderen Religionsgemeinſchaften als das geringere Übel; fie 
bleiben aber überzeugt, daß eine. folche ſtaatliche Einrichtung, 
ebenjo wie der Abfall vom wahren Glauben, der richtigen Ord⸗ 
nung widerſtrebt. .:. Aus fehr gemichtigen Gründen Haben die 
lirchlichen Synoden der Neuzeit. den engen Verkehr zwiſchen 
Ehriften und Juden eingeſchränkt. Den Pfarrern tft eingefchärft 
worden, darüber zu machen, daß Chriften nicht einen Dienft bet- 
Juden nehmen, wodurch fie deren Hausgenoffen werden; chrift- 
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liche Frauen ſollen nicht Ammen ſein in jüdiſchen Häuſern, außer 
dem Hauſe können ſie es unter Billigung des Pfarrers ſein; 
chriſtliche Frauen ſollen ſich nicht jüdifcher Hebammen bedienen. ... 
Man unterfcheidet formale und materiale Ketzer und Schismatifer. 
Bon den formalen Keßern gilt: ‚Set feft davon über- 
zeugt und zweifle nicht, daß jeder Ketzer und Schis— 
matiker mit bem Teufel und feinem Anhange das ewige 
Feuer teilen wird, wenn er nicht vor dem Tode dem katholiſchen 
Leben und der Kirche wieder einberleibt wird‘,... Die materia« 
len Reber und Schismatiker find wegen der empfanges- 
nen Taufe den Eatholifhen Kirchengeſetzen unterwor- 
. fen.“ (Institutiones juris eceles., Freiburg 1903, ©. 648.658. 660.) 


Der Jeſuit von Hammerftein: 

2... „Der Staat muß, wenn anders er nit Rebell fein 

will, gegen jene Autorität, der er. feine ganze Auto— 
rität verdankt, fatholifch fein, oder, wenn er es nicht 
ift, e8 werben. ... Wir halten e8 für ein Unglüd, daß man 
im Freiheitsſchwindel von 1848 und den folgenden Jahren den 
Juden volles Bürgerrecht erteilt hat.... Für den regelmäßigen 
und gefunden Zuftand halten wir denjenigen, in welchem die 
ganze Bebölferung ohne religiöfe Spaltung zu der von Ehriftus 
geftifteten [fatholifchen] Kirche fich befennt. .,. Für einen nit 
normalen Zuftand Halten wir. dagegen jenen, in wel— 
Hem ein großer Teil der Einwohner nit katholiſch 
tft. ... Die Sreigebung aller Kulte — die Kultusfreiheit — darf 
nie meiter gehen, als die Umftände des einzelnen Falles es er⸗ 
beifhen. ... Im alle eines Zweifels [über Gewährung bon 
Rultusfreiheit] muß. Aufflärung geſucht werden bei jenen, zu 
melchen Chriſtus fpradj: ‚Wer euch hört, Hört mid.‘ Ein Monard), 
auch ein Fonftitutioneller, muß, ehe er ein Geſetz unterfchreibt, 
über deſſen Buläffigfeit er nicht. vollftändig. im Klaren ift, Ber 
lehrung fuchen, nicht etwa nur bet einem am Hofe befindlichen. 
Theologen, ſondern, gemäß der Wichtigkeit der Sadje [der Ge- 
mwährung bon Rultusfreiheit], bei der höchſten Lehrautorität auf 

Erden, welcher es zufteht, in Saden des Glaubens und der 
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Sitten. zu entſcheiden, bei dem ‚Statthalter Chriſti. ... Ein 
krankhafter Zuftand, welder durd die Umftände ge- 
boten werden fann, tft die Parität.” (Kirche und Staat, ö 
‚Freiburg 1883, ©. 81. 83. 179. 180. 182.) 


„Der_Jefnit Catfrein: 

„Dbjektin"tft unter allen Kirchen die katholiſche 
allein daſeinsberechtigt, weil fie-alleitt die: wahre iſt. Mit⸗ 
Hin darf eine Katholifche Aegierung in einem ganz fatholifchen ' 
Lande die Öffentliche Ausübung anderer Neligionsbefenntniffe an 
und für fid) nicht geftatten, ſonſt verlegt fie das Recht der Kirche. 
Und meil nad) Gottes Abſicht alle Regierungen und 
alle Menſchen Eatholifch fein follten, fo dürfte es nur 
einen Religions kult auf Erden ‚geben, nämlid) den 
tatholifhen, fo daß die ganze Menſchheit eine große 
religtöfe Familie unter dem römiſchen Papfte, dem 
Stellvertreter Chriſti, bildete. ... Wie hat ſich nun eine 
fatholifche Negierung in einem Lande mit ganz gemifchter Be- 
bölferung in bezug auf bie verſchiedenen Neligionsbefenntniffe zu 
erhalten? ... Darf alfo eine Tatholifhe Negierung ben verfchie- 
denen hriftlichen oder ſelbſt heidniſchen (mohammedaniſchen, jüdi⸗ 
ſchen) Bekenntniſſen die volle Freiheit des öffentlichen Bekent⸗ 
niſſes gewähren, wenn einmal tatſächlich mehrere derartige ab⸗ 
weichende Religionsbekenntniſſe in ihrem Machtbereich vorhanden 
find? Wir antworten: Ja, ſobald dieſelben, ohne größere 
übel heraufzubeſchwören, nidt mehr an ihrem Ber _ 
- Stande verhindert werden können. Gewiß haben aus 
ſich die nichtkatholifhen Bekenntniffe fein Dafeins- 
recht, und die Freiheit in der wahren Religion tft aud) für den 
Staat felbft ein fo großes Gut, daß er fie nad) Möglichkeit auf 
recht erhalten ſoll. Diefe Möglichkeit Hört aber danır auf, wenn 
einmal mehrere Religionsgeſellſchaften in einem Lande feften Fuß 
gefaßt Haben, und ohne Heraufbeſchwörung größerer 
- Übel nit gehindert werden können.“ Moralphiloſophie 
"II, 563f., Freiburg 19044).) ö 


9) Auf die volfstümligen Schriften ber — * — Jeſu⸗ 





— 62 — 


Die dem Zentrum eng verbündeten Jeſuiten betonen 
alſo immer und immer wieder: 1. Staat und Staatsgewalt 
‚find der römischen Kirche, „indirekt“ unterworfen; die vor 
600 Jahren (1302) von Papſt Bonifaz VIII. erlaffene 
- Bulle Unam sanctam, worin das „weltliche Schwert”, 
der Staat, als vom „kirchlichen Schwerte”, der Kirche, ab» 
hängig bezeichnet wird, hat das richtige Verhältnis zwiſchen 
Staat und Kirche „für ewige Zeiten“ feſtgeſetzt: ftantliche 
Geſetze, Beamten und Fahneneide, ftaatlihe Maßnahmen, 
ſelbſt Kriegserklärungen, unterftehen dem höchſten Richter- 
ſpruche -der Kirche. -2. Der Staat ift verpflichtet, katholiſch 
zu werden; „Parität” und „Toleranz“ find an uud flr 
19: —2 „anne, * normale” NE 


.. 


iten über, oder bielmehr gegen den tonfeſſionellen Frieden ſoll = 

“hier nicht eingegangen erden. Ich vertveife dafür auf meine 
Schrift: „Die deutfhen Zefuiten der Gegenwart und 
der. £onfeffionelle Friede“ (Leipzig, Breitlopf und Härtel, 
Preis 1M.). Schlimmeres an konfeſſioneller Verhetzung, an Ber 
ſchimpfung des Proteftantismus und roher Anpöbelung nichts 
katholiſcher religiöfer Gefühle als in den Schriften: „Chrift 
oder Antichriſt“, Berfaffer der Jeſuit Tilman Peſch, und in 
dem jefuitifchen Unternehmen: Katholiſche Flugſchriften 
zur Wehr und Lehr” geleiftet wird, bieten ſelbſt. die konfeſſio⸗ 
nellen Streitſchriften des 16. und 17. Jahrhunderts kaum. 
Bezeichnend iſt, daß dieſe vergiftenden jeſuitiſchen 
„Volksſchriften“ im Verlage des Zentralorgans der 
Zentrumspartei“, der Berliner Germania ſeit Jahr. 
zehnten erfheinen und bon ber Germania fort und 
fort als „Feftgefhenfe von dbauerndem Werte” ange- 
priejfen werden. Der in ihnen zutage tretende — 
Geiſt iſt alſo Zentrumsgeiſt. 
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die, ‚einmal vorhanden, nur deshalb meiter zu. dulden find, 
weil -fonft „größere Übel” entjtehen könnten; feine nicht 


katholiſche Religionsform befitt an und für fi irgend» 


‚welches Dafeinsrecht; . alle Nichtkatholifen . unterftehen .de 
Jure den Geſetzen der römischen Kirche; die römifche Kirche 
fann mit phyſiſcher Gewalt, ja felbft mit der Todesſtrafe 
gegen „Ketzer“ vorgehen. 


b) Zentrum und „Staatslexikon der Görres— 
geſellſchaft. 
Das „Staatslexikon der Gorresgeſellſchaft“, i in 
letzter (8. und 4.) Auflage 1908—1911 erſchienen, * 
mit Recht als ein Zentrums⸗Werk bezeichnet. 


Kraf von Hertling, bis 1911 Vorſitzender der 


Bentrumsfraktion des Reichstags, iſt bis Heute (obwohl 
Miniſterpräſident des paritätiſchen baheriſchen Staates) 
Vorſitzender der „Görresgeſellſchaft“, wie er es ſeit Be⸗ 
tehen dieſer Geſellſchaft war. Er trägt alſo die moraliſche 
Verantwortung für, den Inhalt des von feiner „Görres⸗ 
geſellſchaft“, als ihre bedeutendfte Leiftung, herausgegebenen 
„Staatslexikon“. 
Ferner: alle Zentrumsführer ſind Mitarbeiter 
„am 
ntr ü Bachem, der 
überdieg ben Zentrumscharakter des „Staatsleri- 
ons" deutlich ausgefprodhen hat auf der Generalverfamm- 
lung der a U zu nn a. u im Jahre 
1908: 
„In das Staatslexikon nel: nur die Theoretiker des 


) 
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Staatsrechts. Streng genommen gehören auch die Ar- 
tifel über die großen Führer des Zentrums nicht hinein, 
Hter tft eine Ausnahme gemacht worden, die fid) da— 
durch rechtfertigen läßt, daß diefe Männer gewiſſermaßen 
die im Staatslexikon vertretenen Grundſätze in das praktiſch⸗ 
politifche Leben übergeführt Haben.” (Bericht ©. 28.) 


Als Bentrums-Staatslerifon wird das „Staats- 
lexikon“ der „Görresgeſellſchaft“ denn auch überall gewertet. 
Die Zentrumspreffe nennt es „unfer Staatslexikon“ 
(vgl. Pfälzer Zeitung, Nr. 29, 1909); die wiſſenſchaft⸗ 
liche Kritik ſagt von ſeinem Inhalt: „ſoweit er politiſch 
iſt, trägt er die Farbe des Zentrumsprogramms.“ 
(Profeffor don Piloty im Archiv für öffentliches Recht, 
1912, Nr. 3.) 
IH bin alfo durchaus berechtigt, Zentrum und „Staats⸗ 
lexikon“ als in ihren Anfichten identifch zu bezeichnen. 
Zunächſt die, Feftftellung: das „Staatslerikon" 
fteht auf dem Boden des Syllabus Pius’ IX. vom 
8. Dezember 1864, und zwar jo fehr, daß e3 in allen 
feinen Auflagen es als Gewiffenspflicht aufjtellt, dem Syl⸗ 
Tabus „innerlihen Gehorſam“ zu leiſten. (V! 664; 
‚v2 655; V3w4 670.) J 
Damit iſt eigentlich ſchon alles geſagt. Denn wie der 
dritte Neichsfangler, Fürft Hohenlohe, als bayeriſcher 
Miniſterpräſident in einer Note vom 9. April 1869 an 
die Mächte erklärte: 
Die Sätze des Syllabus richten ſich gegen die 
Grundfäge, auf denen das äffentlihe Leben, wie es 


ſich bei den zipilifierten Völkern entwidelt ‚Nat, als 
auf feiner Grundlage beruht.” 
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Und ein weit Größerer als Hohenlohe, Bismard, hat 
den Syllabus dahin darakterifiert: 


„Im Syllabus find Lehren enthalten, beren —* 
führung zu einer Erſchütterung aller weltlichen 
Staatsgewalt unbedingt führen muß.” (Bitiert bei Hauviller, 
Syllabus, Neuer Frankfurter Verlag, Frankfurt 1907.) 


Sn den Worten Hohenlohes und Bismards über 
den Syllabus iſt eine vernichtende Kritif des Zentrums» 
Staatslexikons noch vor feinem Erfcheinen ausgefprochen. 

Über dies allgemeine Verwerfungsurteil, daS in der 
follabifchen Gefamtanfchauung des „Staatslerifons“ feine 
Begründung hat, muß im einzelnen durch Vorlegung von 
Stellen aus dem „Staatslexikon“ erhärtet werden). 


1) Da id) Stellen aus verfchtedenen Auflagen des „Staats⸗ 
lexikons“ (1.—3. u. 4.) zitiere, fo ift ein Wort zu fagen über das 
Berhältnis der Auflagen untereinander. Weglaffungen und 
Underungen in fpäteren Auflagen des .„Stantsleri- 
fons" haben nicht die Bedeutung eines grundfählid 
veränderten Standpunttes; fie find vorgenommen 
lediglid) aus taktifchen und praftifhen Gründen. Die’ 
legte Auflage aus dem Jahre 1908-1911 fteht, trotz Weglafjungen 
und Änderungen in allen grundfäglichen Kragen über Staat, 
Kirche uſw. ganz auf dem gleichen. Standpunkte wie die erfte 
und zweite Auflage aus den Jahren 1889-1897 und 1901 bis 
1904. Das geht aus dem allgemeinen „Programmentiourf“ zum 

geplanten „Staatslexikon“ und aus den Vormorten zu den Neu 
auflagen deutlich hervor: Brogrammentmwurf (1876): „Was 
bie oberften Prinzipien anlangt, welche den: Mitarbeitern. des 
neuen Werkes als Leitfterne vorſchweben werden, fo find es die 
Dogmen ber Glaubens und Sittenlehre der katholiſchen Kirche. 
Bnfonderheit werden in Betracht zu ziehen fein die 
Propofitionen bes Syllabus und die Defrete a bati«- 
Hoensbroeh, Das Zentrum. 
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Staat und Kirche: 
Wie die Kirche ſelbſt ein milder gehandhabtes Oberaufſichts⸗ 
echt des Staates grundſätzlich nie anerkannt Hat, fo wird fie es 


fanifhen Konzils. Bezüglich diefes Punktes find alle 
Mitarbeiter einig. Dagegen kann es innerhalb diefer Grenzen 
feinem Mitarbeiter verwehrt werden, feine wifjenfchaftlichen Ans 
ſchauungen zur Geltung zu bringen: in dubiis libertas, d. h. 
in denjenigen Dingen, die wirklich dubiös find. Denn follte eg 
fi) um Fragen handeln, über welche zwar ein formeller Auß- . 
ſpruch der Kirche nod) nicht vorliegt, wohl aber übereinftimmende 
Anfchauungen der herborragenditen katholiſchen Lehrer und ganzer 
theologifcher Schulen beftehen, dann wäre ein Abgehen bon ben- 
ſelben nicht zu billigen. Ebenfowenig können Rückſichten 
auf bejtehende Staats- oder politifhe Einrichtungen 
von maßgebender Bedeutung fein; ihnen gegenüber 
darf aus den Lehren der Kirde fein Hehl gemadt 
werden... Will man der Nacjiwelt, die bei der fortjchreitenden 
Scheidung der Geifter vielleicht nocd ſchwereren Kämpfen ent- 
gegengehen wird, als wir fie durchmachen, feinen Anlaß zu Vor⸗ 
würfen darbieten, jo [hrede man vor den Konfequenzen 
der katholiſchen Prinzipien nit zurüd.” Vorwort 
zur zmweiten Auflage (1900: „Die programmatifche 
Grundlage des Staatslexikons bleibt unverändert. 
In diefer Beziehung wird aufden Borberidt zur erjten 
Auflage verwiefen. Bei ftrenger Innehaltung des katho— 
lichen Standpunktes wird jedoch in einzelnen neuzeitliche ſtaat⸗ 
liche Berhältniffe behandelnden Artikeln den Bedürfniffen der 
Gegenwart in höherem Maße Rechnung zu tragen, zwifchen den 
Eatholifhen Prinzipten und deren Anwendung auf die Gegen- 
wart, zwiſchen feftftehenden Lehren der Kirche und mehr oder 
minder autoritativen Schulmeinungen genauer zu unterſcheiden 
fein.” Borwort zur 3. u. 4. Auflage (1908): „Der Geſamt⸗ 
borftand der Görresgefellfchaft Hat ſchon auf der Münchener 
Generalverfammlung (1905) beſchloſſen, daß in ber 3. Auflage 


aud) in Zukunft nie anerkennen, weil fie e8 nicht anerkennen 
kann, ohne ſich felbft aufzugeben. Da. nämlich die Fatholifche 
Kirche das Bewußtſein in fi) trägt, den allein wahren Glauben 
zu. befiten und die allein wahre, von Chriftus geftiftete Kirche 
zu fein, fo fann fie unmöglich die andern Konfeffionen 
oder Sekten als religiöje Gemeinschaften, die ein Recht 
auf ftaatliche Anerkennung und ftaatliden Schuß haben, 
gelterlafjen. Wahrheitund Irrtum könnennicht gleiche 
Rechte genießen. Gewiß mag der. Staat die anderen Ston- 
feffionsgemeinfchaften beaufficgtigen; er mag fie, falls er ſich 
diefer Notwendigkeit nicht entziehen kann, zulaffen und unter den 
bon ihm feftgefehten Bedingungen rezipieren; aber die Folgerung, 
daß fi) unter diefen nun einmal beftehenden tatfächlichen Vers 
hältniffen die fatholifche Kicche diefelbe Beauffichtigung müffe ges 
fallen Iaffen, und daß überhaupt der Fatholifchen Kirche dieſelbe 
Stellung gebühre wie den anderen Sonfeffionen, kann fie nie, 
weder ausdrüdlic) noch ftillfchtweigend, anerkennen; fie müßte das 
Bemwußtjein, die allein wahre Kirche zu fein, aufgeben ... Weil 
eben der moderne Staat diefes Oberaufſichtsrecht als eine ihm 
aus fich zuftehende Gewalt beanſpruchte, fo jah ſich der römiſche 


das Programm der 2. Auflage auf kirchenrechtlichem und Eirchen- 
politifchem Gebtete jtrenger durchzuführen fei als es in der... 
2. Auflage möglich erfhien. Auch im übrigen wird das 
Programm der. 2. Auflage der 3. Auflage zur Richt— 
ſchnur dienen.” Dasjelbe befagt eine Erklärung des Her— 
ausgebers des „Staatslexikons“, des Zentrumsführers 
Dr. Julius Bachem auf der Generalverfammlung der Görres« 
gefellihaft zu Limburg a. d. Lahn im Jahre 1908: „In der 
3. Auflage werden. auch) mande Artikel die Verfaſſer wechſeln. 
Damit foll an den entfprehenden Artikeln der 2. Auf» 
lage feine Kritik geübt werden. Der Wechſel ift insbe— 
fondere unter den Geſichtspunkten eingetreten, daß mandje der 
erfetten Artikel der 2. Auflage eher für ein Kirchenlexikon als 
für ein Staatslexikon geeignet erſchienen, daß dad Staatsrecht⸗ 
liche mandmal fehr zurüdtritt.”  (Sahresbericht 1908, ©. 28.) 
5* 
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Stuhl fehr oft genötigt, diefem Prinzip das alte Firchliche Prinzip 
der vollen Freiheit und Unabhängigkeit der kirchlichen Gewalt 
gegenüberzuftellen .. . 

Sn der Enzyllifa Quanta cura und im Syllabus 
findet fi das ganze Lehrgebäude über das Verhältnis 
bon Kirche und Staat von neuem dargeftellt und durch 
die —— kirchliche Aütorität vor aller Welt ver— 
kündet.. 

Das in den genannten Erlaffen Pius’IX, enthaltene Lehr. 
gebäude Über daS gegenfeitige Verhältnis von Staat und Kirche, 
durch welches das Oberauffichtsrecht des Staates Über die Kirche 
ausgeſchloſſen wird, läßt ſich kurz fo flizzteren: 

1. Die Kirche ift vollkommen unabhängig bom 

Staate, und zwar ‚befitt fie diefe Unabhängigkeit kraft gött- 
lichen Rechtes. . 
. Die Kirche ir eine wahre Men volllemmene Geſellſchaft, die 
gänzlich frei iſt; ſie beſitzt ihre eigenen und ſtändigen Rechte, die 
ihr bon-ihrem göttlichen Stifter verliehen wurden. Mit dieſer 
vollfommenen Unabhängigkeit der Re ift das Oberauffichts⸗ 
recht des Staates unvereinbar. ... 

2. Ein anderer Grundſatz des hp Stantes ift bie Neu⸗ 
tralität oder der Indifferentismus des Staates gegen— 
über jeder Konfeſſion. Der Staat ſoll gewiſſermaßen über 
den Parteien ſtehen, ſich zu keiner Konfeſſion bekennen, um ſo 
allen, wie man meint, leichter gerecht werden zu können. Dieſes 
letztere wird ſelbſtverſtändlich nur von jenen Anhängern des mo- 
dernen Staates betont, welche für ſich noch nicht mit jeder Neli- 
gion gebrochen haben. Es fol demnad) auch der moderne Staat 
der katholiſchen Kirche: gegenüber ſich neutral verhalten, Diefe 
Neutralität des Staates, auch gegenüber der katholiſchen Kirche, 
Itegt in der Forderung der Trennung des Staates bon der 
Kirche. :Nun wurde aber diefe in-der 55. Propofitton des Sylla- 
bus verworfen, die lautet: Ecclesia a statu, statusque ab ecele- 
sis seiungendus est. Alfo nicht Neutralität des Staates 
gegenüber der Kirche darf die StaatSmartme fein, fon- 
dern wie jede einzelne phyfifche Berfon dem Glaubens- 
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und Sittengefeße der von Chriſtus zum Heile der ganzen 
Welt geftifteten.Kirde fi unterwerfen muß, fo kann 
aud) ber Staat,. der aus phyſiſchen Perfonen befteht, 
- and von diefen regiert wird, fid) der Pflicht nicht ent- 
ziehen, in. allen feinen Maßnahmen die Glaubens- und 
Sittenlehren der wahren Kirche als Richtſchnur zu neh. 
men. ... Darum muß aud die Staatögemwalt als folde, 
d.5..in ihrer Sorge und Tätigkeit für daS zeitliche 
Wohl ihrer Untertanen, nah den Grundſätzen des 
"wahren Glaubens fid) richten; fie kann diefen gegen- 
über fi nicht neutral oder gleichgültig verhalten. 

. 3. Dadurch werden aber die Staaten keineswegs in eine 
direlte Abhängigkeit. von der Kirche und ihrer Autorität ge- 
bracht ... Zu feiner [des Staates] Kompetenz gehören eben die 
zeitlichen, alfo der Autorität der Kirche ihrer Natur nach ent- 
zogenen Angelegenheiten der Untertanen. Dieſe Angelegenheiten 
ordnet der Staat in Unabhängigkeit von der Kirche. Falls 
aber die Alte der Staatsgewalt gegen das chriſtliche 
Sittengefet, gegen die Gerechtigkeit oder eine andere 
Hriftlide Tugend verftoßen, da muß allerdings die 
Staatsgewalt wegen dieſes Berftoßes der Kirdje unter» 
worfen fein. Nicht alfo direkt, fondern indirekt, nit. 
an fi), fondern:infolge eines befonderen Anlaſſes, 
fteht die Stantsgewalt mit ihren Gefegen und Maß- 
nahmen unter der. firhlihen Autorität. Das tft bie 
bielfad jo mißfannte:und entftellte Lehre von der in— 
direkten Gewalt der Kirche über den Staat. Eine folde 
Abhängigkeit des Staates von der Kirche wird in Übereinftim« 
mung mit den authentifchen Lehren früherer Päpfte (Innozenz' 
IIL) von Pins IX. gelehrt, wenn er den Satz veriwirft, daß die 
Kirde auch nicht einmal eine Och Gewalt über zeitliche 
‘Dinge habe. . 

Diefelben Grundfäße über das Berhältnis born 
Kirche und Staat, melde Pius IX. durd) Verwerfung 
und Proffriptton der gegenteiligen Srrtümer authen- 
tifch Tehrt, wiederholt Leo XIM. in wiſſenſchaftlich bes 
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lehrender Weife in der genannten Enzyllifa De civi- 
tatum constitutione christiana (1, November 1885). 
Allerdings läßt fi) nicht behaupten, daß diefer Enzyklika eine 
gleiche verpflichtende Kraft innewohne, wie dem öfter erwähnten 
Rundſchreiben Pius’ IX. Quanta cura, fowie dem ihm beige- 
gebenen Syllabus, da Leo XIH. nicht bon der. ihm zu Gebote 
ftehenden Vollmacht, die Gläubigen zur Annahme der von ihm 
borgetragenen Lehren zu verpflichten, .Gebraud; macht >. ..mir 
beiten viele Exlafje der kirchlichen Autorität, welche die richtigen 
Anſchauungen unmittelbar enthalten und lehren. Doc wird 
zugegeben werden müffen, daß fie nirgendiwo fo kurz 
sufammengedrängt ſich authentiſch ausgeſprochen fin- 
den, wie in dem Syllabus Pius' IX., ſowie von feinem 
Papft in fo umfaffender und gründliher Weife wiſſen— 
Ichaftlich behandelt wurden, wie in der genannten En- 
zyklika Leo XIII. Diefe Dokumente dürfen darum in 
Bufunft von niemand überfehen werden. (IIt 1519 
bis 1527.) 

„Der Staat iſt der Kirche untergeorbnet; Der Hrift- 
liche Herrſcher ift in feinen gefeßgebenden, richterlichen 
und politifhen Funktionen ebenfo wie in feinem Pri— 
vatleben dem Lehramt und Hirtenamt wie bem priefter- 
lihen Amt der Sirde unterworfen. Alle Einrichtungen, 
Gejete, Handlungen der weltlichen Regierungen unter- 
ftehen der Direktive der höchſten kirchlichen Autorität, 
fofern e8 diefer zufommt, fie in ihrem Verhältnis zu den Snter- 
eſſen der fittlicjreligiöfen Ordnung zu prüfen und zu regeln. 
Es foll Hier nicht erwogen werden, unter welchem Gefichtspumft 
dern Papfte eine direkte Gewalt über die vom Staate geordneten 
zeitlichen Verhältniffe zuſteht. Es genügt, die direftive Gewalt - 
der Eirchlichen Autorität über die ftantliche Hier feftzuftellen.“ (IT! 
1242f., 112 851.) Als Berfaffer diefer Ausführungen’ zeichnet 
der Bifhof von Mainz, Dr. Haffner. 

„Der Kirche fteht ferner aud) bie Aufficht Über die 
ftaatlidje Geſetzgebung von ihrer fittlihen Seite zu 
Eraft ihres höchſten Lehramts, und fie greift aud) von 
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dieſer Seite in die zeitlichen Angelegenheiten der 
menſchlichen Geſellſchaft ein, weil ſie berufen und beauf⸗ 
tragt iſt, die geoffenbarten Wahrheiten des Glaubens und der 
Sitten allen Menſchen zu verkünden und ſie in dieſen Punkten 
vor Irrtümern zu ſchützen. Damit hängt auch die Voll— 
macht der Kirche zuſammen, über die Verbindlichkeit 
des Eides in concreto eine nähere Erklärung zugeben 
oder im Namen Gottes eine Auflöfung derfelben zu 
verfünden,. eben weil fie berufen ift, alle Gläubigen in: fitt- . 
lichen Fragen zu belehren und zu leiten auf dem Wege zum 
Himmel. Diejes Amt bezieht ſich auf den Eid der Treue, 
welchen die Untertanen den Fürſten ablegen. Yührt die 
Verbindlichkeit desſelben zum Böſen, ſo iſt keine Dispenſation, 
ſondern nur eine Erklärung von ſeiten der Kirche ee 
derlid. 

„Aus allem ergibt fi fomit mit innäheunber 
Glaubensgemwißheit die indirekte Macht der Kirche auch 
über bie zeitlichen Angelegenheiten, nicht minder die 
Untermwürfigfeit der Kriftliden Könige und Fürſten 
der geiſtlichen Macht der Kirche gegenüber; aber daß nun 
fpeziell auch der Papft die Macht beſitze, die Fürſten abzufegen, 
ift weder doftrinell bon der Kirche gelehrt worden, noch ergibt 
fich diefes mit Notwendigkeit aus den fonftigen wefentlichen 
Rechten der Kirche. Möglich ift aud) die Erklärung, daß diefe 
Folge nur zu bejtimmten Zeiten mit der. Erfommunifation ber- 
bunden war, weil fie fid) auß der damaligen Staatsverfaſſung 
bei den chriſtlichen Völkern von felbft ergab. Trotzdem tft es 
unwahr, was Boffuet behauptet, daß die Päpfte durch öftere 
Anwendung einer ſolchen ufurpierten Gewalt die fürftliche Macht 
im Staate untergraben oder beſchädigt Hätten.“ (II 1,1088, 
II? 668.) : 

„In der Kicchenpofitik und über. das Verhältnis von Staat 
und Kirche weiſt Görres der Kirche, welcher die Hauptaufgabe 
des Menſchengeſchlechts und der Geſchichte, das Reich Gottes auf 
Erden darzuſtellen und herrſchend zu machen, zugefallen iſt, um 
dieſes höheren Zweckes willen und ihres umfaſſenden Weſens 
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‘wegen die höhere, übergeordnete Stellung zu. In den ‚Tria- 
riern‘ nennt er den Sat, Kirche und Staat feien als 
gleichberechtigt inder Wirklichkeit anzuerkennen, ‚ganz 
und gar irrig und unrichtig‘, falls er ein mehreres als bie 
gleiche Berechtigung zur Wirklichkeit behaupten und die Gleid)- 
heit auf ihre Stellung und ihr mwechfelfeitiges Verhältnis aus- 
dehnen ſollte. Die Kirche ift bielmehr-die erftgefeßte und 
die bvollberedhtigte, wo dann in Fällen des höheren 
Konflikts das Untere fi nad) dem Oberen, nit aber 
umgekehrt zu richten hat.“ (II? 1087.) 

„Eine abfchließende Fixierung des nad) kirchlichen Grunde 
ſätzen normalen Berhältniffes zwiſchen Staat und Kirche tft biß- 
lang bon ‚feinem allgemeinen Konzil gegeben worden. Den 
Vätern des letzten batifanifchen Konzils ‚hat ein Schema de ec- 
elesia vorgelegen, deffen einfchlägige Beftimmungen (c. 13—15; 
dazu-can. 18—21) zum Bmwede einer Orientierung über die dof- 
trinelle Auffaffung jenes Berhältniffes Hier auszugsweiſe eine 
‚Stelle finden mögen. Gott ift der Urheber des Staates wie der 
Kirche, weshalb zwiſchen beiden nicht Streit, fordern Eintracht . 
herrſchen kann und.fol. Die Trennung von Staat und Kirche 
iſt nicht wünſchenswert, vielmehr ſoll der Staat die über⸗ 
tretungen der Vorſchriften der wahren Kirche mit welt- . 
lihen Strafen ahnden... Der Kirche Recht wie Pflicht 
tft e8, auch über die ftaatlihen Borfhriften und poli— 
tifhen Handlungen zu urteilen; was nach göttlichen oder 
kirchlichem Recht unerlaubt tft, kann bon Staats wegen nicht 
erlaubt fein: dte Politik des einzelnen wie der Geſamt— 
heit unterfteht vielmehr dem Sittengefeß, beffen Dol- 
metjc daS unfehlbare kirchliche Lehramt ift.“. (III? 451.) 


Über Konkordate Heißt es: 


„Eine innere Notwendigkeit derartiger Vereinbarungen würde 
nur. aus derjenigen Lehre Über das Verhältnis von Kirche und 
Staat gefolgert werden können, welche die beiden Gemwalten völlig 
foordiniert nebeneinanberftellt ... Diefe Notwendigkeit der Kon⸗ 
forbate läßt fich nicht mehr behaupten, fobald die beiden höchſten 
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Gewalten in ein Subordinationdverhältniß zueinander gebracht 
-, werden. Denn dann tft die übergeordnete Gewalt befugt, auf 
dem Gebiete der res mixtae die Grenze zu ziehen, wie anderer 
feit "die untergeorönete Gewalt eben wegen diefer ihrer Unter-- 
ordnung diefe Grenze zu achten hat. Es kommt dann nur bar 
auf an, welche der beiden Gewalten als die unabhängige, ſouveräne, 
und melde al8 die abhängige und zum Gehorſam verpflichtete 
anzufehen iſt. Die Anwälte des fog. „modernen Staates" vindi- 
zieren diefem das Necht, den Ausſchlag zu geben. ... Ich ftehe 
nicht an, in dem folgenden. Sinne der Pribilegientheorie mid) 
anzufchließen. In den Konkordaten handelt es fich fozufagen 
ausnahmslos feitens des Staates um foldhe Konzeffionen, melde 
derſelbe fchon an fich der’ Kirche zu gewähren verpflichtet ift. 
Wenn nun bie Kirche, um den Staat zur Erfüllung feiner 
Pflichten defto eher zu bewegen, demfelben mancherlei Rechte ein» 
räumt, und ſich verpflichtet, diefe Nechte nicht einfeitig aufzu— 
heben, fo kann dies doc) prinzipiell nicht anders al ein dent - 
Staat gewährtes Privileg aufgefaßt werden... Nur darf man 
nicht überfehen, daß die Kirche ſich ihrerſeits auch Binden wollte, 
und wirklich gebunden hat, dies Privileg fo lange zu gewähren, 
als es ihr möglich ift, bat. die Vereinbarung aufrecht erhalten 
wird. Würde daher. die Kirche ohne Grund das einmal gemachte 
Zugeftändnis widerrufen, fo wäre das gewiß Treubruch, aber 
die Gewalt, und zwar die feinem irdifhen Richter 
untergeordnete Gewalt, jederzeit die im Konkordat 
bewilligten Privilegien zu widerrufen, fann Fein 
Katholif in Abrede ftellen ... Das fynallagmatifche 
Vertragsmoment darf nit dahin ausgedehnt werden, daß hie- 
durch das rechte Verhältnis von Staat und Kirche getrübt wird. 
Jene Ausdrücke behalten ja auch einen ganz reellen Sinn, wenn 
man ſie dahin verſteht, daß die Kirche ſich in der Tat verpflichtet, 
die eingeräumten Konzeſſionen aufrecht zu erhalten, jolange 
ihr dies möglich tft, ohne aber in dem Falle, in welchem eine 
Befeitigung derfelben indiziert fein follte, den Staat feiner prin: 
äipiellen Verpflichtung gegenüber der Kirche entbinden zu wollen. 
Mit anderen Worten, das Bertragsmoment in den Kon- 
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fordaten darf nur als das akzeſſoriſche angejehen 


‚. werden.“ (11 1502. 1503. 1508. 1509.) 


Diefelbe Auffaſſung ift in der 2. Auflage enthalten. 
In Band III Sp. 670, heißt es: 


„Alle [Ranonijten] ftimmen jedod darin überein, 
daß ber Bertrag die ftillfehweigende Klauſel rebus 
sie stantibus enthält, daß fomit die Kirche nit nur 
berechtigt, fondern verpflichtet wäre, diegemachten Kon— 
zeſſionen zu widerrufen, ſobald dieſelben dem Seelen— 
heile der Gläubigen zum Nachteile gereichen würden.“ 


—— Hervorzuheben iſt, daß dieſe Ausführungen den gegen⸗ 
wärtigen Generalvikar der Erzdiözeſe Köln, Dr. 
Kreutzwald zum Verfaſſer haben. 


„Wie Gott ſelbſt ſeine Macht nur dazu gebrauchen kann, um 
die Menſchen zum Guten zu führen und vom Böſen abzuhalten, 
ſo Hat er fie auch nur zu dieſem Zwecke der Staatsgewalt mit⸗ 
geteilt. Dieſe Hat die Aufgabe, ‚Dienerin zum Guten‘, ‚Furcht 
‚für das Böfe‘ zu fein. Würde fie diefen ihren höchſten Zweck 
‚verfennen und fi) zur Dienerin für das Böfe herabwürdigen, fo 
wäre es geradezu verboten, ihr Gehorfam zu leiften. Gegen 
den, fei es durch das Naturgefek, fei es durch pofitive 
Offenbarung fundgegebenen Willen Gottes gilt fein 
Befehl, alſo aud) nicht der des Staates. Dasfelbe tft 
zu jagen, wenn die ftaatlide Autorität etwas an— 
ordnet, was den Geſetzen der Kirche zumider tft. Die 
‚Kirche ift von Chriſtus gegründet zum höchſten aller Zwecke: um die 
Früchte der Erlöfung, übernatürliche Gnade und Bolllommenheit 
auf diefer Erde, daS ewige Leben im Jenſeits den Dienfchen mit- 
zuteilen. ALS vollkommene Geſellſchaft, ausgerüftet mit der Boll» 
macht, Geſetze zu geben und für die Beobachtung derfelben Sorge 
zu tragen, hat er fie gegründet. .... Unmöglich kann dem Staate, 
der einen viel tiefer ftehenden Zweck verfolgt, die Vollmacht zu⸗ 
kommen, die Kirchengeſetze umzuſtoßen oder etwas gegen diefelben 
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anzuordnen. Unmöglich kann alfo die ftaatliche Autorität von 
ihren Untertanen etwas verlangen, was gegen die von Gott der 
Kirche. mitgeteilten Rechte oder ihre Gefete verftößt.... Wie 
haben ſich demgemäß die Untertanen zu verhalten, 
wenn die Staatsgewalt ihre Kompetenz überfchreitet 
und Gefete oder Verordnungen erläßt, zu’ denen fie 
nit berechtigt ift? Widerfpricht die Vorſchrift dem 
Naturgeſetze, Gottes pofitinen Geboten oder den Ge— 
fegen der Kirche,-fo darf ihr nicht nur der Gehorfam 
berfagt werden, er muß ihr verfagt werben. In dieſem 
alle ift alfo der paſſive Widerftand nicht nur erlaubt, fondern 
aud) geboten. Doch bedarf es bezüglich.der Nechte der Kirche, 
welche zu verlegen ja ſchon das Naturgefe verbietet, ſowie be- 
züglih ber kirchlichen VBorfchriften einer einfchränfenden Bemer- 
fung. Die Kirche kann auf mande ihrer Nechte, wenigftens zeit- 
weilig, aus wichtigen Gründen verzichten; noch leichter kann fte 
ſich dazu verftehen, ein partikuläres Recht in einem einzelnen 
Falle nicht auszuüben. Sie kann die von ihr ſelbſt erlaffenen 
Geſetze wieder aufheben und noch leichter für einen borüber- 
gehenden Fall bon der Befolgung derjelben feitens ihrer Unter 
tanen abſehen. Sie kann diefes tun, ‘aber fie braucht es nicht; 
feine menfchliche Autorität kann fie dazu verhalten. Auch wenn 
der Staat Teichtfertigermweife oder gar aus böswilliger Abficht eine 
Kollifion feiner Anordnungen mit den Rechten und Gefehen der 
Kirche herbeiführt, Hängt es lediglid) vom meifen Er— 
meffen der kirchlichen Autorität ab, ob fie es den 
Untertanen freiftellen ſoll, die ſtaat lichen Verord⸗ 
nungen zu beobachten, oder ob ein offener Kampf 
gegen dieſelben durch paſſiven Widerſtand vorzuziehen 
fei.... überſchreitet hingegen die ſtaatliche Autorität 
i hre Kompetenz durch folche Verfügungen, welche zwar einem 
höheren Gefeß nicht zumiderlaufen, zu denen ihr aber, da fie 
außerhalb des Staatszweckes Liegen, die Vollmacht fehlt, fo dürfen 
die Untertanen wohl Folge Ielften, doc find fie dazu nit 
verpflichtet. Paffive Reſiſtenz tft geftattet, aber ER 
geboten.” (IIt 1098—1101; II2 12717.) i 
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„Die Löfegewalt der Kirche umfaßt nicht bloß die auf. dem 
jus humanum beruhenden Berpflichtungen. Auch Gelübde 
und Eide fünnen von der Kirche servatis servandis 
nadgelafjen bzw. als nicht verbindlich erflärt werden. 
Jedoch kann die Kirche eine durd) Eid entitandene Verbindlichkeit 
nur aus durchaus triftigen Gründen aufheben oder in eine andere 
umwandeln. ... In letter Inſtanz zu entfcheiden, ob 
folhe Gründe vorliegen, iſt freilich Sache des Ober- 
hauptes der Kirche. Wenn aber die Päpfte in früherer Zeit 
von diefem Rechte der Eidesentbindung gegenüber kirchenfeind⸗ 
lichen Fürſten mitunter Gebrauch madten, fo ift der Beweis, 
daß dies Teichtfertig geſchehen fei, bisher noch nicht erbracht 
worden... .. Demgegenüber mögen die folgenden maßbollen 
Kußerungen des gelehrten Kanoniften Bianchi angeführt werden: 
‚Die Gewalt, welche die Kirche oder der Papft als ihr Haupt 
beſitzt, bie Souberäne ihrer zeitlichen Rechte berluftig oder die 
Untertanen des Eides der Treue entbunden zu erflären, kann nur 
dann wirklich in Ausführung gebracht werden, wenn die Willen- 
verfehrtheit eines Fürſten, der verfuchen würde, feine Untertanen 
zur Empörung gegen Gott zu verleiten,. fih in einem ſolchen 
‚Maße zeigte, daß alle Grundlagen des Berhältniffes, welches die 
Bölfer gegen die ‚öffentliche Gewalt der Gefellichaft verpflichtet, 
wegfielen und der Fürft felbft alle Rechte, die er über fie hat, 
verlöre. Die Erklärung der Abfegung der Zürften kann nur 
eintreten, wenn jede Hoffnung auf deren Befferung verfchwunden 
tt, und wenn fruchtlos jede Bitte, jede Ermahnung, jede Drohung, 
jede andere geiftliche Strafe angeiwendet worden find. . (II 488f.) 


Der Kanoniſt Bianchi mit. feinen „maßvollen“ Äuße— 
rungen iſt in der 2. Auflage nicht mehr erwähnt, jedoch 
find die entſcheidenden Sätze, nach welchen der Papft jeden 
Eid löſen kann, geblieben (II? 154F.). Verfaſſer diefer Aus: 
führungen über die Lösbarkeit aller Eide durch den Papft 
ift wiederum der gegenwärtige Generalpifar von 
Köln, Dr. Kreutzwald. 
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Über den Eid der Bistumsvermwefer heißt e8: 


„Zu ben hier erwähnten Eiden tft für Preußen nod) der Eid 
der Bistumsverweſer ausdrüdlich Hinzugufügen, welchen das in 
diefem Punkte bisher nicht modifizierte Kulturfampfgefe vom 
20. Mat 1874 8 2 vorſchreibt. (‚Bugleich hat er,‘ sc. der Bis— 
tumsverweſer, ‚zu erklären, daß er bereit fet, fich eidlich. zu ver— 
pflicjten, dem Könige treu und gehorfam zu fein und die Gefee 
des Staates zu befolgen.) Diefer Eid muß als ganz befonders 
ungerechtfertigt bezeichnet werden; denn der nur vorübergehend 
fungierende Bistumsverweſer Tann unmöglid) eine politifche Be— 
deutung haben. Allerdings wird diefer Eid, welchen, folange noch 
ein Paragraph) der. Kulturkampfgeſetzgebung übrig ift, ein Tatho- 
liſcher SPriefter nie ſchwören könnte, regelmäßig erlaſſen. Immer⸗ 
hin bleibt aber die geſetzliche Möglichkeit, dieſen Eid auch einmal 
nicht zu erlaſſen und dadurch die Verwaltung einer verwaiſten 
Diözeſe vollſtändig zu hemmen. Zudem, was könnte es dem 
Staate nützen, wenn ſich ein gewiſſenloſer Prieſter dazu hergäbe, 
einen ſolchen gegen ſein Gewiſſen gehenden Eid abzulegen? Kann 
er ſich im Gewiſſen an die Beobachtung der kirchenfeindlichen 
Geſetze wirklich gebunden halten? Was aber von dieſem 
kirchlich unerlaubten Eide geſagt werden muß, gilt 
naturgemäß von allen anderen Eiden, die auf ſolche 
Staatsgeſetze, welche den kirchlichen Anſchauungen von 
dem Verhältnis zwiſchen Staat und Kirche wider— 
ſprechen, geleiſtet werden ſollen. Wenn aber Hinſchius 
jagt. ‚und das find alle modernen Staatsverfaſſungen‘, fo muß 
dies entſchieden zurüdgemwiefen werden. . Die Kirche kann mit 
allen Staatöverfafjungen in Frieden und Einklang Ieben, fofern 
nur nit die unantaftbaren Rechte der. Kirche durch 
diefelben beeinträchtigt werden.“ (II 485f,; IE 151f) 


Auch diefe Ausführungen tragen die Unter- 
[hrift des gegenwärtigen Generalvifars der Erz- 
didfe Köln, Dr. Kreutzwalds. 

„Bon hervorragender Bedeutung war das Richteramt 
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des Bapftes in den Zeiten des Mittelalters hinſichtlich der Ab— 
feßung ber Fürften. Hier lag ein doppelter Rechtstitel bor. 
Die enge Berbindung von Staat und Kirche brachte es mit ſich, 
daß nach öffentlichem Recht der Fürſt als geborener Verteidiger 
der Kirche angeſehen wurde. Verfiel derſelbe in Häreſie, ſo wurde 
angenommen, daß er ſein Schützeramt nicht mehr wahrnehmen 
könne, und zwar um ſo weniger, als der Übernahme der Regie⸗ 
zung durchgängig das feierliche Verfprechen der Verteidigung der 
Religion voranging. ... Ein zweiter Grundfaß lautet dahin, 
daß die Natur diefer Gewalten: nad) ihrem Zwecke zu beurteilen 
fet:. Die Kirche begründet das ewige Heil der Menſchen, der 
Staat verfolgt in erfter Linie die irdiſche Wohlfahrt. Je Höher 
‚die einigen Intereſſen über den irdischen ftehen, um fo mehr er- 
hebt fic die geiftliche Gewalt über die weltliche. Wird die Frage . 
erhoben, auf welchen Titel hin die Päpſte im Mittelalter über 
die Fürſten zu Gericht geſeſſen haben, ſo iſt hinzuweiſen auf das 
öffentliche Recht in den germaniſchen Reichen, welches die Zu- 
gehörigfeit zur Kirche als Bedingung für die Übernahme der 
Regierung forderte; auf den Mangel einer geordneten. Rechts⸗ 
pflege, welchem die Päpſte abzuhelfer berufen ‚wurden; auf die 
Hochachtung der Völker vor dem oberften Träger.der Kirchlichen 
Gewalt; aus der zu allen Zeiten empfundenen Notwendigkeit 
eines internationalen völkerrechtlichen Gerichts. Die, genannten 
äußeren Rechtstitel fuchte man indes auch) durd) theologifche Grund» 
lagen zu ftüßen, und in diefer Beziehung find im Laufe der Zeit 
‚drei Syſteme aufgetaucht: 1. Das Syſtem der direkten 
Superiorität der geiftlichen Gewalt über bie weltliche. . Kar⸗ 
dinal Bellarmin weift diefe keineswegs in der Bibel begründete 
wie andererjeit8 gefahrbolle Theorie entfchteden. ab. Dagegen 
bekennt er fic zu dem Syſtem der indirekten Superiorität 
ber geiftlichen Gewalt über die meltliche, und zwar a) mit Bezug auf 
die Perjonen. Zwar iſt der. Papft an und für fich zur Abfeßung 
weltlich er Fürſten nicht befugt, wohl aber kann er indirekt dazu 
- übergehen, fofern die ihm anvertraute Beſchützung des chriſtlichen 
Glaubens und der Kirche dieſen Schritt erfordert. Über die Zahl 
der hierhin zu, beziehenden Fälle vermochte man ſich nicht zu 
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einigen, aber im Prinzip ſelbſt beſtand Übereinſtimmung, nament⸗ 
lich dann, wenn Apoſtaſie und Zerſtörung der Einheit zur Be— 
ſchützung der Kirche zwangen. Die Anwendung dieſes Rechtes 
konnte, was aber in den allerwenigſten Fällen geſchah, in förmlicher 
Abſetzung beſtehen, meiſtens aber machte es ſich als Erklärung 
geltend, daß der Fürſt bereits nad) Reichsrecht ber Krone ver« 
Iuftig gegangen fet. b) Was Geſetze anlangt, fo kann der Papft ' 
bürgerliche Gefeke nur im Kirchenſtaat erlaffen; feine Wirkfamfeit 
als Geſetzgeber beivegt fich ihrer Natur nad) nur auf geiftlihem 
Gebtet. Wenn dagegen das Seelenheil den Erlaf oder 
die Aufhebung eines bürgerlichen Geſetzes fordert, jo 
iftder Papftdazu befugt und verpflichtet. 2. Das näm⸗ 
liche gilt von feiner richterlichen Tätigkeit; nur ratione peccati; 
wegen des damit verknüpften religiöfen Moments kann er welt- 
liche Sachen vor fein Forum ziehen. Die Theologen begründen 
diefe Theorie der indireften Gewalt mit dem Hinweis auf die 
dem Papfte über die ganze Kirche verlichene Obforge. Wären 
die Träger der fürftlichen Gewalt hiervon ausgenommen, fo 
könnten fie durd) etwaigen Mißbraud) derfelben den Zweck der 
Kirche vereiteln. Dem Papft läßt fi ohne Auflöfung der 
Kirche dte Gewalt nicht aberfennen, in gewiſſen Fällen 
Untertanen vom Eid der Treue zu entbinden, denn 
nie fann der Eid zu einem Bande der Sünde werden; 
der Erreihung des letzten Zieles müffen alle übrigen 
Verbindlichkeiten weichen. Der Ausfprud) der Kirche ent» 
hielt nicht fo fehr eine Abſetzung, als vielmehr nur die Erklärung, 
die Abſetzung fet ſchon erfolgt... 3. Die dritte Theorte tft 
bekannt unter bern Namen der potestas directiva. Nicht Zwangs⸗ 
gewalt, fondern nur eine Art leitender Aufficht über die Fürſten fteht 
den Bapfte zu. Demzufolge erklärt man die Tatfachen des Mittel- 
alters teils aus dem geltenden öffentlichen Recht, teils aus ſpeziellen 
Reditstiteln, wie dem Bafallenverhältnis, teils aber aus der Stel⸗ 
Yung eines oberften Lehrers und Leiters der Chriften. Hauptvertreter 
dieſer Anſicht iſt Fenelon. Im weſentlichen weicht fieindes 
von der Theorie der indirekten Gewalt nicht ab. Denn 
beide nehmen an, der Papſt könne im äußerſten Falle 
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erklären, daß ein Fürſt ſein Thronrecht eingebüßt habe 
und geleiſtete Treueide ihre Kraft verloren hätten. 
. .. Was kirdenfeindlihe Geſetze anlangt; fo fteht 
nad) beiden Theorien dem Papfte die Befugnis zu, jene 
als folche zu bezeichnen und abzuweiſen. Damit tritt der 
Papft in die Zußftapfen der Apoftel und erften Bifchöfe; das gebietet 
ihm die Heiligkeit feines Amtes. Bon diefem Recht Hat 
Pius TX. gegenüber den Maigefegen Gebraud) gemacht, 
indem er diefelben als in fih null und niditig bezeich— 
nete. Auch mit Bezug auf das Richteramt ftimmen beide Theorien 
überein. Das Urteil: der Kirche geht ‚direkt auf die Sittlichkeit 
der menſchlichen Handlungen, indirekt auf die damit verbundenen 
weltlichen Dinge. Praktifch ift übrigens bet der Entwickelung der 

“ modernen Verhältniffe nur. ein Fall: Widerſpruch eines pofitiv- 
bürgerlichen mit einem firchlichen Geſetz. Hier macht die Kirche 
‚bonderebengenanntenridterlih-erflärenden EAU 
Anmendung.” (IV1167 ff.; IV2 287 ff.) 


2. Praltifhe Betätigung der politiſchen Abhängigleit des 
Zentrums vom Papfte, als dem von ihm theoretifd) aner⸗ 
fannten Oberheren des Stantes und feiner felbit. 


a) Zentrum und Papft. 

Die enge Berbindung zwifchen Pabſt und Zentrum und 
feine Abhängigkeit vom Papfte werden durch folgende Tat: 
ſachen veranschaulicht: 

Am 16. Januar 1887 ließ der damalige Vorſitzende 
der Zentrumsfraktion, Freiherr von Franckenſtein, beim 
Papſte anfragen: 

„ob der Hl. Stuhl der Anſicht ſei, daß der fernere 
Beſtand des Zentrums im Reichstage nicht mehr not» 
wendig fei, in welchem alle er nebit der Mehrzahl 


feiner Kollegen aufmeitere Mandate verzichten würde”, 
(Mitgeteilt im Antwortfchreiben des Kardinalſtaatsſekretärs Jako⸗ 
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bini vom 21. Januar 1887 an den Münchener Nuntius di Pietro: 
bei Majunke, Geſchichte des Kulturkampfes, ©. 583.) 

Und als das Zentrum in der Septennatsfrage eine 
Zeitlang dem Willen des Papſtes widerſtrebte, reiſte ſein 
Führer, derſelbe Freiherr von Franckenſtein, nach 
Rom, um dem Papſte über das Verhalten des Zen⸗ 
trums Rechenſchaft abzulegen. (Über Haltung des 
Zentrums in der Septennatsfrage weiter unten.) 

Auch Windthorſt beſtätigte in ſeiner Rede zu Köln 
am 6. Februar 1887 die Ab: ängigkeit der Exiſtenz 
des Zentrums vom Papſte: 

„Der Heilige Vater ſpricht ſeine überzeugung aus, daß die 
Zentrumsfraktion auch jetzt noch fortdauern und für die Folge 
zeit immer beftehen müffe Können wir Befleres verlangen? 
Der Heilige Bater hat diefe Antwort gegeben auf eine 
Anfrage des Borfigenden der Zentrumsfraktion im 
deutfhen Reichstage, de8 Baron zu Frandenftein, 
und der hatte angefragt, ob es dem Intereſſe der 
Kirche entfpräde, wenn unfere Mandate im Reichstage 
nicht fortdauerten; wir würden dann unfere Mandate 
nit weiter fortfegen. Darauf antwortete der Heilige 
Bater offenbar Elar und beftimmt: Nein! Er billigt 
alſo fogar die Perſonen, die bisher in der Fraktion 
waren! Können wir einen beffern Wahlaufruf machen, 
als den, welchen der Heilige Bater uns hat fhretben 
Laffen? Ic künnte meinen Bortrag hier fließen und 
Ste auffordern: Wählet wie der Heilige Vater es will.” 
Archiv für kathol. Kirchenrecht, 1887, Heft 4, ©. 140 ff.). 


In einer Zentrumsverſammlung zu Frankfurt a. M. 
am 26. März 1894.erflärte ber Zentrumsführer Lieber 
in bezug auf die innerhalb der Zentrumsfraktion gepflogenen 
Beratungen über ben am 14. März 1894 vom Reichstag 

Hoensbroech, Das Zentrum. 6 


— EEE 


angenommenen Hand elsvertrag zwiſchen Deutſchland 


und Rußland: 


„Wir ldas Zentrum] Hatten mehr nad) Fulda [mo 
damals Kardinal Kopp Biſchof war, und wo die deut- 
ſchen Biſchöfe jährlih zufammenfommen) und Nom 
Papſtl als in Berlin nad) dem Schloß und der Wilhelmftraße pin 
den Beweis zu führen, daß wir im neuen Reichstage nicht die 
demokratische Partei des nadten und unfruchtbaren Widerfpruches 
feten.” (Germania vom 11. u. 12, Ta Weitfäliiche Volks⸗ 
zeitung bom 11, April 1894.) 

Das unbedachte Eingeftändnis der eömiföen Abhängig- 
feit des Bentrumst) wirkte fo peinlich, daß das „Bentral- 
organ der Zentrumspartei“, die Germania, am 12. April 
1894 „erläuternd“ ſchrieb: 

„Wir Eonftatieren, daß natürlich keinerlei Direk— 
tiven, Wünſche und dergleihen von kirchlicher Seite 
betreff8 des Handelsvertrags vorlagen.“ 

. Daß durd) die „Konftatierung” die in Liebers Worten 
ausgedrüdte Abhängigkeit des Zentrums „von kirchlicher 
Seite! — Bilhöfe und Papſt — zugegeben wird, dafür 
fehlt den Zentrumskreiſen, weil die römische Abhängig- 
keit für fie eingewohnter Zuftand ift, das Verſtändnis. 

Am 21. Januar 1887 richtete in der SeptennatSange- 
Vegenheit der Kardinal-Staatsfefretär Jakobini auf 
Befehl Papft Leos XII. ein Schreiben an den Min- 
chener Nuntius di Pietro (weiter unten ift davon aus- 


1) Lieber glaubte fein Aus- der⸗Schule⸗Plaudern durch Nieder⸗ 
legung feiner beiden Mandate (zum Reichs⸗ und Landtage) ſühnen 
zu müffen. (Niederrheinifche Volksztg. vom 11. und Germanta 
vom 12. April 1894.) So wichtig war alfo die Indiskretion. 
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führlich die Nede), worin die Oberhoheit des PBapftes über 
da3 Zentrum zu klarem Ausdrude fommt: 

„Dem Bentrum in feiner Eigenfchaft als politifche - 
Partei tft vvom Bapfte] ftetS volle Aktionsfreiheit ein- 
geräumt worden“: Al Centro poi, considerato come partito 
politico, si e sempre lasciata piena liberta di azione. (Ort- 
ginaltert nad) der Germania vom 9. Februar 1887; vgl, auch: 
Archiv für Fatholifches Kirchenrecht, Band 58, ©. 128 ff.) 

Wenn der Bapft erklärt, er Habe bisher, dem Bentrum 
„politiſche (I) Aftionsfähigfeit eingeräumt”, fo erflärt 
er damit zugleich, er könne die TER auch „aus⸗ 
räumen“. 

Auch der Schlußſat des Briefes iſt für die Hörigkeit 
des Zentrums gegenüber dem Papſte beweiſend: 

„Das gegenwärtige Schreiben, das gleich dem frühern die 
erhabenen Anſichten Seiner Heiligkeit wiedergibt, wollen Sie dem 
Baron Franckenſtein dem Vorſitzenden des Zentrums) 
mitteilen und ihm einſchärfen, es zur Kenntnis der 


Zentrumsmitglieder zu bringen. Rom den 21. Januar 
1887. 2. Kardinal Jakobini.“ (A. a.O.) 


Das iſt die Sprache des Oberbefehlshabers 
[des Papſtes] zum Unterbefehlshaber [dem Vor—⸗ 
fitenden der Zentrumsfraftion]; oder, um im Bilde 
des Bentrumsführers, des Grafen Balleftrem zu bleiben 
(oben ©. 29f.): der Papſt erteilt feiner „Leibgarde" 
Befehle. P 

Unter dem 29. Dezember 1908 meldete die Germania 
aus Rom: 


„Der Bapft empfing geftern in längerer Privataubdienz den 
Reihstagsabgeordneten Spahn, der die Glückwünſche 
6* : : 
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. des Zentrums zum fünfzigjährigen Priefterjubtläum 

überbradte” | 

; Die Kölniſche Bolkszeitung (28. Februar 1909) 
glaubte eilfertig verſichern zu müſſen, daß die Romfahrt 
des Zentrumsführers „Leinen politifhen Zweck gehabt 
habe“; fie geftand aber ein, daß Herr Spahn der Über 
bringer offizieller Glückwünſche feiner Partei geweſen fei. 

Die Glückwünſche find für ſich allein ſchon genügender 

Beweis für die einzigartigen und intimen Bezie- 
hungen des Zentrums zum Papft. Gut unterrichtete 
italieniſche Blätter, fo der fatholiihe Corriere d’Italia, 
meldeten aber außerdem, Herrn Spahns Gratulations- 
Neife Habe in der Hauptfache einer Firhenpolitifchen 
Berichterſtattung gedient. (Kölnifche Volkszeitung vom 
29. Februar 1909.) . 

Am 24. April 1908 fehrieb die Germania unter der 
Überfärift: „Papft und Bentrum“: 

„daß: tn dieſen letzten Tagen Seine Heiligkeit der 
Papft Anlaß gehabt und genommen hat, fi) in der aller- 
freundlidften und wohlmwollendften Weife über das 
Bentrum auszufpreden. Man Hat daher Grund, all bie 
tendenziöfen Nachrichten und Andeutungen, welche die gegnerifche 
Preffe über die Unterredungen des Reichskanzlers mit 
Seiner Heiligkeit und mit dem Kardinalftantsfefretär 
- gebracht hat, mit dem äußerften. Mißtrauen aufzunehmen.“ 

Die hier ausgedrüdte Freude „des Bentralorgans 
der Zentrumspartei“ über die Zufriedenheit „Sr. 
Heiligfeit des Papftes mit dem Zentrum“ tritt noch 
ftärfer hervor. in einem Artikel desfelben Blattes: „Der 
Papft über das Zentrum“ vom 28. November 1909: 
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„Die liberalen Zeitungen lieben es, ab und zu die Behaup⸗ 
tung aufzuſtellen, der Hl. Vater wäre vom deutſchen Zentrum 
gar nicht ſo ſehr erbaut; öfters bringen ſie ſogar Meldungen über 
ernſte Differenzen und große Unzufriedenheit des Papſtes. Es 
iſt zwar jedem Eingeweihten klar, daß dies ein aufgelegter Un- 
finn iſt, aber immerhin iſt e8 bezeichnend, daß folche Nachrichten 
immer wieder auftauchen. Bon autoritativer Stelle wird ver- 
fichert, daß der Papft von den außerordentlihen Verdienſten, die 
fi) daS Zentrum um den Fatholifchen Glauben erworben hat, 
vollftändig unterrichtet iſt und diefelben hochzuſchätzen weiß. Als 
vorige Woche der neuernannte Bifhof von Dakka, Migr. Chine- 
born, in mehrftündiger Audienz dem Papfte die Fortſchritte und 
Beftrehungen um die katholiſche Organifation in Nordamerika 
fchilderte, fagte ihm Bapft Pius X.: ‚Nehmen Sie fich den deut⸗ 
schen katholiſchen Volksverein und das Bentrum zum Mufter, a 
niht nur. deren Organifation, nein,. fuhen Sie aud) 
deren Geift zu erfaffen, denn gerade ber Geift, der. im 
Bentrum herrſcht, hebt e8 fo turmhod) über alle katho— 
lfhen Organifationen anderer Nationen empor.“ 


In einem telegraphiſchen Bericht der Germania 
vom 27. September 1912 über eine Audienz des Ben- 
trumsabgeordneten Cahensly beim Papſte heißt es: 
„Der Papſt ſegnet die Zentrumspartei.“ 


b) Das Zentrum billigt, teils ausdrücklich, teils 
ſtillſchweigend, Eingriffe des Papſtes in Politit 
und Sozialpolitif. 

Das päpftliche Defret Non expedit. Als nach 
dem Untergange des Kirchenſtaates (1870) das Königreich 
Italien mit Rom als Hauptſtadt entſtanden war, erfolgte 
vom Papſttume aus ein Eingriff in die politiſchen 
Rechte der italieniſchen Katholiken, der in ſeiner 
Brutalität faſt ohnegleichen iſt. 
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Pius IX. verbot durch ein auf feinen Befehl von der 
„Heiligen Pönitentiarie" erlaffenes Defret, das mit den 
Worten beginnt: Non expedit (und deshalb fo zitiert wird), 
den Katholiken Italiens (nicht bloß denen des ge- 
weſenen Kirchenſtaates) die aktive und paffine Teil- 
nahme an den politifhen Wahlen. Ni elettori, mi 
eletti, weder Wähler noch Gewählte, war, auf Befehl des 
PBapftes, für. die italienifchen Katholiken fortan Grundſatz. 

Beide Nachfolger Pius’ IX., Leo XII. und Pius X., 
haben das Verbot wiederholt erneuert: Leo XII. am 
30. Zuli 1887 und am 15. Mai 1895; Pius X. am 
14. uni und am 1. Auguft 1905. (SHiftorifch-politifche 
Blätter Band 81, ©. 600; Acta s. Sedis 19, 94. 95; 27, 
641— 642; Germania vom 24. Juni und 11. Auguſt 1905.) 

Diefe politifhe Snebelung vieler Millionen 
Katholiken dur den Papft während eines Beit- 
raumes bon faft 50 Jahren ift von der gejam- 
ten Bentrumsprefje ftetS verteidigt worden und 
wird von ihr verteidigt bis zur gegenwärtigen 
Stunde Zn fehler unzähligen Artikeln Haben ſich im 
Laufe der Jahre die führenden Zentrumsblätter Ger- 
mania und KRölnifche Volkszeitung mit dem päpſt⸗ 
lien Dekret Non .expedit befchäftigt. 

Alle Artikel find auf den Ton geftimmt, der aus zwei 
Auslaffungen des „HBentralorgans der Zentrumspartei“, 
der Germania, herausklingt, von denen die eine, wie 
das genannte Blatt felbft erflärt, „von jehr geſchätzter 
parlamentarifher Seite” ftammt, alſo bon einem 
Zentrumsabgeordneten: 
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„Ein autoratives Urteil über den heutigen Stand 
des Non expedit. (Bon unſerem eigenen Berichterſtatter.) 
Rom, 30. November. Wie bereits telegraphifch mitgeteilt, ver⸗ 
öffentlicht die am 3. Dezember erſcheinende Civilta cattolicat) ' 
einen höchſt beachtenswerten Artikel über ‚Die italieniſchen Katho⸗ 
liken und die politiſchen Wahlen‘, d. h. über das fo viel be— 
fprocdjene Non expedit. Der Artikel beftätigt vollfommen 
dasjenige, was die Germania in jenem befannten 
römifhen Telegramm vom 2. November brachte, das 
damals von verſchiedenen Seiten angezmweifelt wurde. . . 

Der Artikel der Civilta Cattolica erklärt, er müſſe auf 
das neue Faktum zurüdkommen, daß die Katholiken an den polis 
tifhen Wahlen teilgenommen haben, ungeachtet de8 päpftlichen 
Berbots, und die Dinge auf den rechten Fleck ftellen. Niemand 
toird im allgemeinen die Katholiken verurteilen, die ihr Votum 
bei politifchen Wahlen abgeben. Wahr: tft, Daß das Non 
expedit nidt aufgehoben tft, vielmehr die höchſte 
Autorität es für gut befunden hatte, da3felbe in 
öffentliher Weife zu erneuern, wie dies früher 
wiederholt gefhah. Die Beteiligung der italieni- 
{hen Katholiken an den legten Wahlen trägt daher 
den Charakter einer einfahen Ausnahme von der 
Regel. Einige nım glauben, das Non expedit art feiner ganzen 
Unverletlichfeit verteidigen zu müffen; fie zeihen die Dagegen- 
handelnden der Rebellion; andere dagegen ſchwanken zwiſchen für 
und wieder; die Liberalen in der einen, die Katholiken in der 
anderen Weife. Auf folde Art ift.eine große Konfuftion der 
Seen entitanden megen einer Angelegenheit, welche an fich fehr 
einfach iſt. Das Non expedit ift eine einfache Kirchliche Di- 
fziplinarverordnung. Folglich iſt es feiner- Natur nach weränder- 
bar. Es baftert durchaus nicht auf der Schlechtigkeit der. Sache 
ſelbſt, welche es verbietet, fondern nur auf Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen. Denn fonft müßte ja das Wählen oder das Sich— 
wählenlaffen an und für fi ſchon etwas Schlechtes fein, mas 


1). Offizielle Organ des Jeſuitenordens. 
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wohl niemand behaupten möchte. Wenn dies ſo wäre, dann 
gelte es ja nicht nur in Italien, ſondern auch in jedem anderen 
Lande. Es iſt dagegen Tatſache, daß 1877 die Frage des Non 
expedit in Italien noch nicht definitiv entſchleden war und daß 
außerhalb Staliens die Beteiligung der Katholifen an ben poli⸗ 
tiſchen Wahlen vom HI. Stuhle nicht nur nicht verboten, fondern 
approbiert und empfohlen wurde. Das italienifche Wahlverbot 
bezog ſich alfo nicht auf eine an fich nicht verbotene Sache, fon- 
dern es unterfagte nur die Teilnahme an den Wahlen, weil der 
Papft, unter ganz beftimmten Umftänden, diefelbe als unzuträg- 
lich für das Wohl der Kirche anfah, deſſen einzigfter und kompe— 
tenter Richter: er if. Das itallenifhe Parlament tjt etwas an⸗ 
dereö als diejenigen anderer Länder, Die übrigen Staaten find 
nicht in derfelden Weile gebildet worden, wie der ttallenifche, 
welcher auf den Ruinen der weltlichen Souveränität des Ober- 
Hauptes der Kirche errichtet wurde. Damit nun diefer Anteil 
nahme der Deputierten an der Geſetzgebung Fein ſakrilegiſch-uſur⸗ 
patorifcher Charakter anklebe, iſt es unumgänglicd) notwendig, 
daß der Papft in Ausübung feiner eigenen Souveränität bie 
Anteilnahme durd) feine Zuftimmung Iegitimiere. Daß der Bapit 
auf folde Weife zuftimmen kann, und daß diefe Zuftimmung für 
- den borftehenden Zweck hinreichend ift, das ift für uns Katho— 
liten über allen Zweifel erhaben. Die Päpfte Pius 
IX. und Leo XIU. hielten es nit für opportun, für 
ihre Zeiten diefe Zuftimmung zu erteilen, und ſank— 
tionierten deshalb ‚aus Gründen höchſter Ordnung‘ 
daS Non expedit, d.h. da8 Berbot der Beteiligung 
der italienifhen Katholiken an den Barlaments- 
wahlen ohne die Erlaubnis des Papftes. Pius X. 
bat die Marime feiner beiden Borgänger nidt be- 
rührt. Auch er Hat feine guten Gründe, die Befolgung des Ber- 
botes zu verlangen oder nicht zu verlangen, je nachdem die Lage 
e8 erfordert, wie er ebenfo das Recht hat, durd einen- 
Aft feiner Souveränität das ganze Verbot aufzu- 
heben. Da e8 ſich nun um ein bon Zeit, Perfonal- und ſach⸗ 
lichen Umftänden abhängiges Difziplinarberbot handelt, fo wird 
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jeder verſtehen, daß dieſes Verbot, welches wichtig und zeitgemäß 
war unter gewiſſen Umſtänden, das Gegenteil werden kann unter 
veränderten Umſtänden. Es kann ſomit der Fall eintreten, 
daß die Wahlbeteiligung der Katholiken in Italien, 
welche früher unangebracht erſchien, unter neuen Um— 
ſtänden erwünſcht ſei, heute oder an einem näheren 
oder entfernteren Zeitpunkte. Für dieſe Entſcheidung 
gibt es nur einen Richter, den Fark “ Germoania vom 
3. Dez. 1904.) 

„Die deutfhen Katholiten ser die Wahlen zum 
italtenifhen Parlament. Bon fehr gefchäßter parlamenta- 
riſcher Seite wird uns gefchrieben: Mit lebhaften Intereſſe Hat 
man in den Sreifen der deutſchen Katholiken den Ausgang der 
italienifchen Parlamentswahlen verfolgt. Die Spannung 
fteigerte fi, als die Germania aus unanfedhtbarer 
Duelle die Nachricht brachte, der Heilige Vater habe 
mit Rüdfiht auf die veränderten Beitumftände ben 
Bifhöfen die Vollmacht erteilt, in befonderen Fällen 
bon dem bis dahin ftreng aufredt erhaltenen Wahl— 
verbote zu dispenfteren. ... Um es glei bon born- 
herein zu fagen: die Nachricht der Germania wurde in 
der gefamten Bentrumsprefje mit großer Freude be- 
grüßt. Uns ift aud) nit ein einziges katholiſches 
deutfches Organ befannt geworden, welches nicht rüd- 

haltlos die Maßnahme des Hl. Vaters gebilligt hätte. 
Ganz derſelbe Eindrud herrſchte unter den Abgeord- 
neten ber Zentrumspartei und in den meiteften Streifen 
der katholiſchen Bevölferung, namentlid, der Gebil- 
beten.” (Germania vom 3. Dezember 1904, erſtes Blatt.) 


Gleichen Inhaltes find die daS Defret Non expedit 
behandelnden Artikel der Kölniſchen Volkszeitung, 
z. B. vom 5., 19., 23., 29. November und 5. Dezember 
19041). Überall: Rom hat gejprochen, die Sache iſt —— 


1) BE Artikel der Germania und aolniſchen Volks 
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Und die Verteidigung des Dekrets Non expedit durch 
die Bentrumspreffe dauert auch in der Gegenwart nod) au, 
wie, die Artikel der Germania vom 9. April 1911 und 
vom 6. Dftober 1913 und ein Artikel. der Kölniſchen 
Bolkszeitung vom 2. April 1911 beweilen. 

Man vergegenmwärtige fi) noch einmal den Sachverhalt: 
aktives und paffives Wahlrecht find politifde Grund» 
rechte de8 mwahlmündigen Staatsbürgers. Dieje poli- 
tiſchen Grundrechte kaſſiert ein „Dekret“ des Papftes, und 
die Zentrumspartei billigt durch ihre Preffe diefen Eingriff! 

Der Einwand: der Bapft Handle dabei als „Souverän" _ 
des „widerrechtlich geraubten“ Kirchenftaates, hält nicht Stid). 
Der Kirchenftaat und fein Souverän eriftieren nicht mehr, 
ebenfowenig wie Hannover, Kurheſſen, Naſſau und. deren 
Souveräne noch eriftieren. 

Überdies: der Papſt verbietet das Wählen nicht bloß 
den Katholiken im Bereiche des früheren Kirchenſtaates, 
ſondern allen Katholiken von ganz Italien. Daraus 
geht klar hervor, daß der Papſt nicht als ſogenannter 
weltlicher Souverän verbietet, ſondern als Papl, d.h. 
als religidfes Oberhaupt. 

Daraus ergibt fid) weiter, daß der Papft, was er in 
Stalien tatſächlich verbietet, aud) in.anderen Ländern ver- 
bieten kann, wenn er die Ausübung des aftiven und 
paſſiven Wahlrechtes auch dort „nicht für angezeigt“ (non 
expedit) erachtet. 
zeitung habe ich bollftändig abgedrudt in meiner Schrift: 


„Ron und das RR (Leipzig, Breitlopf & —* 
©. 131—147. 
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Und ſo bedeutet die Zuſtimmung des Zentrums zur 
politiſchen Gewaltmaßregel des Papſtes in Italien ge 
gebenenfalls auch ſeine Zuſtimmung zur gleichen Gewalt⸗ 
maßregel in allen übrigen Ländern, wo Katholiken 
wohnen, einſchließlich Deutſchlauds. 

Dieſe wichtige Wahrheit wird neuerdings durch den 
„Fall Lemire“ in Frankreich ſchlagend beſtätigt. 


Der katholiſche Geiſtliche Lemire war ſeit 20 Jahren 
rechtmäßig gewählter Vertreter des Arrondiſſement Haze— 
brouck Mordfrankreichſ. Seine politiſche Richtung und fein 
Blatt Le Eri de Flandres erregten da8 Mißfallen der kirch⸗ 
lichen Behörde, und am 11. Sanuar 1914 erließ der Biſchof 
bon Lille einen „Hietenbrief” (dev von den Kanzeln berlefen 
twourde), „in dem der Deputierte Abbe Lemire mit der Er- 
fommunifation bedroht wurde, fall er nicht binnen bier 
Tagen feierlich erklärt, daß er feine Politik aufgebe, daß 
er ſich von dem Blatt Eri de Flandres losjagen und 
daß er nicht mehr als Kammerkandidat auftreten 
werde” (Germania vom 15. Januar 1914) Alfo ein Bor 
gehen gegen politische Rechte des Staatsbürgers Lemire. 
Denn obwohl Lemire katholiſcher Geiftlicher ift, bleibt er doch 
Staatsbürger. Oder fall er das nicht bleibt, ift auch die ge- 
famte römifch-ultramontane Geiſtlichkeit exlex, bildet einen Staat 
im Staate, ohne ftaatSbürgerliche Pflichten; dann aber aud) ohne 
ſtaatsbürgerliche Rechte. j 

Solange aber diefe Auffafjung, die allerdings der ultra- 
montanen Grundauffaſſung entfpricht, nicht offen verfündet wird, 
ift aud) der katholiſche Geiftliche Staatsbürger mit allen politi- 
ſchen Pflichten und Rechten. eines ſolchen, wozu in erjter 
Linie das aktive und paſſive Wahlreht gehört. 

Das Borgehen der Kirche gegen den Geiftlihen Lemire ift 
alfo ein widerrechtlicher politifher Eingriff. 

Und dies Vorgehen billigt die Bentrumsprefje bis zu dem 
Grade, daß das führende Organ der Zentrumspartei, die Ger- 
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mania, auf die Äußerung Lemires hin, „daß nur feine Wähler 
ihn von feinem Mandat entbinden können“ und „daß ex feiner 
Pflicht treu bleiben werde”, erklärt: 

„Der Abbe Lemire hat bon feiner Pflicht· eine merkwürdige 
Auffaſſung: weiß er, der ‚Eitoyen‘, denn gar nichts mehr von 
feiner Pflicht als Katholik und befonders als — 
(Germania vom 15. Januar 1914.) 


Übrigens haben wir vor einigen Jahren * in Deutſch⸗ 
land zwei „Fälle Lemire“ gehabt, und auch in dieſen Fällen 
ſtand das Zentrum auf Seite Roms gegen das politiſche 
Recht deutſcher Staatsbürger. 


Dem Pfarrer Grandinger wurde vom Erzbiſchof 
bon Bamberg im Mai und Juni 1907 der Eintritt in die 
liberale Sraktion der bayerifhen 2. Kammer und dem 
Pfarrer Tremel wurde von demfelben Bifchof ein politifcher 
Vortrag im liberalen Verein zu Regensburg im Jahre 1909 
unterfagt. 

Zür diefe Eingriffe des Biſchofs in die ſtaatsburgerlichen 
Rechte hatte die Zentrumspreſſe lebhafte Zuſtimmung, für das 
anfängliche Sträuben der Gemaßregelten heftigen Tadel. Ger⸗ 
mania vom 9, Mai, 8. Juni 1907, vom 16. Februar 1908 und 
bom 27. März 1909; Kölniſche Volkszeitung vom 8. und 9. Mai 
und bom 6. und 10. Juni 1907 und vom 15. und 18. Februar 
1908.) 


Eingreifen des Papftes in die Septennatsange— 
legenheit und Gehorſam des Zentrums. 


Als Bismarck Ende 1886 den Septennatsentwurf 
über die Friedenspräſenzſtärke des deutſchen Heeres dem 
Reichtstage vorlegte, ſtimmie das Zentrum zweimal ge 
ſchloſſen gegen das Septennat (Dezember 1886 und Januar 
1887). Der Reichstag wurde aufgelöſt. Nach einem bei« 
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ſpiellos heftigem Wahlkampfe kam das Zentrum in alter 
Stärke in den neuen Reichsſtag. Statt aber wiederum 
gegen das unveränderte Septennat zu ftimmen, ent 
hielt es fid) am 9. März 1887 der Abftimmung. 

Um die Größe des Umfalles, der in der Stimm⸗ 
enthaltung liegt, ganz zu verftehen, bergegentwärtige mar 
fi) die Tatjachen: 
1. Nur wenige Wochen vorher (am 14. Januar) hatte 
das Zentrum gefchlofjen gegen das Septennat geftimmt; 
2. die ganze Wahlagitation des Zentrums, zwiſchen 
Auflöfung des alten und Einberufung des neuen Reichs⸗ 
tages, richtete ſich in der ſchärfſten Form gegen Septennat 
und „Septennatskatholiken“; die Zentrumspreſſe ſchrieb 
Artikel auf Artikel gegen das Septennat; 3. mit vers 
ſchwindenden Ausnahmen fette fi) das Zentrum des neuen 
Reichstages aus ganz denjelben Männern zufammen, 
die au) im Zentrum des aufgelöften Neichstages gefeffen 
und gegen das GSeptennat geftimmt Hatten; 4. fachlich) 
hatte ſich in bezug auf das Septennat nichts geändert; die 
an den neuen Reichstag herantretende Forderung ‚war mit - 
allen ihren Begleitumftänden ganz die gleiche geblieben, 
tie fie dem alten Reichstage vorgelegen und wegen ihrer 
Ablehnung zu feiner Auflöfung geführt hatte, 

Welches war die Urſache des fo auffallenden Wechſels 
in der Haltung des Zentrums innerhalb weniger Wochen? 

Der Kardinalftantsfefretär Jakobini hatte auf 
Befehl des Papftes am 21. Januar 1887 an ben 
Mündener Nuntius di Pietro Algen Schreiben 
gerichtet: 
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„Hochwürdigſter Herr! Ich habe Ihr geſchätztes Schreiben, 
dem Sie das Schreiben des Baron von Franckenſtein an- 
gefhloffen Hatten, empfangen. Während id) dabon abfehe, die 
Gründe zu prüfen, mit welchen der Baron bemüht tft, das bet 
der Abftimmung über die Septennatsborlage vom Zentrum beob- 
achtete Verfahren zu rechtfertigen, halte ich) eg für fehr dringend 
und wichtig, auf einen andern Teil feines Schreibens aufmerk⸗ 
fam zu machen. Der Baron wünfcht zu erfahren, ob der Heilige 
Stuhl der Anſicht fei, daß der fernere Beſtand des Zentrums 
im Reichstag nicht mehr notwendig ſei, in welchem Falle er, 
nebſt- der Mehrzahl feiner Kollegen auf meitere Mandate ber« 

zichten würdet), Er fügte hinzu, daß da8 Zentrum nicht Gehor- 

fam zu leiften imftande fei bei Gejeßen, welche nicht Firchliche 
find, und fi nicht auf die Nechte der Kirche beziehen. Sie, 

Monfignore, müffen hierauf dem Baron zunächſt verfichern, daß 

der. Heilige Stuhl die Verdienfte unverändert anerkennt, bie das 

Zentrum und feine Führer bei der Verteidigung der Katholiken 

fi) erworben haben. Im Namen des Heiligen Vaters wollen 

Ste ihm auf feine Anfrage folgende Bemerkung mitteilen: Die 

Aufgabe der Katholiken, ihre religiöfen Intereſſen zu beſchützen, 

kann noch nicht als abgeſchloſſen Hetrachtet werden; man muß 

dabei die abfolute und andauernde, fowie die hypothetiſche und 
zeitliche Seite ins Auge falfen. Auf eine gänzliche Befeitigung 
der Kampfgeſetze Hinzumirken, die Iegitime Auslegung der neuen 

Gefeße zu verteidigen, deren Ausführung zu überwachen: das 

bedingt jeßt die Aktion der Katholiken im Parlament. 

Es ift ferner zu bedenken, daß in einer Nation, bei der bie reli— 

giöfen Verhältniſſe gemifcht und der Proteftantismus als Staats» 


1 Schon oben (©. 80f.) habe ic) hervorgehoben, wie jehr 
diefe Anfrage des Zentrums vorſitzenden beim Haupte der 
fatholifhen Religion über den Fortbeſtand des Zentrums den 
fonfefftonellen Charakter der Partei erfennen läßt; ebenſo 
wie bie Tatfache, daß Baron $randenftein nad) Rom gereift 
war, um die erjte Abftimmung des Zentrums gegen bas Sep⸗ 
tennat bor dem Papſte zu rechtfertigen. 
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religion angenommen ift, ſich Beranlaffungen zu religiöfen Rei- 
bungen finden Fünnen, bei denen die Katholiken berufen jind, 
ihre Anſichten in gejelicher. Weife zu verteidigen, oder ihren 
Einfluß zur Befferung ihrer Lage geltend zu machen. Auch 
mollen Ste nicht verfehlen hervorzuheben, daß eine katholiſche 
parlamentarifche Partei, die für. die unhaltbare Lage des 
erhahenes Hauptes der Kirche Mitgefühl Hat, pafjende Gelegen- 
heiten benußen kann, um die Wünfche ihrer Fatholifchen Lands— 
leute zu Gunften des Papftes auszusprechen und zur Geltung 
zu bringen. Dem Bentrum in feiner Eigenfhaft als 
politifche Bartet tft ftetS volle Aftionsfreiheit gewährt 
worden; als ſolche könnte es auch nicht direkt die Inter— 
ejiendes Heiligen Stuhles vertreten. Wennder Heilige 
Bater geglaubt hat, dem Zentrum feine Wünfdhe Hin- 
fihtlich des Septennats ausfpreden zu müffen, fo ift 
das dem Umſtande zuzufchreiben, daß diefe Frage mit 
Tragen bon religiöfer und moralifher Bedeutung zu- 
fammenhängt. BZunädft find triftige Gründe vorhanden, ans 
zunehmen, daß für die endgültige Reviſtion der Maigeſetze ein 
mächtiger Impuls und eine große Berückſichtigung ſeitens ber 
Negierung zuteil geworden wäre, wenn Iehtere durch das Ver⸗ 
halten de8 Zentrums bei der Abſtimmung über das Septennat 
befriedigt tworden wäre. Der Heilige Stuhl Hätte dann durch 
Bermittlung des Zentrums auf die Erhaltung des Friedens Yin- 
gearbeitet und auf diefe Weife daS Berliner Goubernement ver⸗ 
pflichtet und es günftig für daS Zentrum und freundlid) für die 
Katholiken geftimmt. Schließlich Hat der Hellige Stuhl mit dem. 
binficätlid) de8 Septennats- erteilten Ratfchlage eine neue Gelegen- 
heit Herbeiführen wollen, fid) dem Kaiſer von Deutſchland und 
ben Fürften Bismard angenehm - zu maden.: Der Heilige 
Stuhl kann ſich vom Standpunfte feiner eigenen Intereſſen, die 
mit den Intereſſen der Katholiken identiſch find, nicht eine Ge- 
legenheit entgehen laſſen, durch die er für die Verbeſſerung feiner 
künftigen Lage das mächtige Deutfche Reid) günftig ftimmen könnte. 
Die borftehenden Betrachtungen, die nad) der Anſchauungsweiſe 
des Heiligen Stuhles auf die mit dem Septennat zufammen- 
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hängenden religiöſen und moraliſchen Fragen ſich beziehen, hatten 
den Heiligen Vater veranlaßt, ſeine Wünſche dem Zentrum zu 
- exrfennen zu geben. Das gegenwärtige Schreiben, das 
gleich dem frühern die erhabenen Anſichten Seiner 
Heiltgkeit wiedergibt, wollen Ste dem Baron Franden- 
ftein mitteilen und ihm einfhärfen, es zur Kenntnis. 
der Bentrumsmitglieder zu bringen. Nom den 21. Ja⸗ 
nuar 1887 8. Kardinal Sakobint.” (Archiv für kathol. Kirchen 
recht, Bd. 58,.©. 1287. Über ben Schtuhfat vgl. oben ©. =) 


Die. Sprade tat ihre Wirkung. 

Geſchloſſen für das Septennat ftimmen, — es 
kurz vorher zweimal geſchloſſen dagegen geſtimmt hatte, 
konnte das Zentrum nicht, ohne ſein, auf Befehl des Papſtes 
zu vollziehendes politiſches Harakliri zu. einem allzu blutigen, 
allzu auffälligen zu.maden. So wählte man die milder 
wirfende „feidene Schnur“, d. h. mar erdroffelte die eigene, 
früher laut dagegen erhobene Stimme, indem man ſich 
der Abftimmung enthielt. Der Vorſitzende der Zen⸗ 
trumsfraftion, Freiherr von Srandenftein gab bei Be 
ginn der Neichstagsfikung vom 9. März 1887 die Erflä- 
rung ab, das Zentrum werde ji „an der formellen 
Abſtimmung nicht beteiligen“. (Stenographijche Ber 
richte über die Verhandlungen de3 Reichstags, VII. Legis- 
Yaturperiode, I. Geffion 1887, ©. 39.) Und fo ſchwiegen 
83 Zentrumsftimmen, die vorher monatelang ihr 
„Nein“ gerufen hatten. 

Die Unterwürfigfeit gegen Rom war damit - 
bekundet. Doc auch ein pofitiver Beweis des Gehor⸗ 
ſams wurde gegeben: fieben Bentrumsmitglieder mußten 
für das Septennat ftimmen: Graf Adelmann, Graf 
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Preyſing, Frhr. von Buol (der ſpätere Reichstags— 

präſident), Frhr. von Landsberg, Dr. Diedenhofen, 

Lender, Peter Reichenſperger. (Stenographiſcher Be 
richt, ©. 43—45.) 

Das ift die aktenmäßig feftgeftellte —EE— 
des Zentrums unter die Befehle des Papſtes in 
einer national-⸗militäriſchen Angelegenheit. 

Aber, jo wendet man ein, ſchon am 3. Januar 1887 
hatte der Papft durch ein Schreiben feines Kardinalftaats- 
ſekretärs das Bentrum für das Geptennat zu .beeinfluffen 
geſucht und dennoch ftimmte das Zentrum am 14. Januar 
1887 gejchloffen gegen das Septennat. Allerdings! Allein, 
wie der Bentrumsführer, Neichstagsabgeorbnete und lang— 
jährige Chefredakteur der Germania, Dr. Paul Majunte, 
in feiner: „Sefhichte des Rulturfampfes in Preußen- 
Deutſchland“ (S. 580f.) mitteilt, wurde dies erfte päpft- 
liche Schreiben durch die Zentrumsführer Windthorft und 
Trandenftein der Bentrumsfraftion „aus Diskretion“ 
vorenthalten, zu deutſch: es wurde unterjchlagen, fo daß 
die am 14. Januar abjtimmende Gefamtfraftion von der 
Eriftenz des Schreibens nichts wußte Erſt das 
zweite püpftliche Schreiben vom 21. Januar gelangte zur 
Kenntnis des. Zentrums und feine befehlshaberifdhe 
Sprade tat dann fofort feine Wirkung. (gl. oben 
©. 96f. und mein Buch: „Rom und das Zentrum“, 
Leipzig, Breitkopf & Härtel, ©. 193—216, wo ich die 
ganze Septennatsangelegenheit unter Abdruck der Akten⸗ 
ſtücke ausführlich behandelt Habe.) 

Maiunke gibt fogar zu, daß, wenn das * päpfie 

Hoensbroech, Das Zentrum. 
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Schreiben „zur Kenntnis der Gefamtfraftion” gebracht worden 
wäre, „das Reſultat der betreffenden Fraltionsſitzung viel- 
mehr wahrſcheinlich da8 geweſen wäre, daß etwa. die eine 
Hälfte für, Die andere gegen das Geptennat ſich erflärt Hätte. 
Damit wäre aber der Heilige Vater zufrieden ge- 
weſen, da biefer Prozentſatz genügt hätte, um. bem Sep 
tennat die Majorttät im Plenum zu verſchaffen. Es wäre 
dann durchaus nicht notwendig geweſen, daß das ganze 
Zentrum das Septennat votiert hätte; der Papft. hatte 
[in erften Briefe] aud) nur verlangt — was in der 
Natur feines Amtes Tag —, daß die Mitglieder des Zen⸗ 
trums das Septennat in jeder ihnen ‚möglichen‘ Weife 
begünftigen follten.” (U. a. OD. ©. 580. 581.) 

Am 9. Dftober 1911 bdefretierte der Papft in einem 
»Motu proprio«: 

„Dede Pribatperfon, weltlich oder geiftlich, Mann oder Frau, 
die ohne Genehmigung der geiſtlichen Gewalt irgend- 
eine geiftliche Perjon vor die weltlichen Gerichte, Zivil- oder 
Krimtnalgerichte, vorlädt oder zum Erfcheinen zwingt, verfällt 
der fpeziell dem römischen PBapfte refervierten Erfommunifation 


latae sententiae.” (Tert nad) der Kölnifchen a bom 
27. November 1911.) 


Hierdurch wird alſo jedem chriſtlichen Staatsbürger 
(auch dem evangeliſchen, denn jeder gültig Getaufte unter⸗ 
ſteht den päpſtlichen Geſetzen) unter ſchwerſter Kirchenſtrafe 
verboten, bei den ſtaatlichen Gerichten, ſei es in Zivil⸗, ſei 
es in Kriminalſachen, Recht zu ſuchen gegen „irgendeine 
geiſtliche Perſon“ (Prieſter, Biſchof, Nonne, Mönch), es ſei 
denn, er habe zuvor die Erlaubnis dazu von der „geiſtlichen 
Gewalt“ erbeten. 
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Der Papſt erneuerte alſo, oder vielmehr er betonte aufs 
neue das mittelalterliche privilegium fori, wodurch die 
Geiftlihen in allen Zivil und Kriminalſachen der ſtaat⸗ 
lichen Gerichtsbarkeit (forum) entzogen und nur der geift- 
lichen unterftellt werden. - - 

ALS über dieſen Eingriff in ftaatsblirgerliche Rechte und 
in ftaatliche Gerichtsbarkeit große Erregung in Deutjchland 
entjtand, wurde fie von Nom aus bejchwichtigt durch die 
‚ Erklärung, der „privilegierte Gerichtsſtand der Geiſtlichen 
ſei für Deutſchland „durch den apoſtoliſchen Stuhl aus— 
drücklich oder ſtillſchweigend aufgehoben" (Kölniſche Volks⸗ 
zeitung vom 27. Nov. 1911), mit anderen Worten: der 
Papſt nimmt Deutſchland, bis es ihm gut ſcheint, 
anders zu verfügen, gnädig aus. 

Die geſamte Zentrumspreſſe trat für Berechtigung 
und bindende Kraft dieſes »Motu proprio« ein: Germania 
bom 18., 21. und 30. November und vom 31. Dezember 
1911; Kölniſche Volkszeitung vom 25. und 27. No- 
vember und vom 10., 12. und 15. Dezember 1911; aber 
fie ftellte zugleich. feft, daß der Papft Deutfchland von 
den Wirkungen feines Erlaffes ausgenommen Habe: 

Wie ſehr die päpftliche Verfügung aber aud) in Deutjch- 
land wirkte, trotzdem der Papſt e8 „ausgenommen“, Hatte, 
beweiſen folgende Tatſachen; 

Im Dezember 1911 erklärte der Redakteur der kt 
tanen Neißer Zeitung öffentlid, er Habe, um nicht den 
kirchlichen Strafen zu verfallen, fi) an den zuftändigen Biſchof 
geivandt für die Erlaubnis, einen Geiftlichen wegen Beleidigung 
zu verklagen. (Germania vom 31: Dezember 1911 und vom 
1. Januar 1912.) Bei einem Prozeß des u ae acc bon 
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&t. Severin in Köln im Dezember 1911 Tieß der Bellagte, ein 
Katholik, durch feinen Anwalt erklären: er erhebe gegen: den 
Kirchenvorftand "deshalb Keine Widerklage, weil fle ſich richten 
müffe gegen den Borfitenden des Kirchenborftandes, den Pfarrer 
Wollershetm, dadurd) verfiele er aber der Exrfommuntifatton. 
(Hamburger Korrefpondent bom 22. Dezember 1911.) 

Übrigens fuchten die Geiſtlichen auch ſchon vor formellem 
Erſcheinen des »Motu proprio« feinen Geiſt den Laien Beapmihee 
durchzuſetzen. 

Draſtiſch geht das hervor aus einem Geſchehniſſe En Sep 
tember 1911 in Rangendingen (Hohenzollern). Dort Hatte 

‚der Eatholifche Pfarrer. D. Wit ein junges Mädchen wegen 
„leichtfertiger Kleidung“, d.h. wegen einer durchbrochenen Blufe, 
auf offener Straße in beleidigender Form zurechtgeiviefen. Die 
23jährige junge Dame verklagte den Pfarrer wegen Beleidigung. 
Darauf erhielt ihr Vater folgenden- Brief des Pfarrers: 

„Rangendingen, 18. September 1911. Verehrter Herr! Da 
Sie ſich geftern zu der gewünſchten Mitteilung nicht im Pfarr 
hofe eingefunden Haben, fo teile ich Ihnen auf diefem Wege mit, 
was ich Ihnen fagen wollte. Ihre Tochter Hat gegen mid) eine 
Klage wegen Beleidigung beim Amtsgerichte eingereicht," weil ich 
ihr eine Nüge wegen ihrer leichtfertigen Stleidung erteilt Habe, 
wobei ich übrigens die mir zur Laſt gelegten Worte nicht ge 
braucht Habe. Sie werden wohl wiſſen, daß e8 einem Katho- 
liken nit erlaubt ift, feinen Seelforger wegen feel- 
forgerlihen Mafßregeln vor das weltliche, Gericht 
zu ziehen... Sollte Ihre Tochter bei der angeftreng- 
ten Klage beharren, fo würde id) mid, gezwungen 
fehen, gegen Ihre Tochter wie aud) gegen. Sie, ſoweit 
Sie für Ihre Toter verantwortlich find, zur Auf 
rehterhaltung der -feelforgerlihen - Autorität. die 
tirhlihen Strafen, foweit fie mir als Pfarrer zur 
Berfügung ftehen, anzumenden Wen Shre Tochter 
glaubt, es fei ihr Unrecht gefchehen, fo fteht es ihr frei, fich beim 
Biſchof zu beſchweren. Übrigens iſt es ein Zeichen von wenig 
kirchlichem und chriſtlichem Geiſte, wenn eine junge Perſon von 
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ihrem Seelforger fid) feine Zurechtweifung mehr. gefallen : laſſen 
will. Ich hoffe von Ihrer katholiſchen Geſinnung, daß 
Sie dieſe Sache in Ordnung bringen werden und ſich 
"nicht durch ungeeignete Ratgeber zu einem Schritte 
verleiten laffen, der für Ihre Tochter und für Sie 
nur von ſchlimmen Folgen fein könnte. Ihr ergebeniter 
O. Wit, Pfarrer.” Mindener Neueſte Nachrichten v. 23. No— 
vember 1911.). 

Dieſer Drohung fügten ſich Tochter und Vater und nahmen 
die Klage zurück!. 

In Ländern, wo der päpſtliche Erlaß „gilt®, ift die Berufung 
auf ihn durch Geiftlihe und Biſchöfe ſelbſtverſtändlich. So ber 
richtet die Kölntfche Zeitung vom 5. Februar 1914: 

„Bor dem Parifer Appellhof ſchwebt Anfechtung wider 
ein Vermächtnis zugumften des Biſchofs von Autun: Die 
. bor einigen Sahren im Alter von 86 Sahren verftorbene Witwe 
eines Börſenmaklers hatte aus ihrem auf: 6 Millionen Franken 
geſchätzten Vermögen dem Prälaten ihr Schloß in Rully im 
Werte bon etwa 1800000 Franken hinterlaſſen. Die natürlichen 
Erben, die für das übrige Vermögen Geſamterben ſind, fechten 
dieſe Klauſel an. Bei Beginn der Verhandlung vor dem Appell⸗ 
hof verlaſen die Anwälte der Kläger ein Schreiben des Bi— 
ſchofs an eine der Miterbinnen, die Gräfin Yvert. Das 
Schreiben ift vom 20. November 1911, alfo ſechs Wodjen 
nad) der päpftlichen Kundgebung. Der Prälat beginnt damit, 
der Gräfin das Motu proprio vom 9. Oktober in Er-⸗ 
innerung,zu bringen. Er führt wörtlich die Stelle an, wo— 
nach eine Privatperfon, weltlich oder geiftlich, die ohne Ermäch— 
tigung der geiftlichen ‚Behörde: irgendeine geiftliche Perfon vor 
den weltlichen Gerichten in Zivil- oder Strafſachen ladet oder 
vor ihnen zu erfcheinen zwingt, felbfttätig dem Kirchenbann 
verfällt, defien Aufhebung dem Papft vorbehalten iſt. Diefe 
Beftimmung jet in dem gegen ihn eingeleiteten Ver— 
fahren anwendbar. Als im September er, der Biſchof, der 
Dame gejchrieben Habe, daß bei ihren ausgejprochenen Fatholifchen 
Gefinnungen unmöglich die Zufttz zwiſchen ihr und ihm ein- 
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freiten. dürfe, da habe er nicht erwartet, daß der päpftliche 
Stuhl ſobald die Gläubigen auf das firdjliche Recht mit bezug 
auf diefen Gegenftand aufmerkfam machen würde. Der Brief 
ſchloß mit der Aufforderung, dte Angelegenheit ‚in erfter Inſtanze 
gemäß den Vorſchriften der. Kirche vor das Offizialgericht von 

Paris oder zur endgültigen urtcuun vor die römiſche Kurie 
zu bringen. 

Durch eine Enzyklika vom 24. September 1912, 
die Gewerkſchaftsenzyklika, griff der Papſt in das 
deutſche Wirtſchaftsleben ein: er zog „die ſoziale 
Frage und die mit ihr verknüpften Streitfragen über 
Charakter und Dauer der Arbeit, über die Lohnzah— 
Yung, über den Arbeiterftreif” vor feinen NAEH 
(Germania vom 10. November 1912.) 

Und wiederum verteidigte die gefamte Zentrumspreffe 
die Einmifchung des Papftes. 

Die „Gewerkſchaftsenzyklika“ Hat, wie man weiß, 
viel Staub aufgewirbelt. Darauf foll nicht eingegangen 
werden. Es genügt hervorzuheben: 

Der Papft beanſprucht, wichtigſte Punkte des deutfchen 
Wirtfchaftslebens (AUrbeitsdauer, Arbeitslähne, Streiks) 

als Höchfte Inſtanz endgültig zu entfchetden; er beſchränkt ſou—⸗ 
berän das reichsgeſetzlich gewährleiftete Konlitionsredt der 
Arbeiter, indem er Fatholifchen Arbeitern den Eintritt in die 
„Hriftlichen Gewerkſchaften“ nur unter der Bedingung geftattet, 
daß fie gleichzeitig konfeſſionell⸗katholiſchen Arbeltervereinigungen 


fih anſchließen; er erklärt, „Hriftliche Gewerkfgaften“ nur „dul⸗ 
den" zu wollen. 


Diefer autokratiſche Herrſchaftswille des Bapftes 
über die gefamte fozinle Frage, gleichbiel in welchen 
Lande, kommt erneut zum Ausdrud in einem Schreiben, 
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da3 der Kardinaljtaatsjefretär Merry del Val „auf 
Befehl Seiner Heiligkeit” an den Wiener Fürfterzbifchof 
am 26. Januar 1914 richtete, und welches „das Zentral- 
organ der Bentrumspartei”, die Germania am 
8. Februar 1914 und die Kölnische Volkszeitung am 
gleichen Tage zuftimmend veröffentlichten: 

. Die foziale Frage tft feine rein wirtſchaftliche, 
fondern in erjter Linie()) eine religiöfe und fittlidje 
Frage und in diefer Hinficht dem Urteile und der Autorität 
der Kirche unterworfen.“ 


Die Germania hatte Übrigens ſchon am 29. Mai 


1910. erlärt: 

„Die Katholiken [d. h. das Zentrum] haben in der 
Enzyklika Graves de communi %eo3 XII. und dem 
Motuproprio Pius' X. [pom 18. Dezember 1903, worin 
19 Grundregeln‘ für daß foztalpolitifche Berhalten 
der Katholiken aufgeftellt werden) eine Richtſchnur 
für ihre Haltung in foztalpolitifhen Fragen.“ 

Auch die folgende Tatjache beweiſt, wie vollkommen die 
Untermwürfigfeit des Zentrums unter die fozial- 
politiſchen Befehle des Papſtes iſt. 

Am 2. Oſterfeiertage 1904 überreichte das „Zentral⸗ 
komitee der Generalverſammlungen der Katholiken 
Deutſchlands“ Papſt Pius X. eine Adreſſe, in der es 

heißt: 
„Zu deinen Füßen niedergeworfen verſprechen wir im 
Namen der Katholiken von ganz Deutſchland feier- 
Ud, daß wir entſchloſſen find, die foziale Aktion 
. gemäß ben päpftlihen Weifungen [actio socialis secun- 


dum normas pontificias]) betreiben zu wollen.” ARE 
vom 6. April 1904.) 
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In ſeiner Antwort bedachte der Papſt das Zentrum 
mit beſonderen Lobſprüchen: „Ein großer Teil des Ber- 
. bienftes gebührt der Zentrumsfraktion des Reihe 
tages“, (Germania vom 6. April 1904)2). 

Mit-Überreihung der Unterwürfigfeitsadreffe war aber 
die Bedeutung des öſterlichen Greigniffes keineswegs er- 
ſchöpft. Ein angefehenes  ultramontanes Mailänder. Blatt 
Il Osservatore cattolico plauderte nämlich aus: 

„In Rom fei eine Abordnung des Zentrums ein. 


1) Es ift durchaus berechtigt, die Adreffe des „Zentralkomitees 
der Generalverfammlungen der Katholiken Deutſchlands“ dem 
Zentrum aufs Konto zu ſchreiben. Denn zum „Bentral- 
Tomitee” gehörten, als die Adreſſe überreicht wurde, die Ben- 
trumsführer: Prinz Arenberg, Cahensty, Hiße, 
Orterer, Porſch, Schädler, Stephan und bei Über- 
reichung der Adreffe an den Papft waren gegenwärtig bie 
Bentrumsführer: ‘Herold, Graf bon Hertling [der 
jetige’bayerifhe Minifterpräfident], Fritzen, Trim— 
born. (Germania vom, 6. und 8. April 1904). Auch fteht 
die Tatſache feit, daß die „Generalverſammlungen der 
Katholiten Deutſchlands“ mit dem Zentrum .in engfter, 
faft organiſcher Verbindung ſtehen. Man vergleiche darüber die 
Äußerungen. der Bentrumsführer Graf Ballejtrem, 
Lieber und Porſch auf der „Generalverſammlung der Katho⸗ 
liken Deutſchlands“ zu Mainz im Jahre 1892, und die Huße 
rungen der Bentrumsführer Graf Prafhma sen. und 
Lieber auf der „Generalverfammlung der Katholifen Deutfch- 
lands” zu Bonn im Jahre 1900 (oben ©. 29—31. 33) und „Ver⸗ 
handlungen der 39. Generalverfammlung der Katholiken Deutfch- 
lands zu Mainz vom 29. Auguft bis 1. September 1892,. heraus: . 
gegeben bon dem LXofalfomitee zu Mainz“, Mainz, Franz Kird)- 
heim, 1892, S. 365ff. 370. 373 (Lieber). 432f. 437—439. a 
Balleftrem). 445 f. PPorſch). 
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getroffen, die vom Kardinalftaatsfefretär eine ein- 
heitlide Marſchroute in deutſcher Politik erbitten 
wolle, damit ein Biwiefpalt im Zentrum vermieden 
und die Fühlung mit Rom erhalten bleibe. Einige _ 
Blätter jagen, daß der Bapft mit dem forfhen Auf- 
treten des Zentrums in letter Zeit unzufrieden fei, 
andere behaupten, ber Befud gelte der Flott envor⸗ 
I “ (Germania vom 6. April 1904.) i 


Wie die Lieberſche Schmwakhaftigfeit über Papft, 
Zentrum und ruffifchen Handelsvertrag (oben ©. 81f.) dem 
Zentrum äußerft fatal war, fo auch die Geſprächigkeit des 
Mailänder ultramontanen Blattes. Späße über „finftere 
Pläne Roms“, über „das Hirn minderbegabter Biertifch- 
politiker“; unwirſche Ausrufe wie: „wenn doc) die italie- 
nifhen Blätter über deutjche Verhältniffe, die fie ‚nicht 
fennen und deshalb auch nicht verftehen, gar nichts ‘oder 
nur ehr wenig fehreiben wollten”; allgemeine Behaup⸗ 
tungen; es fei „eine durchaus falſche Nachricht" uſw. 
(Germania vom 6. April 1904), mußten als Erfa dienen 
für das, was unbedingt hätte fommen müffen, wenn die 
Mitteilung. des Osservatore cattolico nicht geftimmt 
hätte: eine unzweideutige Richtigſtellung. Aber. 
fie blieb aus, und vor allem blieb fie dort aus, wo man 
die: befte Kenntnis der tatfächlihen Vorgänge beſaß: der 
Vatikan und feine Organe ſchwiegen. 

Sm Jahre 1911 gab der- — ab 
ultramontane Bublizift, Albert Weiß, eine Schrift 

heraus: „Bebens- und Gemifjensfragen". In ihr 
übt er (2, 485—516) ſcharfe Kritik an gewiſſen fatholi- 
ſchen Kreifen in Deutſchland, welche „politifche und wirt⸗ 
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ſchaftliche Angelegenheiten" gefdjieden wiſſen wollen von 
„Religion” und „Moral, d. h. eine Oberauffidt der 
Kirhe in politiihen und ſozialpolitiſchen Dingen 
ablehnen. 

Die Germania, das „Zentralorgan der Ben» 
trumspartei”, gibt zu diefen Ausführungen des A 
fen Buches die Erklärung ab: ’ 

„Ein fonderbares Bild, deffen Urtyp bei ung Ben- 
trumsleuten, Gott ſei Dank, weder theoretiſch noch 
prattifh in bie Srfgeimung tritt.” (Germania vom 
28. Juni 1911.) 


Die Einmiſchung Noms in innerpolitifche Berhältniffe 
der öſterr eichiſchen Doppelmonardie brachte im Jahre 
1895 den benachbarten Kaiſerſtaat in ſchwerſte Wirren. Der 
Minifter des Äußeren, Graf Kalnoky, fiel ihnen zum 
Opfer. 

Der päpftliche Nuntius in Wien, Agliardi, Hatte 
Einſpruch erhoben gegen eine neuzeitlichen Begriffen an- 
gepaßte Önderung der ungariichen Ehegeſetze. Graf Kal- 
nofy, der öſterreichiſchungariſche Minifter des Hußeren, 
wies in einer Note an den ungariſchen Minifterpräfidenten 
Baron Banffy die Einmiſchung zurüd. Sofort nahm 
das :„Bentralorgan der Bentrumspartei", die 
Germania, dagegen in [hroffer Form Stellung: 


„Aus diefer Note geht hervor, daß Graf Kalnokh bezüg- 
lc der Rechte des Nuntius, beziehungsmweife des 
‚Heiligen Stuhles, recht bedenklichen Anſchauungen Huldigt, 
Anſchauungen, die mit der Eigenfhaft eines guten Katho- 
liken fid) recht ſchwer vereinigen laffen. ... Gegen die Zu— 
mutung [daß der päpftliche Nuntius fid) nicht in innerpolitifche 
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Angelegenheiten eines Landes einmifchen dürfe] müffen alle, 
dem Heiligen Stuhle ergebenen Katholiken mit ben 
öfterreihifhen Abgeordneten aufs entichtedenfte pro— 
teftieren.” (Germania vom 8. Mai 1895.) 


„Der katholiſche Minifterpräfident Oſterreichs hat außer acht 
gelaffen, daß Kirchliche Angelegenheiten [alfo die ftaatliche 
Ehegeſetzgebung ift eine „Eicchliche” Angelegenheit!], wo fie auch 
fhmweben, bei ber internationalen Natur der von 
Chriſtus geftifteten Kirche alle Katholiken intereffie- 
ren und tangteren.” (Germania bom 11. Mat 1895.) 


Sm Oktober 1913 fand zu Lyon ein Kongreß der 
fatholifhen Juriſten Frankreichs ftatt (übrigens gibt 
e3 aud in Deutſchland einen vom Zentrum ftark unter- 
ſtützten „Verein katholiſcher Zuriften"). Aus Aniaß 
des Kongreſſes richtete der Kardinalſtaatsſekretär 
Merry del Val am 14. Okltober 1913 auf Befehl des 
Papftes ein Schreiben an den Erzbifchof von Lyon, worin 
für die Beratungen der katholiſchen Juriſten über das Ver⸗ 
hältnis bon Kirche und Staat die — vorgezeichnet 
werden: 


Vor 5 ſei zu verwerfen, daß Kirche und Staat koordi⸗ 
niert ſeien; aufrecht zu halten ſei die Lehre von der in— 
direlten Jurisdiktion der Kirche über den Staat. 
Cãgliche Rundſchau vom 26. Oktober 1913.) 


Die Bentrumspreffe billigte diefe „Richtlinien“ 
ſtillſchweigend. 

Am 13. Januar 1914 veröffentlichte die Germania, 
das „Bentralorgan der Bentrumspartei”, ein Schreiben 
Pius’ X. an Kardinal Dubillard von Chambery, 
worin der Papft „Studter- und Betradtungsftoff“ 
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zuſammenſtellt für „die. Liga pro Pontifice-et ecelesia“, 
Das Wejentliche des „Stubier- und Betrachtungsſtoff iſt 
daß die katholiſche Kirche vom Staate gänzlich 
unabhängig ſein muß, da ſie ſo ſehr erhaben daſteht, weit 
über jeder bürgerlichen, auch noch ſo vollkommenen 
Geſ ellſ mr (Germania vom 18, — — 

* — * 

Aus allen ergibt fich: das — iſt ige * deutſch⸗ 
baterländifgier, fondern auf römiſch⸗päpſtlicher Grundlage 
aufgebaut; feinen politifchen Schwerpunkt Hat es nicht in 
Deutihland, fondern in Rom; es vertritt theoretiſch 
und praftifch die Lehre, daß der römische Papit 
der Oberherr Deutfhlands und feiner ii 
gebung ift. 

‚Eine ſolche Partei ift aber ein Grembförper 
im nationalspolitifhen Leben. 


B. Das Zentrum it ein Zremdtöryer 
im kulturellen Leben. 


Wahre Kultur, auf welcher der Fortſchritt der Menſch— 
heit beruht, hat zur Vorausſetzung: geiſtige Freiheit. 

Das iſt ſo wahr, daß alle modernen Kulturſtaaten in 
ihre Verfaſſungen den Satz aufgenommen haben: „Die 
Wiſſenſchaft und ihre Lehre ſind frei.“ 

Das Zentrum aber iſt Gegner der Geiſtesfreiheit. 


* * 
* 


° Dem eigentlichen Beweife ſchicke ich voraus. zwei 
Ausſprüche von Zentrumsführern, melde die allgemeine 
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Stellung de8 Zentrums. zu Wiſſenſchaft und Den dor⸗ 
ſchung prägnant charalteriſieren. 
Im Auguſt 1907 erklärte der baheriſche Henker 
führer, Dr. von Orterer, 1. Präſident der 2. baye- 
rifhen Kammer, auf einer Berfammlung zu Salzburg:. 
„Die deutfhen Hohfhulen müffen vom.Gtfte des 
Modernismus, das fie infiziert, gereinigt werden." _ 
An: 29. Auguft 1907 rief der Zentrumsführer 
Dr. Fehrenbach, damals Präfident der 2. Badener Kam⸗ 
mer, als Borfitender der „Generalverfammlung der 
Katholifen Deutſchlands“ zu Würzburg, in bie 
Schluffikung der „Generalverfammlung“. hinein: 
nf die Forſchung Sade der Wiffenfhaft, fo tft 
die Entfheidung Sache des kirchlichen Lehramtes: 
Die Entfheidungmag fallen, wie ſie will, ihr gegen— 
über gibt es nur die Unterwerfung. Die Kirche iſt 
nicht fo grauſam, eine freudige Unterwerfung zu ver— 
langen, aber was fie verlangen kann und waß fie 
- berlangen darf, das iſt eine Elare, unzweideutige 
Unterwerfung." (Kölniiche Volkszeitung bom 29. Yuguft 1907.) ' 


Beweis. | 
I. Kundgebungen des ultramontanifierten Bapittums 
gegen. Geiſtesfreiheit, gegen Lehr⸗ und Lernfreiheit. 

Wie politiſch, ſo und faſt noch mehr kulturell iſt das 
Zentrum vom Papſttume abhängig, ihm gehorſamspflichtig. 
Alſo müſſen bei Beurteilung der Kulturſchädlichkeit des 
Zentrums die freiheitswidrigen Erlaſſe und Maßnahmen 
NRomns an erſter Stelle aufgeführt werden. F 
1. Der Syllabus Pins’ IX. vom 8. Degen 1864 
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(vgl. oben ©. 64. 65). Die Autorität des Syllabus ift eine 
folche, daß jeder ultramontane Katholik ihm gegenüber zu 
innerlidem. und Außerlihem Gehorfam im Ge— 
wiffen verpflichtet ift. In meiner Schrift: „Der 
Syllabus, jeine Autorität und Tragweite”, Mün⸗ 
en, %. 3. Lehmanns Verlag, hatte ich diefe Autorität for» 
muliert: „Unzmeifelhaft fteht feit: der Syllabus iſt für 
-jeden Katholiken eine im Gewiſſen abfolut bindende Norm, 
deren Befolgung ftetS und unter allen Umftänden für ihn 
geboten, deren Außerachtlaſſung für ihn Sünde ift“ (©. 11). 
Diefe Formulierung Hat der frühere Univerfitätspros 
fejfor der katholiſchen Theologie in Freiburg im Breisgau 
“und jegige Auditor am höchſten päpftlichen Gerichtshofe in 
Rom, Dr. Franz Heiner, als richtig „bedingungslos af- 
zeptiert“. (Der Syllabus, Mainz 1905, ©. 21.) 
Hauptfähli in den Sätzen 10, 11, 12,.13, 14 und 
22 verurteilt der Syllabus die Lehr und Lernfreieit!): 
Obgleich etwas anderes der Philofoph und etwas anderes 
die Philofophie ift, Hat nicht nur jener die Pflicht, ſich der 
Autorität, die er für die wahre anerfannt hat, zu untermerfen, 
jondern e8 kann und muß fi) auch die Philofophte der Auto: 
rität unterwerfen.” 
„Die Kirche darf nicht nur gegen die Philofophte vor—⸗ 
gehen, fondern fie darf aud) die Irrtümer der Phlleſorhie ſelbſt 


- 4) Da ber Syllabus eine Verurteilung ——* Sötze 
iſt, ſo bildet das kontradiktoriſche Gegenteil jedes Satzes die poſi⸗ 
tive ultramontan⸗katholiſche Lehre. Dieſe Lehre Habe ih im Text 
vorgelegt, wobei ich dad mangelhafte Deutic zu entfejulbigen 
bitte; aber mir kam es auf ANDERE überſebung u. latei⸗ 
niſchen Porter an. 
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nicht dulden und es ihr nicht überlaſſen, daß fie fic) felbft. ver- 
beſſere.“ 

a „Die Defrete des Apoſtoliſchen Stuhles und der römiſchen 
Kongregationen hindern den freien Fortſchritt der Wiſſenſchaft 
nicht.“ 

„Die Methode und die Prinzipien, nach welchen die alten 
ſcholaſtiſchen Doktoren die Theologie ausgebildet haben, ſtimmen 
mit den Bedürfniſſen unſerer Zeit und dem Fortſchritte der Wiſſen⸗ 
ſchaft mindeſtens überein.“ 

„Die Philoſophie darf nicht ohne Rückſicht auf die übernatür⸗ 
liche Offenbarung betrieben werden.“ 

„Die Verpflichtung, welche katholiſche Lehrer und Schrift⸗ 
ſteller bindet, iſt nicht auf das allein beſchränkt, was von dem 
unfehlbaren Ausſpruche der Kirche als Glaubensſatz allen zu 
glauben vorgelegt wird.“ 

Faſſen wir das in dieſen Sätzen Enthaltene zuſammen, 
fo ergibt ſich: 1. der Ultramontanismus ſtellt die Philo⸗ 
ſophie unter die Lehrautorität der Kirche, wobei zu be— 
achten ift, daß das Wort „Philoſophie“ fich nicht auf Philo- 
fophie im eigentlichen Sinne (Logik, Metaphyſik, Ontologie, 
Pſychologie) beſchränkt, fondern gemäß der ſcholaſtiſchen Aus» 
drucksweiſe des Syllabus auch die gefamten Naturwiſſen⸗ 
ſchaften umfaßt; 2. er beſtreitet der Philoſophie das Recht, 
ſich aus ſich felbft heraus weiter zu entwickeln und bei 
diefem Entwicklungsprozeß etwa vorkommende Irrungen 
ſelbſttätig auszuſcheiden; Entwicklung und Ausſcheidung hat 
nach von der Kirche feſtgeſetzten Grundſätzen zu geſchehen; 
die Kirche iſt die alleinige Auslegerin der „geoffenbarten 
Wahrheit“, die für jede philoſophiſche Forſchung Maßſtab 
und Richtſchnur fein muß; 3. er erklärt, Dekrete des Apofto- 
liſchen Stuhles und der römifchen Kongregationen der Ver- 
gangenheit wie der Zukunft enthalten feine Behinderung 


ri 


der Wiſſenſchaft. Man denfe dabei an das Vorgehen Roms 
gegen Galilei und an die unzähligen Inderdekrete, von 
denen meiter unten nod) die Rede fein wird! 

Bon ganz bejonderer Bedeutung ift der letzte (22.) Satz, 
der katholiſchen Profefforen und Schriftftellern Forſchungs⸗ 
feffeln ſelbſt wegen folder Dinge anlegt, die nicht zum 
eigentlichen Olaubensgebiete gehören. Sinn und Tragieite 
des wichtigen Satzes treten ſcharf hervor. in dem amtlichen 
Schreiben Pius’ IX. an den Erzbiſchof von Münden 
vom 21. Dezember 1863, das als Vorläufer des Syllabus 
gelten Tann. 

Sm September 1863 hatte zu Münden unter Döllin- 
gers Vorſitz ein Kongreß katholiſcher Gelehrten ftattgefunden. 
Obwohl der Kongreß feine Kirchliche Gefinnung Har her- 
vorhob, glaubte Rom doch in den Verhandlungen des Kon- 
greffes zuviel Freiheitfehnfucht zu ſpüren und fo erftidte 
e3 die Sehnfucht durch das erwähnte Schreiben, das für 
Roms Stellung zur Wiffenfhaft von Höchfter Bedeutung 
At Zunächſt tadelt der Papft fcharf, daß die Ein- 
Yadung zur Zufammenkunft „in privatem Namen erlaſſen 
und veröffentlicht worden jei, ohne daß irgendwie die 
Anregung, die Autorität und die Sendung der kirch— 
lichen Gewalt eintrat, der es nad) angeborenem eigenen 
Rechte allein zukommt, die Lehre, zumal (!) in theologifchen 
Dingen, zu überwachen und zu leiten.” Dann erinnert er 
daran, „daß der Apoftolifche Stuhl, vermöge der Pflicht 
feines hochwichtigen Amtes in Letter Zeit die Werke einiger 
Schrifſteller Deutſchlands mit Zenfur belegen und verbieten 
mußte, da fie nicht von einem gewiſſen Prinzip und von 
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einer gewiſſen Methode der falſchen Wiffenjchaft oder‘ der 
heutigen trügerifhen Phifofophie abgehen wollten!)." Und 
nun folgen programmatifche Säge: 


„Wir wiffen auch, Ehrwürdiger Bruder, daß einige Katho— 
lifen, die fi) mit der Pflege ernfter Wiffenfchaft befchäftigen, in 
allzu großem Vertrauen auf die Kräfte des menſchlichen Ver— 
ftandes durd) die Gefahr bon Srrtümern nicht abgefchredt, ſich 
bei der Behauptung einer trügerifchen und keineswegs aufrid)- 
tigen Freiheit der Wiflenfchaft über die Grenzen fortreißen ließen, 
deren Überfchreitung der fchuldige Gehorfam gegen das zur Be 
mahrung der Integrität der ganzen geoffenbarten Wahrheit von 
Gott eingefeßte Lehramt der Kirche nicht zuläßt. Daher ftimmen 
ſolche in unglüdlicher Täuſchung befangene Katholiken oft fogar 
mit jenen überein, die gegen: die Beichlüffe des Apoftolifchen 
Stuhles und. unferer Kongregationen deflamieren, behauptend, 
fie Hindern den freien Fortſchritt der Wiffenfchaft und ſetzen ſich 
der Gefahr aus, jene Bande des Gehorſams zu brechen, 
durch die fie nad) Gottes Willen mit dem Apoftolifhen Stuhl 
verbunden find, der von Gott ſelbſt zum Lehrer und Verteidiger 
der Wahrheit gefekt ift. ... Das [nämlich die Pflege der Wiffen- 

ſchaft] kann aber nicht erreicht werden, wenn das in’ Grenzen 
eingefchloffene Licht der menfchlichen Vernunft nicht auch bei Er- 
forſchung jener Wahrheiten, die e8 mit eigenen Kräften und 
Fähigkeiten erreichen kann, die geziemende höchſte Ehrfurcht gegen 
“das unfehlbare und umerfchaffene Licht der göttlichen Vernunft 
hat, die in der chriftlichen Offenbarung allenthalben mit munder- 
barem Glanze leuchtet. Denn obwohl jene natürlichen Wiffen- 
ſchaften auf ihren eigenen, durch die Vernunft erkannten Prin- 
zipien fußen, müffen doch ihre Fatholifchen Pfleger die göttliche 
Offenbarung [deren authentische Auslegung allein dem Papfte 
äufteht] wie einen Leitftern vor Augen haben, deſſen Licht fie vor 
Klippen und Srrtümern bewahren fol, wenn fie in ihren For- 


1) Gemeint find die philofophifchen Schriften der deutfchen 
Profefioren Hermes, Günther und Frohfhammer. 
Soensbroech, Das Zentium. 8 
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ſchungen und Auseinanderfegungen gewahren, fie könnten, wie 
es oft geſchieht, durch dieſe verleitet werden, etwas zu behaupten, 
was mehr oder weniger der unfehlbaren Wahrheit der von Gott 
geoffenbarten Dinge widerfpricht. ... Wir Halten uns überzeugt, 
daß fie [die Teilnehmer am Kongreh] nicht haben erflären wollen, 
es könne die vollkommene Anhänglichkeit an die geoffenbarte 
Wahrheit [deren Inhalt und Umfang Rom beftimmt) erreicht 
werden, wenn bloß den von der Kirche ausdrüdlich feitgeftellten 
. Dogmen Glauben und Gehorfam gezollt wird. ... Da es fid) 
um jene Unterwerfung handelt, zu der alle Katholiken 
im Gewiffen verpflichtet find, fo müffen die Männer 
jenes Kongreffes aud) anerkennen, es fei für fatho- 
lifhe Gelehrte nit genug, daß fie die Dogmen der 
Kirche annehmen und verehren, fondern fie müſſen ſich 
aud) den Entjheidungen unterwerfen, die über bie 
Lehre von den päpftliden Kongregationen gefällt 
werden. ... Unterlaffe nicht, allen einzufchärfen, daß fie alle 
profanen Neuerungen forgfältig meiden und fid) nie von jenen 
betrügen laſſen, welche die falfche Freiheit der Wiffenfchaft und 
nicht nur ihren Fortfchritt, fondern aud die Srrtümer als 
Hortfchritt unverſchämterweiſe preifen.” (Lateinifcher Tert des 
Schreibens bei Denzinger: Enchiridion 9. Aufl, Nr. 1531 bis 
1537.) 


2. Der Syllabus Pins’ X. vom 3, Inli 1907. Über 
feine Autorität ift dasfelbe zu fagen, wie über die des 
erſten Syllabus: er ift für die ultramontanen Kathofifen 
ein im Gewiſſen verpflichtendes Geſetz. Im Sat 5 wird 
die gejamte Wiſſenſchaft unter die Oberaufſicht der Kirche 
geſtellt: 

„Da im Glaubensſchatze nur geoffenbarte Wahrheiten ent⸗ 
halten ſind, ſo ſteht es in irgendeiner Beziehung der Kirche 


zu, ein Urteil zu fällen hinſichtlich Behauptungen 
menſchlicher Wiſſenſchaften.“ 
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Welches. diefe „Beziehung“ ift, wann fie eintritt und 
wie weit fie geht, entjcheidet autoritativ allein die Kirche, 
3. Das Kölner Provinzialfonzil vom Jahre 1860): 


„Obſchon die Kirche die Naturwiſſenſchaften nicht 
lehrt, fo fteht ihr Doch, weil fie die Hüterin der geoffenbarten 
Lehre ift, das Mecht zu, philoſophiſche Lehren zu verurteilen, die 
ser. Offenbarung widerfprechen oder den Umfturz des Glaubens 
herbeiführen. Daraus folgt: Lehren, die bon der Kirche ber- 
urteilt find, müffen aufgegeben werden; Lehrſyſteme, die 
der Eirdlihen Lehre und dem. firdlien Geifte 
widerſprechen, bürfen nicht aufgeftellt werben; bie 
Philoſophie muß, nad) dem Beifpiel der Kirchenväter und 
der herborragendften Theologen, wo fie irgendivie die Offenbarung 
berührt, dem Geift der Kirche entfpredend umgeftaltet 
werden.” (Tit.1, c. 6.) 


4, Das Batifanifche Konzil vom Jahre 1870. Sein 
Ausfpruch bildet eine „unfehlbare” ex cathedra-Ent- 
ſcheidung, deren Inhalt Glaubenswahrheit, Dogma 
iſt. Dieſes Dogma gegen die Wiſſenſchaft lautet: 

„Die Kirche, die mit dem apoſtoliſchen Amte zu lehren zu⸗ 
gleich den Auftrag beſitzt, die Hinterlage des Glaubens zu be- 
wahren, hat auch das göttliche Recht und die Pflicht, die un— 
ehte Wiſſenſchaft zu verurteilen, damit nit jemand 
durch nichtige Philofophie getäufcht ‚werde. Allen Gläubigen tft 
e3 deshalb verboten, Lehrmeinungen, die dem Glauben entgegen 
find, befonderd wenn die Kirche fie verurteilt hat, als berechtigte 


4 Probinzialfonzilien, d. h. Konzilien einer Kirchenpro⸗ 
vin; haben nicht diefelbe Bedeutung für die Lehre Roms wie 
allgemeine (öfumenifche) Stonzilten; allein aud) ihre Dekrete find 
zur Beurteilung der Lehre Roms authentifche Quellen, befonders 
wenn Defrete nachträglich vom Papſte beftätigt werden, wie 
das. beim Kölner Provinzialkonzil der Fall war; 

8* 
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wiſſenſchaftliche Ergebniffe anzuerkennen, vielmehr müſſen fie 
ſolche Meinungen, die den trügerifchen Schein der Wahrheit 
haben, für Sertümer Halten. Wenn jemand fagt, die 
menſchlichen Wifjenfhaften dürften.fo frei ſich ent- 
wideln, daß ihre Behauptungen, auch wenn fie ber 
geoffenbarten Glaubenslehre mwiderfpreden, für 
wahr zu halten feien und die Kirche könne fie nit 
berurteilen, der fei im Banne.” (Sess. 3, c.4 de fid. et 
rat. und.can. 4, 2: Denzinger, Endiridion, 9. Aufl, ©. 393f.) 


5. Die Konftitution Leos XIII. Officiorum ac mu- 
nerum vom 25. Januar 1897. Durch fie hat Leo XII. 
für Bücherverbot und Benfur neues, für die ganze katho— 
liſche Welt bindendes Recht geihaffen. Einige Stellen aus 
der „Konftitution”: 


„Ale Bücher, die vor dem Jahre 1600, entweder von den 
Päpſten oder von ökumeniſchen Kirchenverfammlungen verurteilt 
wurden ... follen in derſelben Weife als verboten gelten, wie 
fie borbem verboten worden find ... In gleicher Weiſe find ver- 
boten Bücher von Nichtkatholifen, bie ausgefprochenermaßen über 
Religion Handeln, wofern nicht feftfteht, daß fle nichtS gegen den 
fatholifchen Glauben enthalten ... Tagesblätter, Beitungen 
und Zeitſchriften, die außgefprodjenermaßen Religion oder 
gute Sitten angreifen [und ob fie e8 tun, entſcheidet allein die 
Kirche), find nicht nur durd) das Naturgefeß, fondern auch durch 
° Kirchliches Verbot unterfagt ... Kein Katholif, befonders 
fein Geiftliher, darf in’ derartigen Blättern, Zei— 
tungen oder Zeitſchriften etwas veröffentlichen, es 
ſei denn aus einer gerechten und vernünftigen Urſache lüber deren 
Vorhandenſein allein die Kirche entfcheidet]. Die Bücher, die 
durch befondere, oder durch diefe allgemeinen Defrete verurteilt 

find, dürfen nur von jenen gelefen, und aufbewahrt (!) werden, 
die vom Apoftolifchen Stuhle oder dem, der dazu delegiert ift, 
die nötigen Vollmachten erhalten haben... Alle, welche die 
apoftolifche Vollmacht erhalten Haben, verbotene Bücher zu leſen 
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und aufzubewahren (}), dürfen dennoch nicht Bücher und 
Beitungen Iefen und aufbewahren (), welche bon dem zu- 
ftändigen Ordinarius [Didzefanbifchof) unterfagt find ... Wer 
die Erlaubnis hat, verbotene Bücher zu Iefen, fol wohl bedenken, . 
daß er ftreng verpflichtet tft, derartige Bücher fo aufzubeivahren, 
daß fie anderen nicht in die Hände kommen. Obgleich e8 Sache 
aller Katholiken, befonders aber der Gebildeten iſt, gefähr- 
liche Bücher bei den Biſchöfen oder beim Apoftolifchen Stuhle 
anzuzeigen, fo gehört das doch vornehmlich zur Amtspflicht 
der Nuntien ..: Diejenigen, bei welchen die Anzeige gemacht 
wird, haben die Heilige Pflicht, die Namen der Anzeigenden ge 
heim zu halten [bamit ift, wie auch die Geſchichte des Index be- 
meift, das Denunziantentum amtlich eingeführt] :.. 
Vom Apoftolifhen Stuhle verbotene Bücher. darf niemand her— 
ausgeben lauch nicht zu wiſſenſchaftlichen Zwecken, z. B. die Werke 
Luthers, die Kritik der reinen Vernunft von Kant]; wenn 
aber aus einem getwichtigen und vernünftigen Grimde [über 
deffen Borhandenfein allein die Kirche entfcheidet] eine vereinzelte 
Ausnahme hiervon wünſchenswert erjchiene, fo fol die nur nad) 
eingeholter Erlaubnis der Snderfongregation und unter den von 
ihr vorgefchriebenen Bedingungen geſchehen ..: Alle Gläubigen 
müffen der Eirhlichen Präventivzenſur mwenigitens diejenigen 
Bücher unterwerfen, welche ſich mit der HI. Schrift, mit Theo- 
logie, Kirchengeſchichte, Kirchenrecht, der. natürlichen Theologie, 
Ethik oder anderen derartigen Zweigen der Religion oder Sitten: 
Iehre befaffen, und überhaupt alle Schriften, bei denen Religion 
und Sittlicjfeit auf befondere Weife im Spiele tft. Geiftliche 
follen ‚nicht einmal Bücher über rein natürlihe Wiſenſchaften 
und Künfte herausgeben, ohne ſich mit ihrem Biſchofe darüber zu 
Benehmen, um fo ihre Willfährigfeit gegen ihn zu befunden ..: 
Bei Buchhändlern, zumal (!) katholifchen, follen verbotene 
Büder nur käuflich fein, wenn fie durch ihren Bifchof von 
ber heiligen Indexkongregation dazu Erlaubnis erhalten Haben, 
und aud) bann- follen fie diefelben feinem verfaufen, von 
dem ſie nicht vernünftigerweiſe vorausſetzen können, 
daß er ein ſolches Buch zu verlangen berechtigt iſt.“ 
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. (Zext der ganzen MEER bei Hilger S. J., Der ander * 
verbotenen Bücher, Freiburg 1904, S. 2656 


6. Das Notu proprioe Pins’ X. vom 18. 
ber 1903: 


„Die katholiſchen Schriftſteller müſſen ſich be— 
treffs alles deſſen, was die religiöſen Intereſſen 
und die Einwirkung der Kirche auf die [bürgerliche] 
Geſellſchaft anbelangt, mit Herz und Verſtand, gleich 
den anderen Gläubigen,ihren Bifhöfen und dem römi— 
hen Papſte unterwerfen. Bor allen Dingen müffen fie fich 
hüten, bet irgendwelcher ſchwierigen Frage dem Urteil des Apoftoli- 
ſchen Stuhles vorzugreifen: Alle katholiſchen Schriftiteller 
müjfen alle ihre Schriften, welde auf Religion, 
Hriftlide Moral und Naturfittenlehre Bezug haben, 
fraft der Konftitution Officiorum ac munerum, der 
Präventivzenſur des Biſchofs unterbreiten. Die 
Geiſtlichen ferner müffen, laut derjelben Konftitution, wenn 
fie au) nur Schriften vollftändig techniſchen In— 
halte veröffentlichen, fih vorher die Erlaubnis ihres 
Bifhofes hierzu einholen. Sollten Meinungsperfchleden- 
heiten entjtehen, fo wende man fich, anftatt etwas hierüber in 
den Blättern zu veröffentlichen, an die firchliche Behörde, die 
gerechtertveife die Sache ſchlichten wird. Erfolgt bon diefer Seite 
ein Tadel, fo gehorhe man ohne Murren und Winkel- 
züge, und ohne öffentlich Klage zu führen; höchſtens wende 
man fi) in ber borgefchriebenen Art, wenn es der Sall erheifcht, 
an die allerhödjfte Behörde. Wir ordnen ferner an, daß 
die Fatholifhen Zeitungen diefe Regeln vollftändig 
abdruden und die Erklärung abgeben, fie beob- 
achten zu wollen, und fie follen fie aud) wirklich ge- 
mwiffenhaft befolgen, ſonſt erhalten fie einen erniten 
Verweis, und jollte derfelbe nichts fruchten, fo 
werden fie bon Bo — — verboten 
wexden. 
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7. Die Enzyklifa Pins’ X. vom 8, September 1907: 
„Man wird fich diefe Vorſchriften, ſowohl unfere. eigenen 
wie die unfered Vorgängers Leos XIII] jedesmal vergegen- 
wärtigen müffen, wenn es fi) um die Wahl der Rektoren 
und. Brofefforen für die Seminare und die Fatholifchen Uni— 
verjitäten [Fakultäten] Handeln wird. Wer auf die eine oder 
andere Art fil) vom Modernismus angeftedt zeigt, ſoll ohne 
weiteres von dem Amte eines Rektors oder eines 
Brofefjors ausgefhloffen fein; wenn fie ein ſolches Amt 
ſchon innehaben, jollen fie daraus entfernt werden; ebenfo 
wer den Modernismus heimlich, oder offen begünftigt, ſei es, daß 
er die Moderniften herausftreicht oder ihre fträfliche Haltung ent« 
ſchuldigt, ſei e8, daß er die Scholaftik, die Heiligen Väter, dns 
Kirchliche Lehramt Eritifiert; fei es, daß er der zuftändigen kirch⸗ 
lihen Autorität den Gehorfam verweigert; ebenfo, wer in Ge⸗ 
ſchichte, Archäologie, bibliſcher Eregefe neue Auffafjungen 
bertritt; ebenfo endlich, wer die theologifhen Wiſſenſchaften ver⸗ 
nachläſſigt, oder ihnen die weltlichen vorzuziehen fcheint. In 
diefer ganzen Frage der Studien, ehrwürdige Brüder, könnt ihr 
nie genug Wachſamkeit und Feftigfeit anwenden; namentlich in 
der Wahl der Profefforen. Denn insgemein .bilden fi) die 
Schüler nad) dem Mufter der Lehrer. Stark im Bemußtjein 
eurer Pflicht, handelt darum in allen diefen Dingen Eug aber 
energifch. ... Eine weitere Aufgabe der Bifchöfe in bezug auf die 
Schriften, die vom Modernismus angeftedt find und ihn ber- 
breiten, ift e8, ihre Veröffentlihung zu verhindern und, wenn 
fie veröffentlicht find, ihre Lektüre zu verhüten. Alle Bücher, 
Beitungen, Zeitſchriften diefer Art follen weder den Schü— 
lern in den Seminaren, noch den Hörern an den Univerſi— 
täten in die Hände gegeben werden; fie find in der Tat 
nicht weniger verderblich als die Schriften gegen die guten Sitten, 
ia fte find es noch mehr, denn fie vergiften die Quellen des 
Hriftlichen Lebens. Das gleiche gilt von gewiſſen Werfen, die 
bon Katholiken veröffentlicht find, Leuten, deren Gefinnung man 
im übrigen nicht für verdächtig halten Tann, die aber. ohne tiefere 
theologifche Kenntnis, wohl aber durchdrungen bon der modernen 
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Philofophie, fi) bemühen, diefelbe mit dem Glauben zu ver- 
föhnen, um fie, wie fie jagen, nutbringend zn machen. Weil 
man diefe Schrifteniim Hinblid auf den Namen und guten Auf 
- ber Berfaffer unbedenklich Lieft, find fie in Wirklichkeit noch viel 
gefährlicher und bewirken, daß die Lefer, ohne es zu merken, zum 
Modernismus hinübergleiten. ... Wir wollen alfo, daß die Bi— 
ſchöfe ohne alle Menfchenfurdt, ohne jede aus menfchlicher 
Schwäche kommende Klugheit, ohne Rüdficht auf das Gefchrei 
der Übelgeſinnten, zwar mit Milde, aber auch mit Feſtigkeit, 
ihres Amtes walten: indem ſie ſich der Vorſchriften Leos XIII. 
erinnern, die in der Apoſtoliſchen Konſtitution Offiziorum ent⸗ 
halten ſind: Daß die Biſchöfe wie Beauftragte des Apoſto— 
liſchen Stuhles ſich Mühe geben, die ſchlechten Bücher und 
ſonſtigen Schriften, die in ihren Diözeſen veröffentlicht oder ver⸗ 
breitet werden, zu verurteilen, und fie aus den Händen der 
Gläubigen zu reißen. Mit diefen Worten ift ihnen ein Recht 
übertragen, aber auch) eine Pflicht auferlegt. Steiner foll denken, 
er habe den Verpflichtungen feines Amtes genügt, wenn er Uns 
das eine oder andere Werk ausgeliefert hat und die übrigen in 
großer Zahl fid) verbreiten und zirkulieren läßt. — Laßt euch) 
nicht hindern, ehrwürdige Brüder, im Falle, daß der Berfaffer 
eines Buches. anderwärts das Imprimatur ſich hat verfchaffen 
können; dieſes Imprimatur Tann vielleicht gefälfcht fein oder 
kann auf Grund oberflächlicher Prüfung erteilt fein, oder aud) 
aus zu meitgehendem Wohlwollen und Bertrauen im Hinblic 
auf den Berfaffer, was wohl mandmal in den Ordensgenoſſen⸗ 
ſchaften gefchieht. Sodann, die nämliche Nahrung ift nicht allen 
zuträglih; ein Bud), das an einem Orte ungefährlich ift, kann 
hingegen durd die Umftände an einem anderen fehr fchädlich fein. 
Wenn alfo der Biſchof, nachdem er die Anficht kluger Leute ge 
hört hat, es für notwendig hält, in feiner Diözefe irgendein 
Bud) diefer Art zu zenfurieren, jo möge er e8 tun. Wir geben 
ihm gern die Erlaubnis dazu, wir machen es ihm fogar zur 
Pflicht. Die Sache muß natürlich) in paffender Art gemacht 
erden, indem man, wenn daS genügt, das Verbot bloß auf die 
Beiftlichen einſchränkt, jedenfall8 unter den Vorbehalt, daß es 
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Pflicht der katholiſchen Buchhändler bleibt, durch den Biſchof ber- 
botene Bücher aus dem Handel ohne weiteres zurüdzuziehen. — 
Und fomweit die Buchhändler in Frage kommen, follen die Bi- 
ſchöfe darüber wachen, daß nicht die Erwerbsluſt fie dazu führe, 
mit verderblichen Erzeugniffen Handel zu treiben. Es iſt Tat 
fache, daß manche unter ihnen Bücherverzeichniſſe auslegen, in 
denen die Schriften der Moderniften im Übermaß empfohlen 
werden. Wenn biefe den Gehorfam veriveigern, follen die Bijchöfe 
nicht zögern, ihnen nad) einer Verwarnung den Titel Katholifcher 
Buchhändler zu entziehen, desgleichen und mit noch mehr Grund 
den Titel Bifhöflicher Buchhändler. Was die Päpftlichen Bud)- 
händler anbelangt, fo follen fie diefelben dem Päpſtlichen Stuhle 
“anzeigen. — Für alle erinnern Wir zum Schluß an ben Ar- 
titel 26 der SKonftitution Offiziorum: Diejenigen, welche bie 
päpftliche Erlaubnis erhalten Haben, verbotene Bücher zu leſen 
und zu behalten, Haben darım nicht au das Net, Bücher - 
‚ oder Beitungen irgendwelcher Art, bie bon dem betreffenden 
Ordinariat unterfagt find, zu leſen und zu behalten, es jet denn, 
daß ihnen in dem päpftlichen Indult ausdrüdlich die Erlaubnis 
erteilt worden ift, Bücher, die bon irgendwelcher Autorität ver- 
urteilt find, zu Iefen und zu behalten. 

Es genügt nicht, die Lektüre und den Verkauf ſchlechter 


“. Bücher zu hindern, man muß aud. deren Beröffent- 


lichung hindern. Die Bifchöfe müffen alfo die größte Strenge 
anwenden, wenn fie die Erlaubnis zur Veröffentlichung geben: 
Aber da die, Zahl der Werke, die gemäß der Konftitution Offi- 
ziorum ohne Erlaubnis des Ordinariats nicht erfcheinen dürfen, 
groß tft, und da anderſeits der-Bifchof fie nicht alle perſönlich 
im boraus durchfehen kann, fo Hat man in einigen Diözeſen 
offizielle Zenforen in ausreichender Zahl eingefetzt, um die 
Durchſicht der Bücher vorzunehmen. Wir Ioben ganz ausdrüd- 
lich diefe Zenforeneinrichtung, und wir fordern nicht allein dazu 
auf, fie auf alle Diözefen auszubreiten, fondern wir machen das 
zur allgemeinen Vorſchrift. Es foll alfo in allen biſchöf— 
lien Kurien offiztelle Zenforen geben, die mit der Prü- 
fung der zur Beröffentlihung beftimmten Werke betraut find; es 
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ſollen ſowohl aus dem weltlichen wie dem Ordensklerus Leute 
ausgewählt werden, die durch ihr Alter, ihr Wiſſen, ihre Klug⸗ 
heit empfohlen find, und die in der Billigung oder Verwerfung 
einer Lehre. die rechte Mitte einhalten. Diefen fol die Prü— 
fung aller Schriften übertragen werden, melde nad) 
Artifel 41 und 42 der genannten Konftitution ohne Erlaubnis 
nicht Herausgegeben werben fünnen. Der Benfor fol fein Urteil 
Ichriftlich abgeben. Lautet das Urteil zuftimmend, fo foll der, 
Biſchof die Druderlaubnis erteilen durch das Wort Imprimatur, 
aber e3 foll ihm die Formel Nihil obstat vorausgehen und dar- 
unter die Unterfchrift des Zenſors gefetzt fein ... Wir verordnien 
im befonderen die genauere Beobachtung des Artikels 42 der 
Konftitution Offiziorum,. deffen Wortlaut ift: „Den Gliedern des 
weltlichen Klerus ift e8 verboten, die Leitung von Beitungen und 
Beitfchriften ohne die vorherige Erlaubnis der Bifchöfe zu über- 
« nehmen.” Wenn fie diefe Erlaubnis mißbrauchen, fo foll fie 
‚ihnen nad) borausgegangener Verwarnung entzogen werden. 
Was die Priefter betrifft, welche Sorrefpondenten oder Mit- 
arbeiter von Beitungen find — um diefe geläufigen Bezeich-⸗ 
nungen anzuwenden —, fo ift es, da jene in den Zeitungen oder 
Zeitſchriften nicht felten vom Modernismus angeftedte Artikel 
veröffentlichen, Pflicht der Bifchöfe, fie zu überwachen, und wenn . 
fie diefelben bei einem Fehler ertappen, zunächſt zu verwarnen 
"und dann ihnen die Schriftftelleret zu unterfagen. Der gleiche 
Befehl gilt für die Ordensoberen; im Falle fie ihn vernadjläffigen, 
follen die Bifchöfe mit päpftlicher Vollmacht einſchreiten. Für 
jede Zeitung und Beitfehrift, melde von Katholiken 
gefhrieben werden, foll nad Möglichkeit ein Benfor 
beftimmt werden, der zu geeigneter Zeit die einzelnen 
Nummern durchgehen foll, und wenn er darin auf 
irgendeinen'gefährlien Ausſpruch ftößt, foll er uns 
verzüglich den Widerruf desfelben fordern. Dasfelbe 
Recht Hat der Bifchof, felbft wenn daß Urteil des Zenſors günftig 
ausgefallen fein follte. 

Wir beftimmen, daß in jeder Diözefe ein Rat, 
den wir Überwachungsrat nennen wollen, unberzüglid) 
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eingerichtet werde. Die Männer, die berufen fein werden, 
daran teilzunehmen, find nad) der oben bejprochenen Art der 
Benforen auszuwählen. Alle ziwei Monate follen fie fih an 
einem Beftimmten Tage unter dem Vorſitze des Biſchofs ver- 
fammeln. Uber ihre Beratungen und Beſchlüſſe haben fie Still- 
ſchweigen zu beobachten. Die Obliegenheiten ihres Amtes find 
folgende: Allen Anzeichen und Spuren des Modernismus- in 
den Büchern wie in dem Unterricht follen fie genau nachgehen; - 
fie folen, um den Klerus und die Jugend zu behüten, Eluge, 
aber fehnelle und wirkſame Maßregeln ergreifen. Ihre Aufmerf- 
famfeit follen fie ganz beſonders auf die Neuheit der Worte 
richten und ſich in bezug darauf an die Mahnung Leos XIII. er⸗ 
innern: „Man kann in den Schriften der Katholiken nicht eine 
Sprache billigen, die dem Geiſte einer verkehrten Neuheit folgt, 
die ſich luſtig zu machen ſcheint über die Frömmigkeit der Gläu- 
bigen, und von einer neuen Art chriftlichen Lebens fpricht, von 
neuen Lehren der Kirche, neuen Bedürfniffen des modernen 
Getftes, einem neuen fozialen Berufe des Klerus, einer neuen 
chriſtllchen Humanität und anderen Dingen diefer Art. Solches 
dürfen fie weder in den Büchern, nod) in den Bor- 
lefungen der Profefjoren dulden ... Wir empfehlen dem 
obengenannten überwachungsrat, daß er auf die fogialen Ein» 
richtungen und ebenfo auf die Schriften über joziale 
‚ Fragen ein aufmerkjames; und wachſames Auge Habe, damit 
ſich der Modernismus nicht darin einfchleiche, fondern damit fie 
vielmehr den Weifungen der Päpfte entjprechen.” 

8. Das »Motu proprio« vom 1. September 1910. 
Die Perſonen, die von diefer einfchneidenden Kundgebung 
erfaßt werden, find nad) dem Auditor an der römifchen 
„Rota“ (höchſter püpftlicher Gerichtshof), dem früheren 
Profeffor an der Univerfität Freiburg i. Br., Dr. Heiner: 
„Priefterfandidaren vor der Weihe, Beichtväter und 
Prediger, Pfarrer, Kanoniker und Benefiziaten, 


Beamte der bifhöfliden Kurien und geiſtlichen Ge⸗ 
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richte einſchließlich der Generalvikare, Faſtenprediger, 
Beamte der römiſchen Kongregationen und Gerichte, 
Vorſteher der religiöſen Geſellſchaften, auch die 
Theologieprofeſſoren.“ (Allgemeine Rundſchau, Münden, 
10. Dezember 1910.) 

Sie alle müffen den fogenannten Antimodernifteneid 
. leiften, welcher wiffenjchaftliche Freiheit befeitigt. 

Die meiften Punkte des Eides beziehen ſich auf Theo- 
logie und Philofophie; manches erftreckt ſich aber auch auf 
die Wiſſenſchaften im allgemeinen. 

So müffen die genannten Perfonen 5. B. ſchwören 

„Ebenſo verurteile id) den Irrtum derjenigen, welche be⸗ 
haupten, daß der von der Kirche vertretene Glaube mit der 
Geſchichte in Widerſpruch ſtehe. 

Ich verdamme und verwerfe auch die Meinung berienigen, 
welche behaupten, die Perfönlichkeit des hriftlichen Gelehrten zer⸗ 
lege fi) in zwei Teile, in den Gläubigen und in den Hiftorifer; 
als ob der Hiftorifer das Recht hätte; das aufredjt zu 
erhalten, was dem Glauben widerftreitet, oder unter der 

einzigen Bedingung, daß er direkt fein Dogma leugnet, Prämifjen 
aufzuftellen, aus denen man den Schluß ziehen fünnte, daß bie 
. Dogmen entweder falfch oder zweifelhaft find. 

Ferner beriwerfe id; die Anficht derjenigen, welche behaupten, 
daß der Gelehrte, welcher gefhichtlich-theologifdhe Fragen 
behandelt, oder wer auch immer über diefen Gegenftand Schreibt, 
zuerſt fi von allen Vorausſetzungen frei machen müßte, fei es 
binfichtlich des übernatürlihen Urſprungs der katholiſchen Tradi- 

- tion, ſei es hinfichtli des von Gott verſprochenen Beiftandes 
zur Erhaltung eines jeden Teiles der offenbarten Wahrheit; und 
melde jodann behaupten, daß die Schriften eines jeden Kirchen⸗ 
vaters interpretiert werden müßten außerhalb eines jeden Bu= 
fammenhanges mit irgendeiner göttlichen Autorität, ausſchließ⸗ 
lich nad) den Grundſätzen der Wiſſenſchaft und mit jener 
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Unabhängigkeit des UrteilS, welche man bei dem Studium irgend» 
eines profanen Dokuments anzuwenden pflegt.” (Germania vom 
5. Februar 1911.) 

Hier werden alfo Geſchichte und. althriftliche Site: 
ratur, (Schriften von ſeinchenaen dem kirchlichen Urteile 
unterſtellt. 

In dieſen Zuſammenhang gehört aud) das vom Papft- 
tume (fon vor. Pins X.) beanfpruchte Oberauffichts- und 
Beftimmungsrecht über „dogmatiſche Tatſachen“ und über 
Text ind Sinn der. Bibel, 

„Dogmatifche Tatſachen“ nennt Nom „alle hefhtgtligen 
Begebenheiten, die zwar nicht unmittelbar zum ‚Offenbarungs- 
inhalt’ gehören, die aber mit dem Offenbarungsinhalt fo verbunden _ 
find, daß ihre.Leugnung das katholiſche Dogma gefährden würbe.”. 
Über ſolche Geſchichtstatſachen hat nicht die wiſſenſchaftliche 
Forſchung, fondern Rom das letzte Wort zu fprechen. Zu diefen. 
Tatſachen gehören 3. B. die Legitimität der allgemeinen . 
Konztlien Nicäa, Ephefus ufw., Trient, Vatikan), die Legi— 
timttät der Wahl jedes einzelnen Bapftes: Seine wiſſen⸗ 
Schaftliche Forfhung darf zu dem Ergebnis kommen, daß irgend⸗ 
ein Konzil wegen Zwanges oder Unfreiheit, daß irgendeine 
Papftwahl wegen Simonie oder Beſtechung illegitim geweſen ift. 
Auch die geſchichtliche Frage der. Anweſenheit und des Todes 
Petri (als des erſten Papftes) in Rom gehört zu den bon der 
Kirche, nicht von der Wiffenfchaft zu entjcheidenden, „dogmatiſchen 
Tatſachen“. 

Die Stärke dieſer Feſſel, die dem katholiſchen Gelehrten da⸗ 
mit angelegt wird, iſt ungeheuer. Nehmen wir an, ein katho— 
liſcher Forſcher beabſichtige, eine Geſchichte der Konzilien oder des 
Papſttums zu ſchreiben. Seine Forſchungen führen ihn zu dem 
Ergebnis, daß mehrere Konzilien, mehrere. Papſtwahlen nicht 
„legitim“ waren, d. h. daß die Berufung der Konzilien nicht auf 
die richtige Weife gefchehen tft, oder daß bei den Beratungen und. 
Abftimmungen wegen phyſiſchen oder moraliſchen Zwanges die 
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Freiheit der Konzilsväter befchränft oder aufgehoben war; daß 
diefer oder jener Papft feine Wahl durch Simonie erfauft habe 
uſw., dann muß diefer katholiſche Forſcher ſeine wiffen- 
ſchaftliche, durch Gefhihtstatfahen erworbene Über- 
zeugung zum Opfer bringen und ihr entgegen fchreiben: 
„Dies oder jenes Konzil, diefe oder: jene Papftwahl feier doch 
legitim.” Denn Legitimität der Konzilien und Papftwahlen find 
„dogmatiſche Tatſachen“, welche die Kirche zur Stübe ihrer’ 
Dogmen vom „unfehlbaren” Lehramte .und von der „ununter« 
brochenen Reihenfolge” der Päpfte benötigt. Und deshalb darf die 
Geſchichte von diefen Tatfachen nichts anderes Iehren, als was das 
Dogma feftgefetzt Hat (vgl. oben S.124 Antimoderntftenetd). 

Die gefamte Bibel unterficht der Kirche. Sie allein ent- 
fcheldet ‚endgültig Über den Sinn irgendeiner Stelle, und da der 
Sinn an Sätze und Worte gebunden ift, fo entfcheidet fie allein 
auch endgültig Über Worte und Sätze in der Bibel, d. h. über 
die Textkritik. Philologie, Archäologie, vergleichende 
Sprachwiſſenſchaft mögen noch fo beftimmt zeigen, diefe oder 
jene Stelle kann nicht den von der Kirche ihr beigelegten Sinn 
Haben; diefes oder jenes Wort, diefer oder jener Sat gehören 
nicht zum urfprünglichen Text, find fpäteres Einfchiebfel; wenn 
die Kirche fagt, fie haben den und den Sinn, fie gehören zum ur- 
ſprünglichen Text, fo Hilft alles nichts: dann Haben der Fatho- 
liſche Philologe, Ereget, Archäologe das Opfer ihres 
Berftandes zu bringen, ebenfo wie der fatholifche Geſchicht⸗ 
ſchreiber e8 den „dogmatifchen Tatfachen” gegenüber zu bririgen hat. 

Ein befonders lehrreiches Beiſpiel diefer „unfehlbaren” All⸗ 
gemalt in bezug auf biblifche Tertkritif bietet das Dekret Noms 
über die Verſe 7 und 8 des 5. Kapitels im 1. Johannisbriefe. 
Sn der Wilfenfchaft ftand und fteht die Unechtheit der Verfe feit; 
ſogar Eatholifche Bibelforfcher Haben ſich gegen ihre Echtheit aus⸗ 
geſprochen. Aber die katholiſche Kicche bedarf ihrer als „Schrift⸗ 
beweis“ für ihr Dreifaltigkeitsdogma, und fo entjchied am 
13. Sanur 1897 „die Heilige Inquifitionskongregation”: die 
Verſe find echt, ünd Leo XIII beftätigte am 15. Januar 1897 
dies die Wiſſenſchaft totſchlagende Dekret. 


— 17 — 


Ähnliche. Dekrete ergingen unter Pius X. über bie 
Echtheit altteftamentliher Schriften, der Evangelien und 
einzelner‘ Apoftelbriefe. (Germania vom 29. Mat 1907, 
5. Auguft 1911, 19. November 1913.) 

Nun wird man in Bentrumsfreifen gegen die Heran- 
ziehung des Antimodernifteneides, der „dogmatiſchen 
Tatſachen“ und der Bibel einwenden: 

Das alles find ausſchließlich innerkirchlich-religiöſe Ange— 
legenheiten, welche nur die Katholifen und befonder8 die oben- 
genannten geiftlichen Perſonen der katholiſchen Kirche betreffen, 
alfo geht es die übrige Welt, zumal die politiſch⸗kulturelle Welt 
nichts an. 

Die Einrede iſt unſtichhaltig. Denn auch die Natho⸗ 
liken und die römiſch-⸗ultramontane Geiſtlichkeit find Teile 
unjeres Volkes; überdies übt die Geiftlichfeit ungemefjenen 
Einfluß aus auf unfere ultramontan-Fatholifchen Mitbürger, 
d. h. auf viele Millionen von Deutſchen. Somit Hat der 
. Staat ein unbeftreitbares ftarfes Intereſſe an der geiftig- 
fulturellen Entwicklung, die diefer Volfsteil, unter dem Ein- 
fluffe der Geiftlichkeit, nimmt. 

Es muß alfo Grundſatz bleiben: wie ber Sihat Recht 
und Pflicht hat, alle innerhalb ſeiner Grenze liegenden 
Schulen zu beaufſichtigen und von ihnen ein gewiſſes Maß 
nationaler und kultureller Leiſtungen zu beanſpruchen, ebenſo 
hat er dies Recht und dieſe Pflicht hinſichtlich der mit ſeiner 
Genehmigung tätigen Lehranſtalten der römiſchen Kirche. 
Es darf nicht fein, daß der Staat auch nur für einen Teil 
feiner Bürger Maßnahmen duldet, die, unter dem Schutze 
kirchlichen Charakters, den Bildungszuftand weiter Kreife 
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herabdrüden und fo den kulturellen Fortſchritt des ganzen 
Volkes hemmen. 

10. Der Inder. Der im 16. Jahrhundert ing Leben 
gerufene und bis jetzt beſtehende „Index der verbotenen 
Bücher“ ift das fortwährend in Anwendung bleibende 
Mittel Roms, das geiftige Vorwärtsſchreiten und die freie 
wiſſenſchaftliche Betätigung der Menſchheit wirkſam zu 
hindern, Lehr und Lernfreiheit zu. vernichten. 

Die trodene Namensnennung nur weniger Autoren, 
deren Bücher ganz oder- zum Teil durch Rom verboten 
find, zeigt eindrudsvoller als jede Erörterung, wie ein— 
ſchneidend der Inder arbeitet: Abälard, d'Annunzio, 
C. F. Burdad), Balzac, Caſanova, Morik Carriere, 
Flaubert, Feydeau, A. Dumas (Vater und Sohn), 
Baco von Berulam, d’Alembert, Bunfen, Cartes 
fius, Copernifus,. Carpzow, Daumer, Diderot, 
Dollinger, Erasmus, Fenelon, de la Fontaine 
(feine. Fabeln), Fogazzaro, George Sand, Dliver 
Soldfhmidt, Madame Greville (von der Parifer 
Akademie preisgefrönte Nomanjgriftitellerin), 
Gioberti, Giordano Bruno, Kant, Lalande, Leffing, 
Lenau, Heinrich Heine, Friedrich der Große, Victor 
Hugo, Galilei, Gregorovius, Hinfhius, Hobbes, 
Kohn Stuart Mill, David Hume, Hugo Grotius, 
de la Mettrie, de la Menais, Mantegazza, Maeter- 
lind, John Lode, Madiavelli, Ada Negri, Renan, 
Mignet, Hyppolite Taine, Peter Bayle, Mosheim, 
Montesquieun, Pascal, Rosmini, Rouffeau, Bufen- 
dorf, Spinoza, Leopold von Ranke, David Strauß, 
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Sabatier, Tolftoi, Voltaire, Eduard. Zeller, 
Hermes, Theiner, Lamartine, Hirfher, Günther, 
Srohfhammer, Schell, Merkle, Joſeph Müller, 
Loiſy, Raberthonniere, Houtin, Minghetti, Ruggero 
- Bonghi, Jules Berne, Bola. 

Hier ift — die Lifte ift fehr unvollftändig — Theo- 
logie, Philofophie, Aftronomie, Rechtswiſſenſchaft, Ge 
ſchichte, Politik, fchöne Literatur, Kunft, Poefie in Haupt: 
bertretern in buntem Durdjeinander von Rom getroffen. 

Zwei Namen ragen befonders hervor: Kant und Leo» 
pold von Ranke: der größte deutjche Philofoph und der 
größte deutfche Geſchichtsforſcher. Bor Noms Richterftuhl 
find ihre Werke feine Wiſſenſchaft; wobei ‚zu beachten ift, 
daß Kant und Ranke gerade mit ihren: bedeutendften 
Werken auf dem Inder ftehen: „Kritik der reinen Ver— 
nunft" und „Geſchichte der römiſchen Päpfte”. 

Auch noch ein anderer Name ift, weil er der medizi- 
niſchen Wiffenfchaft angehört, bemerkenswert: C. F. Bur⸗ 
dad), Verfaſſer des Programmwerkes der modernen Phyfio- 
Iogie: „Die Phyfiologie als Erfahrungswiſſenſchaft“, 
ein Werk, an dem Gelehrte wie K. E. von Baer, Jo— 
hannes Müller und Nudolf Wagner mitgenrbeitet 
haben. 

Leo XII. Hat im Jahre 1900 eine amtliche Neuaus⸗ 
gabe des Inder vom Jahre 1600 an bis heute veranſtaltet. 
In dieſem Zeitraum ſind rund 5000 Bücher von Nom 
geächtet worden. 107 deutſche Verfaſſer ftehen im Indexr 
von 1900. Don ihnen find 169 Schriften verboten; zu 
diefen 169 kommen noch 13 deutſche anonyme ae 

Hoensbroech, Das Zentrum. 
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fo daß im ganzen 182 Bücher deutſcher Schriftfteller 
gegenwärtig im Inder ftehen. (Hilgers 8. J., Der Inder 
der verbotenen Bücher, Zreiburg, 1904, ©. 92f. 126.) 
Bücher, die Rom auf den Inder geſetzt Hat, dürfen, 
ohne Erlaubnis des Beichtvaters oder des Biſchofs oder 
des Papftes, von niemand gelefen werden. Dies Verbot 
gilt für alle Katholiken, . gelehrt oder ungelehrt, alt oder 
jung; aud) die katholiſchen Hochſchullehrer ſind von ihm 
nicht ausgenommen. (Kölniſche Volkszeitung vom 2. Februar 
1903; Germania vom 22., 23. und 25. Januar 1902.) 
Das Drüdende des Inder wird natürlich auch in 
gläubig Fatholifchen Kreifen ſchwer empfunden. Allein Rom 
gab nie, auch nur um Hanresbreite nad), _ 
Ein Vorgang aus dem Jahre 1907 ift Hierfür typiſch. 
Treu katholiſche Männer, an ihrer Spite bie Bentrums- 
führer Faßbender, Schmedding, Graf Prafchma, denen 
ſich anfänglich auch der jetzige bayeriſche Minifterpräfident und 
damalige Bentrumsführer Graf von Hertling anſchloß, hatten 
fid) in einer fehr demütigen, „vom Geifte Eindlichen Gehorfams“ 
getragenen Bittfhrift an den Papft gewandt, um Milderung — 
nicht: Aufhebung. des Bücherberbotes zu erlangen. Sie wurden 
fchroff abgewieſen, und das Sehnen nad) etwas wifjenfchaftlicher 
Freiheit wurde im Keime erftidt. (Germania vom 16., 17., 27. 


und 28. Juli 1907; Kölnische Volkszeitung vom 17. Juli 1907 
und vom 9. Mai 1908.) 


11. Einzeltatfa_hen, Da das vatifanifche Konzil (oben 
©. 115). „unfehlbar" erklärt Hat, daß „die gefamten 
menſchlichen Wiſſenſchaften“ der Oberaufficht der Kirche 
unterftehen, jo ift es nicht: zu verwundern, wenn wir die 
Kirche in alle menſchlichen Wiffensgebiete mit ihrem: „Du 
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follft" oder: „Du jollft nicht” eingreifen fehen. Eingriffe 
in die Medizin mögen aber, weil fie der neueften Zeit 
angehören, nod) bejonders erwähnt werden. Zwei „Defrete 
der heiligen Inquiſitionskongregation“ vom 21. Mat 
1884 und vom 24. Juli 1895 verbieten die gunäfologijch- 
chirurgiſchen Eingriffe: „Amputation des grabiden 
Uterus wegen Myom“ und die „Kraniotomie”. 


12. Die Vorromäusenzyklika vom 26. Mai 1910. 
Schon oben (©. 56) Habe ich betont, daß Fonfeffioneller 
Frieden für den paritätifchen Staat eine verfaffungs- und 
ſtaatsrechtliche, eine Fulturelle Notwendigkeit ift. 

Eine päpftlihe Kundgebung gegen den Tonfeffionellen 
Frieden gehört jomit Hierher; um fo mehr, wenn ſie in fo 
verletzend⸗ſchroffer Form erfolgt, wie durch die Enzyklika 

Pins’ X. vom 26. Mai 1910. 

Dort Heißt es: 

„Damals [im 16. Sahrhundert] tobten die Leidenfchaften, 
die Kenntnis der Wahrheit war verdunfelt; es war ein beftän- 
diger Kampf mit dem Srrtum, und die menſchliche Gefellichaft 
ftürgte fid) dem Unheil entgegen und fchien dem Verderben preis 
gegeben. Und unter dieſen Umftänden traten ftolze und 
widerſpenſtige Menſchen auf, ‚Feinde des Kreuzes 
Chriſtit, Menſchen mit, irdiſcher Gefinnung, deren Gott 
der Bauch war‘. Dieſe verlegten ſich natürlich nicht auf 
Beſſerung der Sitten, fondern auf Leugnung der Dogmen, fie 
vermehrten die Unordnung und ließen für fih und andere’ 
der Bügellofigfeit freien Lauf, oder fie untergruben, mit 
. Beratung ber Führerſchaft der Kirche und im Gefolge der 
Leidenſchaft verfommener Fürften und Völker, mit 
“einer gewiſſen Tyrannei Lehre, Berfafjung und Difziplin der 
Kirche. Dann ahmten ſie jene Gottlofen nad), denen die 
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Drohung gilt: ‚Wehe eu, die ihr das Gute bös und 
das Böfe gut nennt‘, und nannten den rebellifchen 
Wirrwarr Reform und fidh felbft Reformatoren. In 
Wahrheit aber waren fie Berführer, und indem fie durch 
Streitigkeiten und Striege die Kräfte Europas erfchöpften, haben 
fie die Empörung und den Abfall der modernen Zeiten bor- 
bereitet, in denen ſich die drei Arten von Kampf, die früher ge- 
trennt waren, und aus denen die Kirche immer fiegreich herbor- 
ging, zu einem einzigen vereinigt haben: bie blutigen Kämpfe der 
erften- Zeit, dann die innere Pet der Härefien, endlich, 
‚unter dem Namen evangelifcher Freiheit, jene Ver— 
derbtheit der Sitten und Berfehrtheit der Diſziplin, 
zu der das Mittelalter nicht gelangt war.” (Germania 
vom 1. Juni 1910.) 


II Anerkennung der. päpftlihen Eingriffe 
duch das Zentrum. 


1. Das „Stantslexiton® der „Görresgeſellſchaft“. 


Der Bentrumscharakter des „Staatslexikons“ 
iſt oben (S. 637.) beiviefen worden. Somit fällt die 
Gegnerſchaft dieſes Werkes gegen moderne Kultur dem 
Zentrum zur Laft. 

Ganz allgemein, aber entfcheidend, wird die Gegner 
ſchaft darakterifiert durch das Eintreten des „Staats⸗ 
lexikons“ flir den ſtaats⸗ und Fulturfeindlichen Syllabus 
vom Jahre 1864 (oben ©. 64f.); ein Eintreten, das bis 
zur Forderung innerlichen und äußerlichen Gehorfams 
dem Syllabus gegenüber geht (oben ©. 64). 

Mit gleicher Entjchiedenheit fett fi das Zentrums- 
„Staatslexikon“ ein für Index (oben ©. 128) und 
Bücherzenſur (oben ©. 116), für völlige Verkirch— 
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lichung des ganzen Schul—⸗ und Unterrichtsweſens 
und gegen Lehr- und Lernfreiheit: 


„Dom Anfang ihres Beſtehens Hat die Stiche das Recht 
geübt, Bücher, weldje der Reinheit des Glaubens und der 
Sitten Gefahr drohten, unter Strafe zu verbieten und zu. ver⸗ 
nichten ... Die Hauptjchwierigleit bei Durchführung diefer 
lirchlichen Zenfur liegt darin, daß der Inder lange nicht alle an⸗ 
ftößigen Bücher enthält und daß die notwendige Verbreitung des⸗ 
felben kaum jemald in genügendem Maße ſich wird erreichen 
laſſen.“ (IV1, 538f., und V2, 635, wo die Klage über die „Haupt- 
fchwierigfeit bei Durchführung der Zenſur“ unterdrüdt ift.) 

‚Auf dem vatikaniſchen Konzil war eine Neuordnung der 
ganzen Materie beabfichtigt; doc unterblieb fie wegen des vor- 
zeitigen Abbruchs des Konzils. Unter dem 24. Januar 1897 
regelte ſodann Papſt Leo XII. durd) die Konftitution Officiorum 
ac munerum das materielle Recht des Bücherverbotes unter 
Aufhebung aller früheren materiellen Beftimmungen, und zwar 
für die gefamte Kirche. Demnach find verboten alle dem Glauben 
oder den Sitten gefährliche Bücher nad) genau aufgeführten 
Kategorien, insbefondere bie formell auf den Snder gefehten 
Bücher. Ferner find alle Schriften über religiöfe Gegenftände 
der vorgängigen biſchflichen Zenſur unterworfen. Lefen und 
Beſitz von namentlid) oder durch Indexregeln verbotenen 
Büchern ift allen denjenigen, deren Beruf die Leltüre und das 
Studium folder Schriften verlangt, kraft der Epikie einfachhin 
gejtattet, ohne daß irgendwelche Dispens notwendig wäre. In 
anderen Fällen wird die Erlaubnis von der Congregatio Indieis 
erteilt,. fofern ein irgendwie berechtigtes Intereſſe vorliegt; nad) 
der gegenwärtigen Praxis wird von der Kongregation die Ein- 
reichung der Bitte als hinreihender Grund zur Gewährung be- 
trachtet. Kraft der Duinquennal-Yakultäten find auch die Bifchöfe 
berechtigt, Leſen und Befitz verbotener Bücher zu geſtatten und 
zwar nicht nur für ein einzelnes Bud) oder eine beftimmte Zeit, 
Sondern ganz allgemein und in gleichem Umfang wie die Inder 
fongregation. Die Enzyflifa pascendi dominiei gregis über die 
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Lehren der Moberniften bom 8. September 1907 ſchärfte manche 
Vorſchriften der Konſtitution Officiorum ac munerum erneut ein 
und erweiterte fie in einigen Punkten. Sie enthält den Sat: 
‚Die Zeitungen und Beitfhriften, melde von Katholiken 
beröffentlicht werden, follen,. foweit möglich), ihren beftimmten 
Benfor haben. . Diefer hat die einzelnen Blätter und 
Hefte nad) ihrem Erfheinen zur angemeffenen Zeit 
durchzuleſen, und wenn fi gefährliche Äußerungen 
finden,.. baldmögli Richtigſtellung zu. fordern.‘ 
Doch ift diefe Beftimmung auf Vorſtellung der Biſchöfe Hin für 
Deutſchland als unnötig nicht in Vollzug gefeßt worden. Diefe 
kirchliche Zenfur verfolgt allein den Zweck der Reinerhaltung der 
firhlichen Lehre und der Aufrechterhaltung der kirchlichen Diſziplin. 
Sie unterliegt daher lediglich einer religiös kirchlichen Beurtei⸗ 
lung.” (IVs, 285f.) 

„Ein offener, häufig beflagter und befämpfter Mangel und 
Schaden der Univerſitäten iſt die grenzenloſe Lehrfrei— 
heit, die geradezu als Lebensprinzip der höchſten Bildungsanſtalten 
Gingeftett und gefördert wird.” (V!, 821; V2, 859.) 

„In erjter Linie fteht der Kirche ein Aufſichtsrecht 
über die Schule zu. Denn die Kirche ift die große Erzieherin 
des Menfchengefchlechtes; dazu hat fie von Gott als dem oberften 
Erzieher die Sendung erhalten. Nun ift aber die Schule wefent- 
lich Erziehungsanſtalt. Solglih muß fie fid) al$ natür- 
liches Glied inden großen ErziehungSorgantsmußs der 
Kirche eingliedern; diefe muß alfo auch die Aufficht über die 
Schule für fid) in Anſpruch nehmen. Und dies nicht bloß in er⸗ 
ziehlicher, ſondern auch in didaktiſcher Beziehung; denn der Unter- 
richt iſt ja von der Erziehung nicht zu trennen, er iſt nur ein 
Teil, ein Mittel der Erziehung .... Wenn alſo der erzieh— 
liche Unterricht in einer Säule fonzentriert wird, 
dann muß aud der Lehrer, der in der Schule wirkt, 
bon der Kirche autorifiert fein und er und feine ganze 
Schule muß unter Oberauffiht und Leitung der Kirche 
ftehen, fonft dürfen die Eltern als chriſtliche Eltern 
ihre Kinder gar nidt in die Schule geben ...... Das 
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aljo tft daß normale Verhältnis, das zwischen. Kirdje 
und Schule ftattfinden muß, wenn Iehtere als Erziehungs- 
anftalt ihrer dee in der chriftlichen Ordnung entjprechen fol. 
Und das gilt dem Prinzip nad nicht bloß bon der 
Volksſchule, fondern es gilt von der Schule ganz all- 
gemein, möge fie auf was immer für einer Stufen- 
letter im allgemeinen Schulfyftem ftehen .... Wiedie 
niederen fo können alfo auch die Höheren Schulen von 
der Leitung und Aufſicht der Kirche nicht emanzipiert 
werben .....Berhält es fi aber aljo, dann können 
wir dem Staate auch nicht die Beredhtigung zuer- 
kennen, bie Schule als ein Glied des ſtaatlichen Orga- 
nismus für fih in Anſpruch zu nehmen und. die Ober- 
leitung unddieOberauffidtüberdiefelbe zu führen .... 
Dennod aber kann man, wenn man bom erziehlichen Standpunkt 
abfieht und jenen Gefichtspunft fefthält, welchen die Bedürfniffe 
des bürgerlichen Lebens darbieten, dem Staate ein Recht in be 
zug auf die Schule zuteilen, das freilich nur ein indireftes- ift 
und daher auch nur im Einvernehmen mit der Kirche ausgeübt 
erden kann ..... Diefes Recht Tann nun aber nicht in der 
Weiſe aufgefaßt werden, als fei der Staat in Kraft desfelben 
befugt, die Schule ganz für fid) allein in Anfpruc) nehmen und 
jede Auffiht der Kirche über den. ſogenannten welt— 
lichen Unterridt auszuſchließen. “ (Di, 7A? ff. IP, 
363 ff.) 


2. Die Jeſuiten. 

Für den grundſätzlichen Zufammenhang zwifchen Zentrum. 
und Sefuitenorden, für die Berechtigung aljo, die Lehren 
der Jeſuiten, zumal der „deutſchen“ Sefuiten, deren Niüd- 
kehr nach Deutichland das Zentrum fort und fort ber- 
langt, mit den Zentrumsgrundſätzen in weſentliche Ver 
Bindung zu bringen, - * ich oben den Beweis erbracht 
S. 80ff. 
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"Daß der Jefuitenorden den Syllabus von 1864 
(oben ©. 64f.) anerkennt, ift felbftverftändlih. Hervor⸗ 
zuheben iſt aber die Schärfe der Anerkennung und bie 
autoritativ»-amtliche — in der pe ausgejprochen 
wird, 

Die 23. „Öeneralfongregation” ı des Drbens bom 
Jahre 1883 erklärt im 12. Dekret: 


- „Da bet einer folhen Menge von Irrtümern, die überall 
umbherfchleichen und in’ unferer Zeit Häufig vom römischen Stuhle 
verdammt worden find, zu fürchten ift, daß auch einige der Unfrigen 
von diefer Peftfeuche erfaßt werden, fo erklärt die Generalfon- 
gregation, daß unfere Gefellfchaft der in der Enzyklika Quanta 
. eura bon 8. Dezember 1864 von Pius IX.2) verfündeten Lehre 
anhange, und daß fie verwerfe, wie fie ftet8 verworfen Hat, alle 
im Syllabus desfelben Papſtes vermworfenen Irrtümer. 
Weil aber von einigen Probinzen [de8 Ordens] verlangt worden 
tft, daß der fogenannte liberale Katholizismus namentlich) 
verworfen werde, fo ſtimmt bie Generalfongregation diefem 
Verlangen von Herzen zu und empfiehlt dem fehr ehrwürdigen 
Pater General dringend, dafür Sorge zu tragen, daß diefe Peft 
mit allen Mitteln von der Geſellſchaft [Seful ferngehalten 
werde.” (Monum. Germ. paedagog., 2, 117; vgl. aud) mein 
Werk: „14 Jahre Jeſuit“ IL; 427 f., Leipzig, Breitkopf & Härtel.) 


Wie der Syefuitenorden zum modern-ftaatlihenBildungs- 
und Schulmwefen fteht, zeigen einige Stellen aus Werfen 
der Jeſuiten Wernz (gegenwärtig General des Ordens), 


1) „Seneralfongregatton” Heißt die Höchite gefetsgeberifche 
Inſtanz des Ordens, die aud) Über dem Ordensgeneral .fteht; 
vgl. mein Werk: „14 Jahre Jeſuit“, II, 145 (Leipzig, Breit- 
kopf & Härtel). 

2) Diefer Enzyklika wurde der Syllabus DAgEOp Ve und 
gleichzeitig mit ihr veröffentlicht. 
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— Laurentius, von — (oben 
©. 42f.; 44f.; 46ff. ): 
Wernz (Ius Decretalium, 5 Bände, Rom 1898— 1913): 


„Die Eatholifhe Kirche kann aus eigenem bon Gott ihr 
verliehenem Recht nicht nur den religiöfen Unterricht und die reli= 
giöfe Erziehung der Katholifchen Jugend in allen Schulen, feien 
. fie öffentlic) oder privat, mit wahrer vom Staate unabhängiger 
Surisdiltionsgewalt, allein leiten, fondern fie beanſprucht 
aud), daß der literarifhe und bürgerlide Unterridt 
ihr infomweit unterworfen jet als es zur Sicherung der 
religiöfen Erziehung der katholiſchen Jugend not= 
wendig tft. Obwohl die katholifche Kirche ſich nicht daS alleinige 
Recht zuſchreibt, Elementarſchulen, Mittelſchulen und 
Univerſitäten zu gründen und zu leiten für den Unterricht 
der Laien in den profanen Wiſſenſchaften und Künſten, ſo beweiſt 
ſie doch auf Grund rechtmäßiger Titel, daß ihr gemäß ihrem 
Gutdünken zur Errichtung und Leitung auch ſolcher 
Schulen ein kumulatives und bon der Staatsgewalt 
vollftändig unabhängiges Recht zufteht. Endlich, wie 
die Kirche, nad) eigenem Necht, den Gläubigen den Beſuch ge- 
wiſſer Schlechter Schulen verbieten kann, fo kann fie den Gläus 
bigen auch den Befuch der von ihr felbjt errichteten Schulen 
pofitio gebieten .... Ein derartiges Recht beſchränkt fid) durch— 
aus nicht auf Schulen, welche die Kirche Fraft eigenen und unab- 
hängigen Rechts gegründet hat, fondern e8 erftredt fi auf alle 
anderen Schulen, feier fie vom Staat, von Stadtverwaltungen 
oder von SPrivatperfonen errichtet. Übrigens übt die Kirche, je 
nad) Verſchiedenheit der Schulen, ihre Nechte auf verfchiedene 
Art aus. Wie das Schulleitungsrecjt der Kirche begründet ift 
in ihrer ganz und gar unabhängigen Zurisdiktionsgewalt, und 
nidjt etwa in einem gewiſſen Recht, vorftellig zu erden oder 
eine beratende Stimme abzugeben, jo gebührt ihr auch mit Not- 
wenbigfeit die Gewalt, den Gegenftand und die Lehrbücher des 
religiöfen UnterrichtS zu bezeichnen, Lehrer, Schüler und Lehrart 
zu beauffichtigen und zu leiten, und ganz befonders gebührt ihr 
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die Gewalt, einzugreifen bei Ernennung, Beftätigung und Wb- 
fegung ber Lehrer... ... Wenn wir erklären, daß ber 
katholiſchen Kirche aud) der literarifche und bürger— 
liche Unterricht der fatholifhen Jugend unterworfen 
tft, fo wollen wir damit ausdrücken, daß fich dieje 
kirchliche Gewalt auf alle profanen Difziplinen und 
auf deren Lehrer und Lehrbüder erftredt, daß von 
diefer Gewalt auch die Univerfitäten nicht ausge- 
nommen find und daß diefe Gewalt begründet ift in 
denhödften Grundfägen für das richtige Verhältnis 
von Blauben und Vernunft... . Die bon der Kirche 
gegründeten und errichteten niederen und höheren Schulen find . 
rechtlich dem Staate keineswegs unterworfen. Tatfächlich begnügt 
ſich aber die Kirche nicht felten mit demjenigen Recht, deſſen ſich 
jeder Privatmann nad) gemeinem Recht bei Errichtung und 
Leitung von Schulen erfreut. Deshalb paßt ſich die Kirche den 
bürgerlichen Geſetzen über die öffentliche Gefundheitspflege in den 
Säulen, über die Zeichnung der Schulbaupläne leicht und klug 
an, wie fie das nicht felten fogar bei Kirchenbauten tut. Daraus 
folgt aber durchaus nicht, daß die Kirche zur Beobachtung: der 
bon der ftaatlichen Gewalt erlaffenen bürgerlichen Geſetze über 
gefundheitliche oder bauliche Dinge verpflichtet iſt.“ 


Übergehend zu den verfchiedenen Arten bon Saum, 
lehrt Wernz: 


„Diejenigen dem kirchlichen Recht entfpredjenb Annerhiielen 
Schulen werden Elementarſchulen genannt, die vorzugsweiſe den 
religiöfen Unterricht und die religiöfe Erziehung bezmweden, dazu 
aud) die Kinder mit derjenigen Kenntnis profaner Dinge ber« 
fehen, die nad) allgemeiner Schäßung für unfere Zeit und je 
nach Berjchiedenheit der Länder für den. einzelnen für unent- 
behrlic, gehalten wird. .... Damit die Elementarfchulen Zuwachs 
erhielten, brauchte die Pfeudoreformation durdaus nicht 
abgemwartet zu werden; im Gegenteil, mit ihren falfchen Grund» 
ſätzen über die Kirchliche Gewalt hat fie den Elementarſchulen 
feinen geringen Schaden zugefügt und dem Staate allmählich, den 
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Weg geöffnet zu den modernen Theorien und Geſetzen über das 
Staatsmonopol in bezug auf die Elementarſchulen .... Häufig 
verlangt die Kirche von den Schullehrern die Wblegung des 
Slaubensbelenntniffes, damit fie. über ihren Glauben und ihre 
Lehre ficher ſei. Der kirchlichen Gewalt, d. H. gewöhnlich dem 
Biſchof fteht allein das Recht zu, zu beſtimmen, welche Bücher 
oder welche Katehismen beim Religionsunterricht zu verwenden 
find, mas, nach weldjer Methode und zu- welcher Zeit das ein- 
zelne zu lehren iſt .... Bejonders die religiöfen Orden werden 
von der Kirche nicht mur nicht gehindert, Schulen zu eröffnen, 
fondern ‚die Päpfte und die Bifchöfe ermumtern fie zu diefem 
lobenswerten Werke. Deshalb wird der Kirche, den katholiſchen 
Gläubigen, dem Welt- und Ordensklerus eine offene Beleidigung 
zugefügt, wenn durch gottlofe Gefehe, wie z. B. in Frankreich 
und in Deutfchland, Kleriker und Ordensleute, wenigſtens  ge- 
toiffer Orden, von den Elementarſchulen ferngehalten und nur 
Laien als taugliche Lehrer zugelaffen werden... . Unter den 
Rechten in den bon der Kirche errichteten Elementarſchulen ragt 
beſonders die Befugnis herbor, den gefamten religiöfen Unterricht 
und die Übungen der Frömmigkeit frei zu ordnen, die Lehrbücher 
auszuwählen und den ganzen Lehrplan feftzufegen, mit vollkom⸗ 
mener Freiheit Lehrer und Lehrerinnen zu bezeichnen und 
fie, wenn fie ihr Amt vernadjläffigen, abzufeten.... Zür alle 
Mittelfchulen (Gymnaſien) beanſprucht die Kirche aud) heute noch 
das ihr eigentümliche und angeborene. Recht, den katholiſchen 
Schülern diejenige religiöfe Erziehung und denjenigen religiöſen 
Unterricht angedeihen zu laſſen, den fie und nicht die ftaatliche 
Gemalt für nötig und nützlich Hält... . Weil es ein unbe— 
zmweifelbares Recht der Kirche ift, darüber zu waden, 
daß auf den Mittelfchulen, die den Katholifen offen- 
ftehen, auch der Unterricht in den profanen Wiffen- 
ſchaften der fatholifhen Glaubenslehre entfpredhend 
jet, fo ift es Sache der Biſchöfe, erforderliden Falles 
die Lehrbücher für die Profanwiſſenſchaften zu 
prüfen, und ſie ſollen, ihrem Rechte entſprechend, 
fordern, daß ſchlechte Lehrer entfernt werden.... 
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Auch auf den vom Staate errichteten und für den Unterricht von 


Katholiken beftimmten Univerfitäten fordert die Kirche, kraft ihres 


eigenen und angeborenen Rechtes, daß nicht nur bie theologifchen 


"und Tanoniftifchen Fakultäten, nachdem fie den Beftimmungen 


des kanoniſchen Rechts entfprechend errichtet worden find, ber 
firhlichen Leitung unterworfen bleiben, fondern daß auch in den 
anderen Yalultäten Dozenten und Profefforen katholiſch feien 
und daß ihre Lehren übereinftimmen mit ber fatholifchen Glaubens⸗ 
lehre und mit den guten Sitten. Deshalb leuchtet ein, daß ge- 
wiſſe theologiſche Zakultäten, die ſchon von Beginn an ber ſtaat⸗ 
lien Gewalt unterworfen und der Fichlichen ſtark entfremdet 
waren, den kirchlichen Vorgefetsten nicht gefielen. Und es tft 
nicht zu berwundern,. daß die Kirche lieber Feine theologifche 
Fakultät will, als eine ftaatliche theologifche Fakultät. Gerade 
in unferer Beit fann die Kirche den Beſuch nicht katho— 
lifher Univerjitäten für Laien und um fo mehr für 
Klerifer beſchränken, verbieten oder auch wieder ge— 
ſtatten.“ (U. a. ©. I, 68-86.) 


Laurentius (Institutiones juris ecclesiastici, Freiburg, 
Herder 1903): 


„Der Kiche eigentümlich ift die Gewalt, daß fie bie religiöfe 
Erziehung .leitet, indem fie die Neligionslehrer anftellt und die 
zu benubenden Lehrbůcher genehmigt; ferner muß ſie imſtande 
fein, Gefahren für Glauben und Sitte von den Schulen abzu— 
halten und die fchon entjtandenen Gefahren zu entfernen. Dieſes 


Recht ift der Kirche eigentümlich und mwefentlich. Die Sorge für 


den religiöfen Unterricht fommt der Kirche in bezug auf alle 
Schulen zu... . . Die Kirche Hat das Necht, eigene Schulen zu 
errichten, die ihr allein unterftehen, fowohl für Laien wie für 
Kleriker, um die religiöfe Kultur mit der Humanität zu befür- 
dern . . . . Eltern und Kirche haben die direkte Aufgabe, die Er- 
ziehung zu leiten, deshalb können fie unmittelbar Schulen 
gründen. Dem Staate liegt die Erziehungsaufgabe nur. indirekt 
ob, zur Förderung des politifchen Wohles und des bürgerlichen 
und föztalen Gemeinfinnes, und er kann zur Erlangung der für 
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ihn nottvendigen Beamten Schulen gründen. Keineswegs kommt 
aber dem Stante ein. derartiger Einfluß auf die Schulen zu, wo⸗ 
durch er das Erziehungsamt der Jugend gegenüber fich ſelbſt aus 
eigenem Recht zuſchreibt .... Objektiv befteht ein gewiſſes 
Recht, die Hriftlichen Kinder zu dem ihnen nötigen Unterricht zu 
zwingen .... Dies Zwangsrecht fommt aber in erfter Linie 
und als ihr eigentümlid) der Kirche und erſt in zweiter Tinte und 
fubfidär dem Staate zu... . Der Staat hat fein ihm eigenes 
Recht, zu erziehen oder zu unterrichten und noch viel weniger 
ein Recht, jemand zu zwingen, den bon ihm beliebten Unterricht 
und die bon ihm beliebte Erziehung anzunehmen... Die Kirche 
kann Schulen, die dem Glauben und der Sitte ſchädlich find, 
fließen oder ihren Befuch den Gläubigen verbieten... .. In 
Elementarſchulen, feien fie num öÖffentlid) oder privat, kirchlich 
oder tweltlich, fteht Erteilung, Leitung und Auffiht über den 
teligtöfen Unterricht und die Erziehung ber Kiche zu... ... Wo 
äußere Gewalt diefe Erziehungs- und Unterrihtsmacht der Kirche 
hindert, find eigene kirchliche Schulen zu errichten und mit allen 
Eifer ift dafür Sorge zu tragen, daß der gebührende kirchliche 
Einfluß auf die weltlihen Schulen wieder erworben mwerde.... 
Das gleiche Recht kommt der Kirche zu in bezug auf die Normal- 
fhulen und die Seminarien für Lehrer und Lehrerinnen... . 
Ebenfo wie Elementarfchulen können bon der Kirche auch Gym: 
nafien und Mittelſchulen errichtet werden. In allen ſolchen 

Schulen, von wem immer ſie geleitet werden, iſt der religiöſe 
Unterricht von der Kirche zu erteilen und zu leiten. . Auch. die 
Feſtſetzung bon Übungen der Frömmigkeit in folhen Schulen 
ſowie die Aufficht darüber, daß Feine ſchlechten Bücher oder 
Schlechte Lehrer den Seelen Gefahr bringen, fteht der Kirche zu... . 
Den Univerfitäten hat die Kirche ihre Fürſorge in 
bezug auf dag Neligtöfe fo zuzumenben, daß ſie dafür 
forgt, daß die Lehrer ſchlechter Lehren entfernt wer- 
den.” (A. a. O. ©. 371-374.) 


Cathrein (Moralphilofophie, 4. Auflage, Freiburg, 
1904): ’ 
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„Weil die religiöſe Seite die wichtigſte der ganzen Erziehung 

iſt und von der übrigen Erziehung abhängt, ſo ſteht der Kirche 
die Oberaufſicht über die geſamte Erziehung zu. Sie 
kann ſelbſt in weltlichen Dingen den Eltern fund dem Staat] 
Weiſungen erteilen, ſoweit dies zur religiöſen Erziehung not⸗ 
wendig iſt .... Da die weltliche und religiöſe Erziehung der 
Jugend Hand in Hand gehen müſſen und die religiöſe Seite der 
höhere und wichtigere Teil der Erziehung iſt, ſo folgt unmittelbar, 
daß die Kirche das Aufſichtsrecht Haben muß über alle 
Säulen, in denen Eatholifhe Kinder unterrichtet 
werden... . Die Kirche Hat ein natürliches Recht auf die Er- 
richtung don Schulen der verfchtedenften Art, von der Volks— 
ſchule angefangen bis Hinauf zur Hochſchule.“ (TI, 582. 585. 588.) 


von Hammerftein (Kirche und Staat, Freiburg 1883): 


„Was das Material angeht, auf welches die Lehrtätigkeit der 
Kirche ſich erftredt, fo ftoßen wir Hier genau auf diefelbe Ab⸗ 
grenzung, wie bei der Regierungsgemwalt überhaupt: direkt nämlich 
unterftehen der Kirche die religiöfen Wahrheiten; in direkt aber 
die weltlichen, die profanen Wiffenfchaften, ſoweit fie 
eben in die nötige Beziehung zur Religion treten, und 
dadurch einen gemifchten Charakter erhalten. Diefe Beziehung 
tritt ein, wenn profane Wahrheiten als VBorbedingung des 
Glaubens notwendig find, oder wenn diefelben durch ihren ſchein⸗ 
baren Widerfprud; mit dem Glauben der Religion gefährlic) 
werden . ... Das gefamte Schulwejen des Staates, 
nicht bloß die Volksſchulen (auf welde er ja eigentlid) 
fein Recht hat), fondern aud) feine Gymnaſien, feine 
Universitäten, feine Kabettenhäufer uſw. unterftehen 
bis zu einem-gemifjen Grade der Kirche, und zwar 
direkt in religiöfer und fittlicher Beziehung, indirekt 
in weltlider Hinſicht, foweit eben die Beziehung auf 
Religion und Sittlichkeit in Frage kommt. Das richtige 
Verhältnis ift alfo ziemlich genau die Umkehr desjenigen, welches 
die liberale Staatstheorie aufftellt ... . . Da die Kirche auf über- 
natürlihem Gebiete Elternftelle vertritt, fo kann fie, wie die 
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Eltern, die Kinder zu einem. beſtimmten Schulbefud) ‚anhalten, 
d. h. Schulzwang üben, und ben weltlichen Arm bes Staates 
mit Ausführung desfelben betrauen, während der Staat aus 
eigenem Rechte dieſes der Regel nach) nicht vermag; denn bei der 
meltlichen Erziehung kommt derfelbe erft an dritter Stelle, nad) 
der Familie und der Gemeinde. Die Kirche ift ferner, durch den 
Pfarrer vertreten, für das religiöfe Gebiet auch Gemeinde, in- 
dem fie der von den Eltern verwahrloſten Kinder fi annimmt; 
fie ift endlich für eben diefe Gebiet gleichfam Staat, d. h. höchſte 
öffentliche Gewalt, indem fie durch ihren Epiffopat und Primat 
in religtög-fittlicher Beztehung dasjenige Ieiftet, was in weltlicher 
Hinfiht etwa der gefetgebenden und beauffichtigenden Tätigkeit 
des Staates zufällt. Indirekt unterfteht wiederum auch 
bier das ganze Recht, welches in betreff der Erzie- 
Hung und des Schulmefens der bürgerliden Gemeinde 
und dem Staate gebührt, den Vollmachten der Kirche 
0... Die Kirche Hat alfo zunächſt ein ſouveränes Recht, Schulen 
aller Art, bon der Volksſchule bis zur Univerfität, zu gründen 
und nad) ihrem Gutbefinden zu Ieiten, unabhängig bon jeglicher 
ftantlicher Einmiſchung oder Oberauffiht, weder Gefundheits- 
polizei noch Pflege des nationalen Geiſtes vermag dem Staat 
irgendeinen Vorwand der Einmiſchung zu verleihen gegen den 
Willen der Kirche Die Kirche Hat ebenfo ein fouberänes 
Recht, die religtös-fittliche Erziehung und Unteriveifung in allen 
Säulen, auch den Privatfchulen des Staates, zu leiten und zu 
überwachen, und kraft Ihres indirekten Einflufjes allen ſchädlichen 
Einflüffen von feiten der bürgerlichen Erziehung fid) entgegen- . 
zuſtellen . ... Das Recht des Staates dagegen tft auch für die 
weltliche Seite des Schulweſens ein weit befchränfteres, und hat 
namentlich auf das Volksſchulweſen in fatholifchen Gegenden kaum 
irgendwelche Anwendung; denn feine Stellung der Erziehung 
‚gegenüber tft eine durchaus. fubfidiäre und Tann nur durd) dag 
. Bedürfnis feiner Einmiſchung begründet werden. Diefes Bes 
dürfnis aber kommt nicht zur Entftehung, wo die Kirche ſich frei 
zu entfalten vermag; denn fie pflegt alsdann in überreichlicher 
Weiſe für das Notwendige Sorge zu tragen, jo daß dem Staate 
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. nichts erübrigt, als der Kirche Hilfreiche Hand zu leilten .... 
Einftweilen drängt fih uns Satholifen unmillfürlic die Frage 
auf: Dürfen fatholifche Eltern ihre Kinder in Schulen 
fhiden, deren oberfte Leitung in den Händen einer 
nidhtfatholifhen oder kirchenfeindlichen Regierung 
ruht? Zunächſt fteht feft, daß die Eltern ihre Kinder nicht der 
Gefahr ausfehen dürfen, Glauben oder Unfchuld zu verlieren. 
Eher müßten fie die größten materiellen Opfer bringen, Geld» 
ftrafen über fi) ergehen Laffen, auswandern oder. dergleichen. 
Ferner fteht feit, daß Schulen, welche in letter. Snftanz von 
einer nichtlatholifhen Regierung geleitet werden, oder deren 
Lehrer nicht katholiſch find oder ihre religiöfen Pflichten nicht er= 
füllen, daß folde Schulen feine Garantie bieten für Wahrung 
des katholiſchen Glaubens, daß vielmehr die Vermutung gegen 
fie ſpricht. Es folgt alfo, daß Eltern ihre Kinder in 
folde Schulen nit [hiden dürfen: es fei denn, daß im 
einzelnen Fall jene Vermutung entkräftet wird, indem durch ges 
nügende Erkundigungen bei gemwiffenhaften fachverftändigen Leuten 
außer Zieifel geftellt wird, daß weder von feiten der Lehrer, der 
Schulbücher, der Mitfhüler uſw. eine erhebliche Gefahr für 
Glauben oder Unfchuld vorliegt.” (U. a. DO. ©. 131: 132. 157. 
158. 162.) 


3. Zentrumsfrattion. und Zentrumspreife. 


Zweifach kann die Zuftimmung von Bentrumsfraftion 
und Bentrumspreffe zu den päpftlichen Snebelungen der 
Geiftesfreiheit beiwiefen werden: indireft und direkt. 


Indirekter Beweis: Die Zentrumsfraftion iſt 
wejentlich Eonfefjionelleultramontan (oben ©. 5—39); 
ihre Mitglieder find feit 44 Jahren fo gut wie ausfchließ- 
lich ultramontane Katholifen (S. 9); die gefamte Zentrums- 
prefje ift Fatholifch-ultramontan organifiert (©. 13). 
Daraus folgt aber, daß Fraktion und Prefje dem Haupte 
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des Uftramontanismus, dem römiſchen Papfte gehorjam 
fein müſſen, d. h. daß fie allen amtlichen Kundgebungen 
des Papſttums zuftimmen. 

Direkter Beweis: Nicht für alle (ofen ©. 109—123) aufs 
geführten pä üpftlichen Rundgebungen will ich die Zuftimmung 
nacjweifen; dafür: verweife.ih auf meine Bücher: „Nom 
und das Zentrum" und „Moderner Staat und 
römische Kirche” (beide erfchienen bei Breitkopf & Härtel 
in Leipzig). Nur einige greife ich heraus... 

Die umfaffendfte päpftliche antikulturelle Kundgebung 
der neueren Zeit ift der Syllabus Papft Pius’ IX. vom 
8. Dezember 1864 mit der Enzyklika Quanta cura vom 
gleichen Tage (oben ©: 64f.; 109f.). Uber beide Aften- 
ſtücke äußerte fich der Zentrumsführer Windthorft in 
der Neichstagsfigung vom 14. Juni 1872: 

„Der Ag. Wagner hat gemeint, es datiere ſich der Streit, 
ber jeßt entbrannt ift, bon dem vatikanifchen Konzil, er batiere- 
vom Syllabus und der Enzyflifa ‚[Quanta cura]. Meine 
. Herren, das ift abfolut unvichtig. Der Sat, der auf dem bati- 
kaniſchen Konzil ausgeſprochen worden, ift, ſoweit daS Verhältnis 
der Kirche zum Staat in Frage fteht, bereit$ in der vom Abge— 
georöneten Wagner felbft angeführten Bulle Unam sanctam 
[(bom 53.1302] enthalten, ex hat ſchon auf dem Florentiner Konzil 
(im J. 1416] einigen Ausdrud gefunden. Ich begreife nicht, wie 
man heute Stant3männer, Rechtögelehrte, ſelbſt Profejjoren finden 
Tann, welche behaupten, es fei durch den Ausſpruch des batifa- 
nifhen Konzils, infoweit das Verhältnis des Staates zur Kirche 
in Trage fommt, irgend etwas geändert .... Aus dem Ges 
fagten folgt, daß weder aus dem vatifanifchen Konzil, nod) aus 
dem Syllabus der Streit datiert. Wenn aber dafür, daß wir 
den Krieg angefangen haben, mit befonderer Betonung auf den 
Syllabus und die Enzyklika Bezug genommen — erinnere 

Hoensbroech, Das Zentrum. 
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ich daran, daß diefe beiden Schriftſtücke ſchon aus dem Jahre 
1864 ſtammen .... Außerdem können diejenigen, welche die 
Sade ftudieren wollen, fid) überzeugen, daß alle die Süße, 
welche im Syllabus und in der Enzyklika ftehen, 
keineswegs neugedadhte Gedanken find, fondern daß 
diefelben eine Zufammenftellung enthalten aus ver— 
ſchiedenen päpſtlichen Erlaffen in Konformität mit der 
Lehrein langen Jahrhunderten.” (Stenographticher Bericht 
©. 1013.: 1014.) 

Hier erklärt alſo der Gedeutendfte Fü ührer des Beritrums, 
Windthorft, an für ihn gleichjam amtlicher Stelle,.d. h. 
im deutſchen Reichstage feine und feiner Fraktion Über— 

einftimmung mit dem Syllabus!). 
Die Kölnische Volkszeitung — ich greife fie aus 
der Menge der Bentrumsblätter heraus, weil fie auf 
einem gemäßigt ultramontanen Standpunkt zu ſiehen be⸗ 
hauptet — ſagt vom Syllabus: 
— „er iſt ein kurzes, gemeſſenes Papſtwort, das der Inter⸗ 

pretation bedarf, das dann aber auch die katholiſche Welt 
innerlich und äußerlich im Gewiſſen verpflichtet .. 
Gegenüber einem Erlaſſe wie der Syllabus hat der Kathoiit 
zunächſt ein silentium obsequiosum ſgehorſames 
Schweigen] zu beachten. Doch das genügt nicht. Es iſt 
auch eine innerliche Unterwerfung notwendig“. (24. Des 
zember 1905.) 


1) Sehr bemerkenswert tft u die in den Worten Windt- 
horſts ausgedrüdte und gebilligte ftarre Unveränderlich— 
feit des Ultramontanismus: päpftliche Sundgebungen aus 
dem 14. und 15. Jahrhundert — die Bulle Unam sanctam des 
. Papftes Bonifaz VIII. aus dem Jahre 1302 und das Slorentiner 
‚Konzil vom Jahre 1415 — jagen dasfelbe wie päpftliche Kund- 
gebungen aus dem 19. Jahrhundert — Syllabus und Enzyklika 
von 1864 — und jagen es mit gleich unberänderlicher Autorität. 
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- „Der Syllabus erweift fid) fo recht als Prüfftein des 
atholifhen Sinnes.... Der Syllabus tft ein Leuch— 
turm, ‚der feine orientierenden Lichtgarben für die Zeiten. des 
nächtlichen Sturmes und des url A —— in ſcharfer 
Klarheit ausſtrahlt.“ (14. Mai 1906.) 

Wiederholt ergeht ſich die —— in langen, 
grumdfäglichen nn über Berechtigung und Nütz⸗ 
lichkeit des Inder (3. B.: Germania vom 22., 23. und 
25. Sanitar 1902); fortlaufend veröffentlichen die führenden 
Zentrumsorgane (Germania, Kölniſche Volkszeitung) 
die je und je erjcheinenden Synderdefrete und mo ſich Ge 
Tegenheit bietet, leiften fie den Indexverboten Gehorſam. 

Sn der „Literarifhen Beilage” vom 18. April 
1907 fchreibt die Kölnifche Volkszeitung: 

- „Da8 Recht der Tirchlichen Lehraufficht zum Verbote glaubens- 
gefährlicher Schriften ift ein Heilige und unverletzliches. Es 
mwächft organifd) heraus. aus dem Wefen der. von Gott .der 
Kirche übertragenen Lehrautorität. Den Ausfprücden der höchſten 
fichlihen Tribunale ſich widerfeßen, ihnen gegenüber zwiſchen 
ſubtilen Diſtinktionen, zwiſchen äußerem und innerem Gehorſam 
ſich verſchanzen, iſt ein unmoraliſches und unkirchliches Ver⸗ 
halten.“ 

Das „Zentralorgan der Bentrumsparteit, die 
Germanta, veröffentlicht in ihrer „Wiffenfhaftliden 
Beilage" vom 28. September 1905 einen Artikel: 
„Heinrich Heine und die —— NEN, worin. 
es heißt: 

„Der Katholik Hat ſich freilich bezüglich des Haltens und 
Leſens nicht purgierter Werke Heines an die Vorſchriften über 
das kirchliche Bücherverbot zu halten; vgl. Konſtitution 


Leos XIII. Offi eiorum ac munerum 1897, Artikel 10 und 11.” 
10* 
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als im April 1906 Pius X. den wundervollen und 
tief religiöfen Roman Antonio Fogazzaros: „Der 
Heilige“ eigenhändig und zu eigener Schande auf den 


Indexr ſetzte, und- als daraufhin: eine fi) „modern“ 


nennende-Fatholifche Zeitfhrift: Das Hochland (Minden) 
die ſchon begonnene Deröffentlihung des Nomans under- 
mittelt abbrach, obwohl fie anerkennen mußte, das Werk 
ſei bejeelt vom Yauterften religiöſen Idealismus, teilte. die 


Kolniſche Volkszeitung (8., 9., 12. April, 5. Mai 


und 12. Dezember 1906) alle für den Kulturſtandpunkt 
Roms tief befhämenden, ſich auf die Indizierung Fogazzaros 


beziehenden Vorgänge, einſchließlich des brutalen Inder⸗ 


dekrets mit, ohne auch nur das kleinſte Wörtchen des Be— 
fremdens. Ja ſogar eine ſchwere perſönliche Verunglimpfung 
Fogazzaros durch Pius X. wurde von dem Kölner 
Zentrumsblatt getreulich mit allen Einzelheiten berichtet 
(am 8. April 1906), es fand aber nicht den Mut, die 
Kränkung des edeln Mannes auch nur zu bedauern. 

Am 24. Mai 1910 erging die berüchtigte Borrom äus— 


enzyhklika. 


Auch nicht ein Wort des Tadels Hatte die Zentrums- 
preffe ‚gegen diefe die Grundlagen des paritätifchen 
Staates angreifende päpftliche Kundgebung. Im Gegen: 
teile, fie verteidigte das ſchmachvolle Aktenſtück und trug 
durch feine unverfürzte Wiedergabe dazu bei, feine ver» 
hetende Wirkung zu vertiefen (vgl. Germania vom 5., 7. 
und 16. Juni 1910, Kölniſche Volkszeitung vom 6., 7. 
und 9. Juni 1910). Und als das preußifche Abge— 
ordnetenhaus, veranlaßt durch: eine nationalliberal- 
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konſervative Interpellation, ſich am 9. Juni 1910 pflicht⸗ 
gemäß mit dieſer vom Papſte herbeigeführten Störung des 
konfeſſionellen Friedens beſchäftigte, erklärte die Zent rums⸗ 
fraktion, ſich nicht an der Ausſprache beteiligen zu 
wollen, weil die Enzyklika „eine Kundgebung des 
Oberhauptes der katholiſchen Kirche ſei, die kirch— 
liche Angelegenheiten Rn und verließ demon- . 
ftrativ den Situngsfaal. 

So verfagte die Zentrumsfrattion bei Wahrung 
der verfaffungsmäßigen Parität vollftändig, weil es ſich 
fonft mit feinem Haupte, dem Papfte (daS Zentrum 
„Die Leibgarde des Bapftes” oben ©. 29f.) in Re 
ſpruch hätte ſetzen müffen! 

Wie ſehr die Zentrumspreſſe bemüht iſt, ultra— 
montane Grundſätze zu verbreiten, die jeder wiſſenſchaft—⸗ 
lichen Freiheit und damit der Kultur entgegenftehen, bes 
weiſen zwei in führenden Bentrumsorganen beröffent« 
fihte programmatiihe Äußerungen des ultramontanen 
Univerfitätsprofeflors Georg Hüffer (Breslau und Mün⸗ 
chen, jetzt privatiſierend in Paderborn). ’ 

Im „Hiftorifhen Jahrbude der Görresgefell- 

ſchaft“ (1882, 3, 702; über den Bentrumscharafter der 
ee und ihrer Publikationen oben ©. 63 f.) 
ſchreibt Hüffer: 


„Ein katholiſcher Autor muß es als ſeine Ahr Pflicht 
erfennen, die prinzipiell allein richtige und deshalb - 
objektive Auffaffung der Siche von der Glaubensfpaltung 
[Reformation] zum Kar erkannten Grundſatze der eigenen hi· 
ſtoriſchen Anſchauung zu machen.“ 
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- Und in: der Kölniſchen Bolkszeitung (vom 15. * 
1902) erklärt Hüffer: -- 

' „Der katholiſche Geſchichtsforſcher muß in: der at 
das höchſte Wertmaß der frei () feftgeftellten [gefehichtlichen] Bor- 
gänge den ewigen, objektiven Prinzipien feiner Kirche als der 
Säule und dem Fundament der Wahrheit entnehmen.” 

‚Das ift gewiffermaßen die Theorie der. Konfefjio- 
nalifierung der Wiſſenſchaft. Nom jucht aber felbjt- 
verſtändlich die Theorie auch praktiſch zu verwirklichen. 
Und da find es Deutſchland und Öſterreich als ein- 
zige Länder der ganzen Welt, wo die Verwirklichung, und 
zwar auf ſtaatlichen Hochſchulen ſchon beginnt Tatſache zu 
werden. Und bei dieſer wahrhaft verbrecheriſchen Arbeit 
leiſtet das Zentrum dem römiſchen ltramenra⸗ 
nis mus Dienſt und Gefolgſchaft. 
Allerdings auch noch ein anderer iſt, in ſchmachvollem 
Abfall von ſeiner Kulturmiſſion, mittätig: der preußi— 
ſche Staat, das preußiſche Kultusminifterium! 
Beide haben, entgegen dem DVerfafjungsartifel, daß die 
Wiſſenſchaft und ihre Lehre frei fein müffen, die kon⸗ 
feffionelle Gebundenheit der Wiſſenſchaft teils ' 
eingeführt (Straßburg), teils die ſchon beftehende Ges 
Bundenheit erhalten und verftärkt (Bonn). Eine bleibende 
Kulturſchande und größfte Pflichtverletzung! 

Doch die Sünde des Staates, ſo ungeheuerlich ſie iſt, 
laſſe ich beiſeite; wir haben es hier mit dem ——— 
zu tun. 

Im März 1908 veröffentlichte der Profeſſor des 
Kirchenrechts an der Univerſität Innsbruck, Luds 
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wig Wahrmund, eine Schrift: „Katholiſche Weltan 
ſchauung und freie Wiſſenſchaft“, in welcher. das Papſttum 
ſcharf angegriffen wurde. . Der päpftlihe Nuntius in 
Wien, Fürft. Granito di Belmonte, verlangte die 
Abfegung Wahrmunds, weil nur ein Katholik Brofeffor 
des Kirchenrechts fein könne (I) und Profeffor Wahrmund 
durch feine Schrift vom Katholizismus abgefallen fei. Die 
Zentrumspreſſe ftellte fi) auf Seite des Nuntius 
(Germania vom 19., 20., 24. März, 16., 18. Juni, 1. Juli 
1908 und vom 31. Dftober 1909; Kölniſche Volkszeitung 
vom 6., 19., 22., 28., 29. Juni 1908 und vom 5. und 
19. November 1909; ; Nugsöueger Poftzeitung bom 30. April 
1908). 

Nad) anfänglichen Sträuben gab der Üfterreichif de 
Staat dur ein ſchwächliches Kompromiß der ultramontan⸗ 
päpftlichen Anmaßung nad), wofür er von der Zen— 
trumsprejje belobt wurde. 

Im Sahre 1901 fette das Zentrum: e8 bu, daß 
der Sohn des Zentrumsführers Peter Spahn, . 
der 26jährige Martin Spahn, ohne irgendwelches 
Berdienft, außer feiner Sohnſchaft, konfeſſionell-katho— 
tholifher Geſchichtsprofeſſor an der a eawer 
Univerfität. wurde, 

Der greife Theodor Mommfen. erließ damals feinen 
flammenden. Proteft gegen den Zodfeind der Wiſſenſchaft, ; 
ihre Samsung Sein Ruf. verhallte. faft wir— 
kungslos. 

Am 1. Oktober 1903 wurde in den Organismus der 
Staatsuniverſität zu Straßburg eine katholiſch— 
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führer Freiherr von Hertling, heute als bayerijcher 
Minifterpräfident Graf von Hertling, und Herr Peter 
 Spahn waren die von der deutfchen Regierung beftellten 
Unterhändfer, um eine Vereinbarung zwiſchen dem Staate 
und dem Bapfttum herbeizuführen. Artikel 5 dieſes Ver⸗ 
trages Yautet: 5 

„Wird durch die Firhliche Behörde der Nachweis 
erbradt, daß ein Brofefjor wegen mangelnder Recht— 
gläubigkeit oder wegen gröblicdher Anftöße gegen die 
Erforderniffe priefterlihen Wandel8 zur weiteren 
Ausübung feines Lehramtes als unfähig anzufehen 
ift, fo wird die Negterung für einen alsbaldigen Er- 
faß forgen und die .erforderliden Maßnahmen er— 
greifen, daß feine Beteiligung an den BEN der 
Fakultät aufhört.” 

Damit hat das dem untandäng dienftbare 
Zentrum (Hertling, Spahn) den Staat zum Büttel der 
Kirche, zum Henker freier wiſſenſchaftlicher Forſchung ges 
made. 

Denn es Tiegt auf: ber Hand, daß ber „Nachweis“, 
woraufhin der Staat mit ſeinen Gewaltmitteln einſetzen 
muß, von der „kirchlichen Behörde” gegen jeden Fakultäts⸗ 
profefjor „erbracht“ wird, der feiner eigenen wifjenjchaft- 
lichen Überzeugung folgt. 

. Man ſage nicht: es handelt ſich um eine katholiſch⸗ 
theologiſche Fakultät, alſo um ein eigenartiges Gebilde. 
Solange dieſe Fakultäten dem Organismus unſerer Staats⸗ 
univerſitäten als vollberechtigte Glieder angehören, muß für 
ſie auch der Verfaſſungsparagraph gelten: Die Wiſſenſchaft 
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und ihre Lehre find frei. Eingehend Habe ich dies nachge- 
wieſen in meiner Schrift: „Die fatholifch-theologi- 
hen Fakultäten im Organismus der preußiſchen 
Staatsuniverfitäten" (Leipzig, Breitkopf & Härtel).- 

Damit war e8 aber noch) nicht genug. 

Als Ende 1912 der Brofeffor der, Philofophie in 
‚Straßburg, Bäumker, nad München berufen wurde, und 
die Straßburger philofophifche Fakultät von ihrem Vor⸗— 
ſchlagsrecht Gebrauch machen twollte, wurde ihr von ber 
Staatsregierung mitgeteilt, fie müffe einen katholiſchen 
Bhilofophieprofeffor vorſchlagen. Denn in den vom Ben- 
trumsführer Hertling herbeigeführten Abkommen: ziwi- 
ſchen Staat und Kurie über die Straßburger katholiſch— 
theologijche Fakultät ſei in einem Geheimartikel () feit- 
gefeßt, daß je eine der beiden philofophifchen und gejchicht- 
lichen Brofeffuren ſtets von einem RR beſetzt 
ſein müſſe. 

Der Geheimartikel lautet: 

„Die kaiſerliche Regierung erachtet es in gerechter Würdigung 
der Bedürfniſſe der Studierenden ber katholiſch-theologiſchen Fakul-⸗ 
tät als ihre natürliche Pfliht(!!), an der philofophifchen Fakultät 
der Univerfität Straßburg je einen der katholiſchen Re— 
ligion angehörenden Geſchichts- und Philoſophie— 
profeſſor zu ernennen.“ Munchener Neueſte Nachrichten 
vom 21. Januar 1913.) 

Das „Zentralorgan der Zeurumaßarten die 
Germania, und mit ihr alle anderen Zentrumsblätter 
verteidigten lebhaft diefe plan» und vertragsmäßige Kon- 
feſſionaliſierung der Wiſſenſchaft. (Germania vom 31. De- 
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zember 1912, vom 1., 10., 27. Januar und vom 15. Yes 
bruar. 1913.) 

Welches Machtbewußtſein der Artikel 5 Nom verleiht und 
wie es feine Macht ausnutzt, zeigt der Fall Ehrhard. 

Profeſſor Ehrhard in Straßburg hatte am -18. Ja- 

mnuar 1908 in der „Snternationalen Wochenſchrift 
für Wiſſenſchaft, Kunſt und Technik" (Herausgegeben 
von Profeffor Hinneberg, Berlin) einen Artikel veröffentlicht, 
worin er es al3 „Gewiſſenspflicht“ erklärt, ſchärfſten Ein- 
ſpruch zu erheben gegen den Antimodernifteneid (oben 
©. 124), weil er der Tod freier, echter Wiſſenſchaft fei. 
Die Germania (22. Juni 1908) drudte Hauptteile des 
Artikels unter anerfennenden Worten ab.. 
Da lußt der Bapft duch die „Eorrifpondenza 
- Romana“ die DVerwerfung des Ehrhardſchen Artikels 
ausfprehen und Profeffor Ehrhard felbft und Ger- 
mania beeilen fi), alles, was fie vor wenigen Tagen 
„aufrechten Sinnes“ gefchrieben haben, in unterwürfigften 
Ausdrücken zu widerrufen (Kölnifche Volkszeitung vom 
31. Januar und 18. Februar 1908; Germania vom 
29. Januar und 2. Februar 1908)! Und der Chor der 
übrigen Bentrumsblätter lobt die ſchmähliche Charakter 
lofigfeit von. Profeffor und „Bentralorgan der Zentrums⸗ 
partei”. - 

Außer den auf das Zentrum fich ftütenden und von 
ihm gebilligten Angriffen des Papſtes ſelbſt auf die freie 
Kulturentwicklung, find auch eine ganze Neihe folder An 
griffe der päpftlihen Statthalter in: Deutſchland, 
der Biſchöfe, zu verzeichnen. 
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Vor allem der Fall-Schrörs in Bonn. Ausführ- 
lich habe ich die ‚Angelegenheit behandelt in meiner 
Schrift: „Die katholiſch-theologiſchen Fakultäten 
im Organismus der preußiſchen Staatsuniverſi— 
täten" (Leipzig, Breitkopf & Härtel). 

Hier nur das Wejentliche. 
Der Profeſſor der Fatholiihen Theologie zu Bonn, 

Heinrih Schrörs, gab im Jahre 1907 eine Schrift 
heraus: „Kirche und Wiſſenſchaft. Buftände an 
einer katholiſch-theologiſchen Univerſität“ (Bonn, 
Karl Georgi), in welcher er, der kirchlich geſinnte, treu 
fatholifche Priefter, aftenmäßig jehildert, wie der Kölner 
Erzbiſchof der katholiſch-theologiſchen Fakultät zu Bonn das 
Wenige, was ſie an wiſſenſchaftlicher Freiheit befitt, entgegen 
von Recht und Gerechtigkeit, ſyſtematiſch zu nehmen fucht. 
Das Zentrum und feine Prefje ftellten jid) auf die 
Seite des vergewaltigenden Biſchofs (Germania vom 
22. Oftober, 8. und 12, November 1907; Kölniſche Volks— 
zeitung vom 31. Dftober, 8. und 11. November 1907; 
Weſtfäliſcher Merkur und Niederrheiniiche Landeszeitung 
vom 26. Oktober 1907), und mit der „Leibgarde des 
Papſtes“, ja fie anführend, marjchierte, zu feiner Schande 
fei es gefagt, das preußifche Kultusminifterium und unters 
drückte, als Büttel Noms, das nad) Staats⸗ und Uni- 
verfitätsverfaffung berechtigte Streben eines preußifchen 
Univerfitätöprofefjor3 nach wiſſenſchaftlicher Freiheit: Mit 
hoher Befriedigung meldete am 8. November 1907 das 
„Bentralorgan ber u die. Ger⸗ 
mania: 
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„In Sachen des Profeſſors Schrörs-Bonn wird uns ber . 
richtet, daß das Kultusminifterium entfchloffen ift, ſich 
auf die Seite des Kardinals Fifher zu ftellen. Mit 
Profeffor- Schrörs wird bereits unterhandelt, damit er die er- 
forberlichen Schritte unternehme, um den Zwiſchenfall ohne 
Weiterungen aus der Welt zu ſchaffen.“ 

Und in der Tat wurde der „Zwiſchenfall“ fo fehr 
„ohne Weiterungen aus der Welt geſchafft“, daß auch das 
preußifche Abgeorönetenhaus, und in ihm die von „Frei⸗ 
heit“ und „Kultur“ überfließenden „liberalen“ Parteien, 
den „Fall Schrörs" Tautlos in der Verfenfung verſchwinden 
ließen! —— 

Ende Dezember 1907 ſuchte der Biſchof von Rotten- 
burg den Gejhichtsprofefjor Günter in Tübingen 
zu bohfottieren, weil feine Borlefungen über „Heiligen- 
legenden“ das katholiſche Empfinden verletzten. Für den 
Biſchof trat natürlich die Zentrumspreſſe ein Kölniſche 
Volkszeitung vom 19. Dezember 1907). Der Kultuss 
minifter Württembergs tat befjer feine Pflicht als fein 
preußifcher Kollege. Dem Biſchof wurde erklärt: 
nr Habe nicht die Befugnis, einem Univerfitätsprofeffor 
gegenüber eine auf Beeinflufjung feiner Lehrtätigkeit abfpielende 
Einwirkung auszuüben.” (Königlich Württembergifcher Staats» 
anzeiger vom 14. Dezember 1907.) 

Im Herbfte 1906 wurde der Profeffor der Dogmatik 
an der Univerſität Münfter, Dr. Renz, von der 
biſchöflichen Kurie aufgefordert, ſich ſchriftlich zu rechtfertigen 
wegen einiger „bedenklicher“ Lehrſätze. Dabei wurde ges 
droht, ‚den Theologieſtudierenden den Beſuch der Renzſchen 
Vorleſungen zu verbieten. Alſo wiederum ein regelrechter 
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Boykott! Im Auftrage der Regierung ſuchte Geheimrat 
Effter die Angelegenheit zu fchlichten, d.h. das preußifche 
Kultusminifterium verleugnete wiederum feine ihm Kar 
vorgezeichnete Pflicht. Profeſſor Nenz wurde, mit Bu: 
ftimmung des Bifchofs von Breslau (des im März 1914 
verftorbenen Biſchofs Kopp), als Profefjor der Moral- 
theologie an die Breslauer Univerfität verſetzt. 

- Au) diefe Knebelung ‚und Strafverfegung wurde bon 
der Zentrumspreffe verteidigt, wobei die Germania 
fih über nicht-öffentliche Vorgänge fo genau unterrichtet 
zeigte, daß der Gedanke ſich aufdrängt, fie, da8 „Bentral- 
organ der Bentrumspartei”, fei damals das Sprad)- 
rohr des Berliner Kultusminifteriums und des münfter 
ſchen Biſchofs geweſen. (Germania vom 27. Juli 1907; 
Kölnische Bolfszeitung vom. 26. Juli 1907.) 


Schlußwort. 


Der Beweis iſt erbracht: Das Zentrum iſt ein Fremd⸗ 
körper in unſerem national⸗ politifchen und kulturellen 
Leben. ’ 

Was tut man mit Fremdkorpern⸗ Man ent⸗ 
fernt fiel 

Warum entfernen wir nicht Zentrum und Ultramon⸗ 
tanismus? Warum dulden wir beide? Wir DER 
bilden doch die Mehrheit. 

Ich denke felbftverftändfidh weder an Gewalt noch an 
Ausnahmegefeßgebung. Aber nochmals: warum dulden 
wir Zentrum und Ultramontanismus? 

Die Antwort führt in das eigentliche und tieffte Elend 
unfere3 gejamten öffentlichen Lebens. . 

Zunächſt fet aber noch die Tatjache hervorgehoben: 
Es beſteht in Deutſchland eine Zentrumsherr— 
ſhaft, wenn nicht eine direkte, ſo doch eine in— 
direkte, wenn nicht eine offene, ſo doch eine 
heimliche, d.h. der Einfluß des im Zentrum ver— 
-förperten Ultramontanismus, feine politifche und 
kulturelle Schädlichkeit machen ſich überall und 
ſtark geltend. 

Das iſt eine ſchwere Gefahr für unſere nationale und 
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tufturelle Selbftändigfeit. Denn der Ulkeemonteniemus 
ift die einzige internationale - Weltmacht, die, vertreten 
durch die ſtärkſte politifche Partei, mitten unter 
ung fteht. 

Und der ulteomontanen Weltmacht ſeht keine zielbe⸗ 
wußte, Maſtchesleſe, ſyſtematiſche, Mee Abwehr 
gegenüber. 

Wie die ganze Shinktir unferer Politit, der inneren 
wie der äußeren, fo ift aud) ‘die Signatur unferer anti 
ultramontanen, unferer Zentrumspolitik: Zielloſigkeit, Halb: 
heit, Schwächlichkeit, Berfahrenheit, Kompromißfucht, ſchaler 
DOpportunismus, kurz: Mangel an Wille! 

Und doch) ift die ultramontane Gefahr: rieſengroßl 

Wenn das deutſche Volk jemals innerlich an etwas zu⸗ 
grunde gehen wird, dann geht es nicht zugrunde an der 
Sozialdemokratie, nicht am Partikularismus, nicht an 
der Polengefahr, ſelbſt nicht an der Zwieſpältigkeit der 
bei uns beſtehenden religiöſen Bekenntniſſe, ſondern es geht 
zugrunde am Ult ramontanismus, wie er im Zen— 
trum verkörpert iſt. 

Ein Wort über "bie verſchiedenen hier aufgefüeten 
Gefahren. 

Daß Deutjchland nit am Partikularismus zit 
grunde gehen wird, Liegt auf der Hand. So ftarf Parti- 
fularismus auch vorhanden ift, und fo ſchroff zumeilen 
feine Außerungen aud) find, fein Partikularift, weder als 
Eingelperfon nod) als Staat, verſchließt ſich der Erfenntnis, 
welche ungeheuren politifchen, wirtſchaftlichen und kulturellen 
Vorteile die Einheit Deutfchlands gebracht Hat, und diefe 
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. Erkenntnis wird den Partikularismus als wirkliche. Gefahr 
fir unſer Deutſches Reich nicht auffommen Iaffen. 

Schwieriger ift die Polenfrage: Denn in ihr tritt 
uns die unfere Zukunft bedrohende ſlawiſche Gefahr 
entgegen. Allein gemildert wird die Gefahr, fo parador 
e3 Klingt, dadurch, daß fie früher oder fpäter als Slawen⸗ 
gefahr durch das Schwert entſchieden werden muß. Cinfte 
mweilen und noch für Generationen fünnen wir mit dem 
Polentum durd) eine ftarfe und zielbewußte Politik fertig 
werden. Freilich, die tut bitter not. 

Am bedenklichiten erſcheint die ſozialdemokratiſche 
Gefahr. Doch auch fie muß, verglichen mit der ultra- 
montanen Gefahr, als die Kleinere bezeichnet werben. 

Die Sozialdemokratie kämpft nit unter religidfem 
Gemwande. Sie fteht. aljo Angriffen offen, weil- fie ſich 
nicht ſchützt durch etwas, nämlich: durch Religion, was Ans 
griffe faft unmöglich macht. 

Ferner: die Sozialdemokratie fagt ungefchent, was 
fie will, nämlich: Zertrümmerung unferer ftaatlichen und 
volkswirtſchaftlichen Ordnung. Somit ift es möglich, aud) 
ihr offen, und wenn nötig, mit Gewalt entgegenzutreten. 

Endlich iſt die Sozialdemokratie eine wirtſchaftliche Be⸗ 
wegung. Sie muß, wenn ſie in irgendeinem Volke und 
Lande Fuß faſſen will, notwendig an die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe des betreffenden Volkes und Landes anknüpfen. 
Nun aber ſind wirtſchaftliche Verhältniſſe ſtets mächtiger 
als Theorien, und ſo wird auch die Sozialdemokratie, ſie 
mag wollen oder nicht, mählich und mählich erfaßt werden 
von dem Räöädergetriebe unſerer Wirtſchaftsverhältniſſe. 
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Werden dieſe Verhältniſſe durch unſere Arbeit 
beſſer, ſo verliert die Sendenwtrati⸗ notwen⸗ 
dig an Boden. 

Die bisherige Entwicklung der Sozialbemofratie zeigt 
deutlich, wie richtig dieſe Auffaffung bon ihrer Zukunft ift. 
Bis die Sozialdemokratie zur radifaleri Blrgerpartei ges 
worden ift, mögen allerdings noch -mande ſchwere Aus 
fchreitungen vorkommen, vielleicht bis zum Blutvergießen, 
aber das find Übergangszuftände, die nicht hindern, daß 
ſchließlich und endlich die ſozialdemokratiſche Bewegung in 
das Bett der allgemein wirtſchaftlichen und politifch-Eultus 
rellen Berhältniffe einmündet. 

Auch darin Liegt eine Verminderung der fozialdemo- 
kratiſchen Gefahr, daß die Sozialdemokratie, trotz ihres 
gegenwärtigen Terrorismus, aufgebaut ift und aufgebaut 
bleiben muß auf der Freiheit des Sndividuums. Das 
Individuum aber wird’ftetS und überall fich ſchließlich dort- 
hin wenden, wo es Beſſerung wirtſchaftlicher und kultureller 
Verhältniſſe erkennt. 

Man überſchätzt in weiten Kreiſen die ſozialdemokra⸗ 
tiſche Gefahr deshalb, weil man die ſozialdemokratiſchen 
Heber und Fanatiker in Parlament und Preffe verwechſelt 
mit der fozialdemofratifchen Arbeiterbewegung überhaupt. 
Man nimmt Hebfanatismus und theoretifchen Umfturz zu 
ernft, gibt ihnen dadurch Bedeutung über Gebühr, anftatt 
weitfichtig und im Bewußtſein überlegener Stärfe an der 
Beſſerung der fozialpolitifchen Buftände ruhig weiter zu 
arbeiten und dadurch. die fozialdemofratifchen Wilteriche in 
Wort und Schrift der Bereinfamung zu überant- 

HSoensbroech, Das Zentrum. 11 
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worten. Denn noch ſtets — das ift eine durch) bie Ge 
ſchichte bezeugte Tatſache — folgt das Volk auf die Dauer 
-der gefunden Entwicklung der Dinge, wendet ſich ab von 
Phantafien und Ertremen. . Greife man wüſten Schreiern 
- gegenüber feſt und aud) hart zu, gehe man aber im übrigen 
ftetig den Weg fozialpolitifchen Aufftieges: man wird auf 
diefem Wege nicht anlangen beim ſozialdemokratiſchen 
„Zukunftsſtaate“. 

Auch der Gegenſatz der religidfen Bekenntniſſe, 
ſo bedauerlich er iſt, ſo leicht er zu ſchweren Störungen 
führen kann und oft führen wird, bildet kein unüberſteigliches 
Hindernis für die gedeihliche DERSBERHRINNNG unferes 


- Bolfes. 


Denn jo lange ber Gegenſatz fi) innerhalb reli⸗ 
giöfer Grenzen Hält, d.h. fo lange er ſich auszugeftalten 
ſucht von wirklich religiöfen Empfindungen aus, ‚die im 
Gott⸗Suchen ‚und in der Veredlung des eigenen Inneren 
ihre Biele haben, wird er nie zu einer- folhen Schärfe fid) 


zuſpitzen, daß wirtfchaftliche und Kulturelle Zuſtände unferes 


Bolfes darunter leiden. Das geſchieht erft dann, wenn 
unter dem Gewande der Religion fid) politifche 
Herrſchaftsgelüſte geltend maden. 
‚Das aber ift, wie ich ‘gezeigt habe, der Fall beim 
Ultramontanismus, tie er im BZentrum Saar unter: 
uns fteht. 
* * 
Daß die bisherige Kampfweiſe gegen Zentrum und 
Ultramontanismus eine verfehlte war, zeigt der Augenſchein 
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ihrer ſtändigen Mißerfolge. Seit mehr als 40 Jahren wird 
antiultramontan „gekämpft“ und während dieſer ganzen Beit 
find Zentrum. und Ultramontanismus bon Su ‚zu 
Zahrzehnt mächtiger geworden. - 
Dra drängt ſich ganz von ſelbſt die Frage te Wes⸗ 
halb die ſtändigen Mißerfolge? 
Die weſentlichen Gründe ſeien kurz genannt. 
1. Es fehlte und fehlt die Erkenntnis vom Unter-- 
ſchiede zwifchen Katholizismus und Ultramonta=- 
nismus, und dod) ift die Unterfcheidung von ausfchlag- 
gebender Bedeutung. 
Der ganze Bismarckſche Kulturkampf ift am Mangel 
dieſer Unterſcheidung geſcheitert. Weil Bismard. und 
feine Ratgeber in ihren „Kulturkampfgeſetzen“ Ultvamonta- 
nismus und religidfen Katholizismus in gleicher Weiſe 
trafen, deshalb ift der religiöſe Widerftand der Kathos 
liken Deutſchlands entfacht worden, und hält bis zur gegen. . 
wärtigen Stunde noch an. So iſt der große Bau- 
meifter des Deutſchen Reiches gegen feinen Willen 
zum Förderer des Ultramontanismus und des 
Zentrums geworden. 
Wer die Kirdiengejhichte Kennt, weiß, daß das ultra⸗ 
montane Clement fich innerhalb der Fatholifchen Religion 
erſt allmählich feftgefegt und. in ihr ausgebreitet Hat. Um 
von Chriſtus und. den Apofteln. zu fchweigen,: auch eine 
lange Reihe von Päpften bis ins 8. und 9. Jahrhundert 
hinein kannten nichtS vom Ultramontanismus, d. h. nichts 
von dem Streben nad) weltfich-politifcher Macht, die unter 
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Erleuchtete Katholiken aller Zeiten haben ſtets nach— 
druücklich, troß oder vielmehr wegen ihres gläubigsreligiöfen 
Standpunftes den Ultramontanismus befümpft. Ich nenne 
aus der Gegenwart Döllinger, Franz Xaver raus, 
Neinhold Baumftark, SaeN, Merkle und viele 
. andere. 

Der antiultramontane . Kampf Ki ausfejtieftich vom 
politiſchen und kulturellen Boden aus geführt werden, jedes 
fonfeffionelle Moment, jede Erregung konfeſſioneller Leiden⸗ 
ſchaften müſſen peinlich ausgefchaltet werden. Alle Vereini- 
gungen, die irgendwie auf Eonfejfionellem Boden ftehen, find 
ungeeignet gegen den Ultramontanismus und das Bentrum 

zu fümpfen, ja fie find in diefem Kampfe Schädlinge. 

2. Es fehlt an gründlider Kenntnis des ultra- 
montanen Syſtems. 

Der Ultramontanismus ift ein weit aiereſendes alle 
Gebiete des öffentlichen Lebens umfaſſendes Syſtem. Nur 
wirkliches Studium kann feine allſeitige Kenntnis ver-- 
mitteln und nur auf Grund ſolcher Kenntnis ift ausſichts⸗ 
reicher Kampf gegen ihn möglich... 

In unferem Öffentlichen Leben wird fozufagen alles 
gründlich ftudiert. . Es gibt kein politiſches oder national» 
öfonomifches Syſtem, das nicht don Spezialiften durd)- 
forfcht wird. In den Beitungsredaftionen, in den Parla- 
menten, in unferen Negierungskreifen . fiten ſolche Spezia- 
liſten. Nur Spezialiften gegen den Ultramontanismus gibt 
es nicht. 

Unfere Parteien müffen Kräfte anftellen, die ſich das 
Studium des ultramontanen Syſtems zur Lebensaufgabe 
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größten und mächtigften Kulturgegner zu verbreiten. 

Aus der großen Unkenntnis über den Ultramontanismus 
ſtammt auch die weit verbreitete Meinung, ‚der. ultramons 
tane Katholizismus könne ſich modern. entwideln. Es find 
die politifchen Intellektualiſten und die politifchen Aftheten, 
welche. diefe Meinung in ihren Organen verbreiten. Sie 
richten dadurch großen Schaden ar. 

3. Es fehlt antiultramontane Grundfagtreue. 

- Die Grundfaglofigkeit dem Zentrum und dem Ultra» 
montanismus gegenüber äußert ſich beſonders in offiziellen 
Wahlbündniſſen. 

Verſtändlich iſt, daß in einzelnen Fällen auch andere 

Parteien mit dem Zentrum zuſammengehen. Offizielle 
Bündniſſe aber von Partei zu Partei dürfen mit dem 
Zentrum nicht geſchloſſen werden. Durch ein Bündnis von 
Partei zu Partei erkennen ſich die Parteien als politiſch 
und kulturell gleichberechtigte an. Die politiſche und Ful- 
turelle Gleichberechtigung darf aber dem Zentrum, weil es 
nach beiden Richtungen hin ein Fremdkörper in unſerem 
Volksleben iſt, nicht zuerkannt werden. Es muß ihm gegen⸗ 
über das Wort geſprochen werden: National und kulturell 
trennen uns Abgründe. 

4. Es fehlt der weltgeſchichtliche. Schiri 

Der antiultvamontane Kampf, wie er gegenwärtig in 
Barlamenten, Parteien und Zeitungen geführt wird, ift 
meiftend nur. armjeliger Sleinkrieg,. gelegentliche Klopf- 
fechterei. Die antiuftramontanen Kämpfer ftehen auf dem 


— 166 — 


:engbegrenzten Standpunfte ihrer Barteipolitik, und kurz⸗ 
fihtige Parteitaktik leitet ihr antiultramontanes Tun. 

Das Bemußtfein ift abhanden gekommen, daß der Ultra 
montanismus eine Weltmadt-ift, die feit Jahrhunderten 

den politifchen und kulturellen Fortſchritt, zumal i in Deutſch⸗ 
land, hemmt. 

Man hat vergeſſen, daß der antiultramontane Kampf 
eine weltgeſchichtliche Vergangenheit, eine weltgeſchicht⸗— 
liche Zukunft und deshalb auch eine weltgeſchichtriche 
Gegenwart hat. 

Bismarck, in ſeiner Genialität, erkannte die welt⸗ 
geſchichtliche Bedeutung des Kampfes. Seine berühmten 

Herrenhausreden vom 10. März und 24. April 1873 legen 
‚dafür Beugnis ab: 


„Es handelt fid) um den uralten Machtſtreit z wi⸗ 
ſchen Königtum und Prieftertum. ... Das Papſttum iſt 
- eine politifche Macht jederzeit geweſen, die mit der größten Ent⸗ 

fchiedenheit und mit dem größten Erfolge in’ die DVerhältniffe ° 
dieſer Welt eingegriffen hat, die diefe Eingriffe erftrebt -und zu 
-ihrem Programm gemacht Hat. Das: Biel, daß der päpftlichen 
Gewalt ununterbrochen vorſchwebte, das Programm, das. zur 
Beit der mittelalterlichen Kaifer feiner Verwirklichung nahe mar, 
iſt die Unterwerfung der weltlichen Gewalt unter die” geiftliche, 
ein eminent politifcher Zweck ... Diefer Machtftreit unterliegt 
denfelben Bedingungen, mie jeder andere politifche: Kampf, und 
ed tit eine Verſchiebung der Frage, die auf den Eindrud auf 
urteilsloſe Leute berecjnet ift, wenn man fie darftellt, als ob es 
ſich "um Bedrüdung der Kirche handelte Es handelt fi um 
Berteidigung des Staates, es handelt ſich um die Abgrenzung, 
wie weit die Priefterherrfchaft und wie weit die Königsherrfchaft 
gehen fol, und diefe Abgrenzung muß fo gefunden Ran daß 
‘der Staat dabei beftehen kann.“ 
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Leider hat fi dann, wie fchon hervorgehoben, Bismard 
in den Sampfmitteln vergriffen. Aber fein. Ziel war das 
Nichtige, ebenfo wie die Wertung der Bedeutung, des 
Bieles. 

Unfere Zeit. ift RE wie in..bezug auf 
viele andere wichtige Punkte, jo auch in diefem, aller 
wichtigſten Punkt von dem Hohen Standpunkte des Grün 
ders des Deutſchen Neiches herabgejunfen. 

Den: Mangel weltgefhichtlicher Auffaffung made id) 
befonder8 den Univerjitätsfreifen zum Vorwurfe. In 
ihnen herrſcht bejammernswerte Läſſigkeit. Und doch hat 
die Wiffenfchaft allen Grund, dem Ultramontanismus ge 
fchloffen entgegenzutreten. Und doch wäre ein gefchloffenes 
Borgehen von den Hochſchulen aus mächtigſten Erfolges 
ſicher. 

Die Fälle Spahn, Ehrhard, Schrörs, Renz, 
Günther, Wahrmund — weiß man in Univerfitäts- 
treifen überhaupt noch, was das für „Fälle“ find? —, 
das ſchmähliche Abkommen (unter Vermittlung des jetigen 
bayeriſchen Minifterpräfidenten, des Grafen von Hert- 
Ling!) zwifchen Preußen und der Kurie über die Sinebe- 
lung der Theologieprofefjoren - an der. Univerfität Straß 
"burg und die Errichtung katholiſcher Philofophie- und 
Geſchichtsprofeſſuren dafelbft (oben ©. 151—157), waren 
Anläffe, welche eine ihrer kulturellen Pflicht ſich bewußte 
Profeſſorenſchaft Hätte zwingen müffen, einheitlich vorzugehen. 
Aber altum silentium! 

Selbft als der damalige Senior deuiſcher Wiſſenſchaft, 
ihre hellſte Leuchte Theodor Mommſen, im Jahre 1901, 
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als Profeffor Spahn zum Konfeffionsprofeffor in Straß- 
-. burg gemadt wurde, feine Stimme erhob gegen Kon- 
feffionalifierung und Ultramontanifierung. der 
Biffenfhaft, als er den Ernft der Lage und die Schmäh— 
Tichkeit de3 Vorgehens der preußifchen Regierung im „Falle 
Spahn“ mit den ſcharfen Worten kennzeichnete: 

„Es geht durch die deutfchen Univerfitätskreife dag Gefühl 
der Degradierung. Unfer Lebensnerb iſt die vorausſetzungs⸗ 
Iofe Forſchung ... die Wahrhaftigkeit ... Wer daran rührt, 
“der führt die Art gegen den mächtigen Baum, in deffen Schatten 
und Schuß wir leben, deffen Früchte die Welt erfreuen. Ein 

folder Axtſchlag tft jede Anftellung eines Univerfitätslehrers, 
deſſen Forſchungsfreiheit Schranken gezogen werden. Abgeſehen 
von den theologiſchen Falultäten iſt der — 
der Todfeind des Univerſitätsweſens. 

da war das Echo bei ſeinen Berufsgenoſſen —E 
ſchwach. Und faſt lautlos ließen die Hüter des „Baumes“ 
e3 gefchehen, daß im Jahre 1913 in Straßburg dem 
fatholifhen Geſchichtsprofeſſor (Martin Spahn) der 
katholiſche Philojophieprofeffor (Schneider) folgte. 

Mommfen Hatte nur zu recht, al3 er mir.am.9. Fe⸗ 

bruar 1900 fchrieb: 

: „Den Teufel pen — ſpürt das 
Völkchen Die Brofefforenfhaft] nie, und wenn er ſie 

beim Kragen hätte.” 

Es find Unterlaſſungsſünden ſchwerſter Art, die das 
Profeſſorentum auf ſich lädt. Die Geſchichte wird einſt 
hart darüber urteilen. 


* * 
* 
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In diefem Zuſammenhange ift ein Elärendes Wort am 
Plate Über den „Streit im Zentrumslager”, über 
„Köln“ und „Berlin“ und über die gänzlich falſche 
Wertung des „Streite *. in ber Öffentlichkeit: in Preffe 
und Parlament, bei Parteien und Regierungen. 

Der Glaube, an Habe es in der „Kölner Richtung“ 
mit einem ernfthaften Ringen nach Befreiung vom ultra⸗ 
montanen Joche zu tun, mit einer Verjüngung und Mo— 
dernifierung des ultramontanifierten Katholizismus, iſt ein 
verderblicher Srrglauben. 

Die „Berlin“, jo ift und bleibt auch „Köln“: 
Nom. Niemals ift, für den Kenner der Dinge, die 
Wahrheit des alten Wortes: „alle Wege führen nad) 
Rom”, einleuchtender geworden, als bei Betrachtung des 
„Kölner und „Berliner” Weges. 

Die Oppersdorf und Baden, bie Noeren und 
Spahn, die Bitter und Hertling, die Kopp und 
Schulte, die Hartmann und Korum, die Kölniſche 
Volkszeitung und Germania, die Tremonia und 
„Klarheit und Wahrheit"; die Gisberts, Steeger- 
wald und Fleiſcher: fie alle find ultramontan. Sie 
alle Haben das gleiche Ziel: Deutjcjland zu ultra⸗ 
montantjieren, d. 5. es religiös, politiſch, kulturell und 
volkswirtſchaftlich unter Roms Botmüßigfeit zu — 
nur ihre Mittel ſind verſchieden. 


1) Gisberts und Steegerwald find Führer der „inter 


konfeſſionellen“ „Hriftliden.Gemerkihaften”; Fleifher 


iſt Führer der ultramontan-Eonfefftonellen * oliſchen ua 
abteilungen*. 
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. Man wird über mein Urteil erftaunt fein. Ich er 
härte e8. Dazu muß ich weiter ausholen. 

Es hat eine Zeit gegeben, wo felbft das ultramontane 
‚Rom die Zügel etwas fchleifen, feine taufendjährigen uns 
wandelbaren Grundfäße etwas zurücktreten ließ, und wo, 
in unmittelbarer Folge dieſer Entſpannung, es wie ein 
Aufatmen und wie das Wehen eines Friedensgeiſtes durch 
die Welt zog; eine Zeit, mo bie religiös-konfeſſionellen 
Gegenſätze zurüctraten und die Menſchheit fühlte, daß im 
“ gegenfeitigen Verftehen und Dulden die religiöfe und. die 
fulturelle Wahrheit Liege. - 

Das war die Zeit der fogenannten Aufklärung 
-am Ende des 18. und zu Beginn des 19. Jahrhunderts, 
die in einigen ihrer Wirkungen fogar bis ins 5. Jahrzehnt 
des vorigen Jahrhunderts fortdauerte. Cine kurze Morgen 
röte vor einem nachtſchwarzen Tagel 

Mit Wiederherftellung des Zefuitenordens im 
Sahre 1814 brach der ſchwarze Tag an, und fein Dunkel 
breitete fich durch. die Tätigkeit des Sefuitenordens laſtend 
aus und Yaftet bis heute 
Auch Nom befann fich wieder auf fein eigentliches 
Weſen. Ein mittelalterlich gefinnter, unduldfamer Papft 
- Töfte den andern ab: Gregor XVL, Pius IX., Leo XUL), 
Pius X. 

1) Daß aud) Leo XIIL, richtig aufgefaßt, mittelalterlich und 
unduldfam genannt werden muß, habe ich aus feinen Enzykliken 
in. meinen Büdern: „Moderner Staat und römiſche 


Kirche“ und „Rom und das Zentrum” (beide .erfchlenen 
. bei Breitfopf & Härtel in Leipzig) ausreichend beitefen. 
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- Pins xl .Gübe.e8 eine „göttliche Probidenz“ im 
landläufigen Sinne und wäre die „Providenz” — mas 
freilich noch undenkbarer ift — für das ‚ultramontanifierte 
Papfttum, Pius X. wäre ein. „providentieller“ Papft in 
herborragendem Sinne. Wie kaum. einer feiner Vorgänger 
ſchweißt er die katholiſche Welt zu einem fugenlofen ultra» 
montanen Block zujammen. Jeder ſeiner vielen, Höchfte 
geſteigertes päpftliches Machtgefühl ausſtrömenden Erlaſſe 
iſt ein härtender, ſtählender Hammerſchlag auf die in reli⸗ 
giös⸗katholiſcher Anhänglichkeit an das Papſttum erglühende 
Maſſe der Katholiken. Und ganz beſonders die deut— 
ſchen Katholiken ſind zu geſchmeidiger und zugleich 
harter ultramontaner Maſſe geworden. 

Das überſieht man, obwohl die Tatſache groß ur 
wuchtig dafteht. 

gäßt fich denn nicht das ultramontan⸗katholiſche Deutſch⸗ 
land alles bieten von ſeinem Papſte? Knebelung geiſtiger 
Freiheit (oben S. 110ff.), Aufhetzung konfeſſioneller Leiden⸗ 
ſchaften, brutale Eingriffe in das politiſche und. jozial- 
politiſche Leben (oben ©. 85ff.): alles wird wie ‚one, 
“ Selbftverftändliches hingenommen ! 
Dieſe, auf falſch verftandener Religion — in ſich 
aber durchaus ſklaviſche Geſinnung erfüllt gleicher⸗ 
weiſe „Köln“ wie „Berlin“; erfüllt gleicherweiſe alle 
-deutfchen Biſchöfe; erfüllt .gleicherweife daS ganze Ben- 
‚trum; erfüllt gleicherweiſe die gefamte. Bentrumspreffe; 
‚erfüllt gleichertweife die den „hriftlichen Gewerkſchaften“ an, 

- gehörenden Eatholifchen Arbeiter und die Arbeiterorganiſa⸗ 
‚tionen, die ſich „katholiſche Fachabteilungen“ nennen. Kurz, 
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fie alle find ultramontane Maife, — und ge⸗ 
willt, zu gehorden. . 4 

Ich leugne nicht, daß in der ultramontanen Maffe auch 
Zeil⸗ find, die Freiheitsbedürfnis ſpüren, die religiös, po= 
litiſch und kulturell ſelbſtändig fein möchten. Denn aud) 
der ultramontanifierte Katholif und der durch die römische 
Kette gehaltene Zentrumsmann iſt ſchließlich Menſch mit 
Verſtand und Willen. Aber die Gewöhnung iſt zu tief 
eingewurzelt, bie Unterwürfigkeit iſt zu ſehr Natur ge— 
worden, kurz der Ultramontanismus mit ſeiner Verſtand 
und Willen kaſtrierenden Brutalität hat das freie Menfchen- 
tum zum faft willenlofen Sklaventum gemacht in „Köln“ 
wie in „Berlin“. 

Wenn heute der Papſt von den Kölnern“ verlangen 
würde „Berliner“ zu werden, morgen wären fie es; und 
wenn heute von Rom an die Kölnische Volkszeitung das 
Gebot erginge „berlinifch" zu fehreiben, morgen ftände der 
erſte Artikel diefer Art in ihren Spalten. Gerade die 
- Kölnische Volkszeitung hat ftarfe Proben ihres „Eindlichen 
Gehorſams“, d. h. ihrer unbedingten‘ Abhängigkeit. 
von Rom und zwar auf IOaalpaER] 4 * ſchon oft 
gegeben. 

Beſonders lehrreich war ihr Verhalten RE dem 
drafonifchen. »Motu proprio«- Pius’ X. vom 18. Dezember 
1903 (oben ©. 118). Kaum war es erſchienen, da ſchrieb 
die Kölnische Volkszeitung in zwei Artikeln (vom 28. Des 
zember 1903 und vom 28. Januar 1904) ſehr entfchieden: 


Der Papſt habe nur „zu feinen ttalientfhen Söhnen“ 
geſprochen; „die politifche Lage. Italiens tft eben eine ‘ganz 
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andere al3 in. anderen Staaten, ... Auf andere Länder 
in denen bie fozialpolitifche Arbeit in einem ganz andern Stadium 
tft als in Stalten, find die VBorfhriften nicht berechnet. Na⸗ 
mentlich aud) die vier letten Leitfähe gelten nur für 
Stalten. Wir wollen diefe Feftftellungen fofort 
machen, da mande Blätter wohl bald von der ‚Knebe— 
lung der Bentrumspreffe‘ ufw. reden werden.” - 

Aber ſchon am 15. März 1904 mußte dieſelbe Köfni- 
Ihe Volkszeitung, fi) felbft widerlegend, die Mitteilung 
bringen: 

Durd) eine Note des Rardtiatftantsftretäns an den Brüffeler 
Nuntius fei feftgeftellt, daß da8 Motu proprio für die Satho- 
liken aller Länder gelte. 


Rom Hatte gefprocgen! Und die Kölnische „Überze 
gung” vom Dezember 1903 und vom Januar 1904 wurde 
im März 1904 durch den päpftlichen a in ihr Gegen- 
teil verwandelt, 

Diefe Unterroüirfigkeit fennt Nom. ‚Deshalb fieht es 
dem „Streite“ Köln— Berlin in Ruhe zu. Beider „Nic; 
tungen“ ift der Papft fiher. Er weiß: fobald ich ein- 
greife, verſchwinden „Streit” und „Richtung“. 

Weshalb aber dann der Streit? Hauptſächlich find 
es Meinungsverjchiedenheiten über taktiſches Vorgehen; 
genau fo, wie das Zentrum aus taktiſchen Grün. 
den feine konfeſſionelle Natur beitreitet. 

Die „Kölner“ find vielleicht von Haufe aus etwas 
. freiheitlicher gefinnt als die „Berliner"; aber aud fie 

nehmen, wie alle ultramontanen Katholifen, Noms Macht 
gebote unbedingt an, ‘auch fie tollen, wie bemiefen, die 
Ultramontaniſierung Deutſchlands. Aber, vielleicht aus 
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etwas Freiheitsgefühl heraus, hauptſächlich aus berede. 


nender Klugheit, ſtreben ſie die Herbeiführung der 
Herrſchaft Roms diplomatiſch an. 

Schon vor Jahren Habe ich die „Kölner“, eben wegen 
ihrer diplomatifchen Art, für weit gefährlicher erffärt als 


die „Berliner“. Der Wald- und Wiefenpofitifer aber, der 


\ 


fi in Parlamenten und Zeitungen breit macht, der vom 
wirklichen Weſen des Ultramontanismus fo gut wie nichts 
versteht, jubelt in feines Sinnes Einfalt iiber jedes „Kölner“ 
Zeichen; er fieht in ihm den Anfang der „Modernifie- 


rung“ des Katholizismus, die Anbahnung der Verbrüde— 


rung zwiſchen Katholiken und Proteftanten. Wollte ich 
Proben folder unheilvollen Einfalt aus Zeitungen und 
Neben beibringen, ich könnte Seiten füllen. 

"Zumal die Haltung der „Kölner“ zugunften der „hrift 
lichen Gewerkſchaften“ erfüllt ſolche Politiker, Tiberale 
wie konſervative, mit roſenrotem Optimismus über „natio⸗ 
nole” Entwicklung des Zentrums und über „interfonfeffio- 
nelles" Zuſammenwirken. Und dod) zeigt fid) gerade bei 
der „chriſtlichen Gewerkſchaftsbewegung“ die Gefährlichkeit 
der „Kölner“ Zentrumsdiplomatie bejonders bedenklich. 

Schon jet bilden in den „interfonfeffionellen“ „chrift- 


lichen Gewerkſchaften“ ultramontan-Fatholifche Arbeiter 


die Mehrheit. Dies Übergewicht des ultramontanen Katho- 
lizismus wird ftärker und ftärker. Denn aud) die „Kölner“ 
halten fich peinlich genau an den in der „Gewerkſchafts⸗ 
enzyklika“ vom September 1912 erlaffenen päpſtlichen 
Befehl: jeder katholiſche Arbeiter, der in die „hriftlichen 
Gewerkſchaften“ eintreten will, muß zuvor einer ultra- 
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montan⸗konfeſſionellen Arbeiterorganiſation ſich angeſchloſſen 
haben. Damit gelangt aber der organiſierte Ultra— 
montanismus zur Herrſchaft in den „chriſtlichen Gewerk— 
ſchaften“. Das iſt das Biel der „Kölner“: unter 
„interkonfeffionellem" Dedmantel ultramontane 
Borherifhaft in der Hriftligen Arbeiterwelt 
Deutſchlands! 

Merkwürdig, wie ſchwerfällig unſere hrenden Geifter" 
find, wenn es ſich Handelt um Kirchenpolitifl Das feit 
einem Jahrtauſend fic) gleich gebliebene ultramontane Rom, 
das ſeit feinem. Entftehen fich gleich gebliebene Zentrum 


ftehen, nad) dem Urteile vieler Parlamentarier und Zei⸗ J 


tungsredalteure, in einem hoffnungsvollen NUDE 
prozeß! 

Iſt Rom auch nur einmal in Wort. und Tat etton8 
weniger brutal wie fonft, bewilligt daS Zentrum auch nur 
einmal eine nationale Forderung: gleich fchreiben ein halbes 
Dutzend Beitungen, ' „führende“ nicht ausgenommen: Seht 
"wie friedfertig, feht wie national! Wirklich: „wen Gott 
verderben will, ſchlägt er mit Blindheit!“ - 

Das nationale Zentrum! Ein Wort, dem man gerade 
in, den letzten Monaten oft in den Spalten bon Partei⸗ 
organen begegnete. 

Schon oben (©. 5) habe ich betont, daß auch ich vw. 
einzelnen Bentrumsmann Nationalitätsgefühl, vor allem 
den Wunſch, national zu fein, nicht abiprede. Gefühl 
und Wunſch will ich fogar der Bentrumspartei zubilligen. 
Aber. wurzelechtes, ungebrochenes und unbrechbares Natios 
nalitätsbewußtfein, d.h. Vaterlandsliebe, die nur das Vater 
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Yand als Höchſtes und Letztes auf diefer Erde Eennt, deffen 
find daS Zentrum als Partei und jeder einzelne Zentrums⸗ 
mann unfähig. Denn über dem Vaterlande ſteht für Zen⸗ 
trumsmann und Zentrumspartei das ultramontane Rom. 
Roms Stimme übertönt, wenn es ſie autoritativ 
erſchallen läßt, ſtets und überall die Stimme des 
Vaterlandes. Und ſo iſt das nationale Zentrum 
national auf Widerruf. 

Sehr bezeichnend kam die nationale Geſinnung bei der 
letzten nationalen Großtat des Zentrums, bei der Bewilli⸗ 
gung der Militärvorlage und des Wehrbeitrages at 
Vorſchein. 

Bald nach der „Großtat“ hielt der Zentrumsführer 
Hitze eine Rede, bie bon der zen verbreitet 
wurde. In ihr Heißt es: 

„Ich weiß recht gut, daß manche gentrumgzwahler eine 
energiſchere Politik von uns verlangen etwa in dem Sinne: 
„erſt die Jeſuiten, dann die Soldaten‘, So würde es 


gewiß unferer inneren Stimmung entfpreden.” (Pfäl- 
zer Volksbote vom 24. April 1913.) 


° Und ähnlich drückte fich der Bentrumsführer Mayer 
aus auf dem Zentrumsparteitag zu Münden Ende Des 
zember 1913: 


„Dan hat und zum Borwurf gemadt, daß wir nit 6 die 
Bewilligung der Heeresvermehrung an die Bedingungen geknüpft, 
haben, daß das Jeſuitengeſetz falle. Das wäre falſch geweſen. 
Wenn wir ſolche Bedingungen daran Inüpfen, könnte dann nicht 
der Liberalismus fagen: ‚Wir ftimmen nur zu, wenn das 
Jeſuitengeſetz beftehen Bleibt «du (Bayerifcher Kurier vom 31. Des 
zember 1913.) PEN 
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St ſolche „innere Gefinnung” bei echt nationalem Ges 
fühl auch nur denkbar? 

Die Täufhung, der man fich vielfach über die eigent- 
liche antinationale Natur de3 Zentrums hingibt, entjpringt 
dem Herzen, nicht dem Kopfe. Man hält. e8 für unmögs 
lich, daß wirklich eine Partei in unferem DVoffe eriftiert, 
deren innerftes Weſen römiſch ift, deren politifher und 
kultureller Schwerpunkt ultra montes liegt. Und jo fucht 
man Anhaltspunkte dafür, daß eine ſolche Partei bei uns 
nicht eriftiert. 

Tatſächlich aber Sat der römiſche, undeutſche Geift die 
nationale Gefinnung des Zentrums derartig angefreffen,. 
daß diefe Partei fort und fort angetroffen wird in Gefell- 
ſchaft ausgefprochener Neichsfeinde: Sozialdemokraten, 
Polen, Dänen, Belfen, franzdfierende Elfaß- 
Lothringer. 

Das war auch Bismards Meinung bom Zentrum. 
Am 30. Januar 1872 erklärte er im preußifchen Abgeord- 
netenhaufe: 

„Wie ich ferner gefunden habe, hat dieje Fraktion 
das Zentrum] im Reichstage ſich bereitwillig Elemente 
angeeignet, beren fortdauernder prinzipieller Wider- 
fprud gegen den preußifhen Staat und gegen da3 
Deutſche Reich notorifch war; aus diefen Elementen ' 
bat fie fich verftärkt; Proteftanten, die nichts mit 
diefer Fraktion gemein Hatten als die Yeindfhaft 
gegen das Deutfche Reich und Preußen, hat fie in ihre 
Mitte aufgenommen, fie hat Billigung und Anerfen- 
nung gefunden bei allen Parteien, die, ſei ed vom 
nationalen, ſei es vom rebolutionären Standpunkte 
aus, gegen den Staat feindlich gefinnt find.” 

Hoensbroech, Das Zentrum. 12 
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Die „nationale“ Geſinnung der Bentrumspartei  ift 
. eben die gleiche geblieben feit feinem Beftehen. Als nad) 
der franzöſiſchen Kriegserflärung am 19. Juli 1870 
in der bayerifchen Kammer dariiber verhandelt wurde, ob 
der „Bündnisfall" mit Preußen vorliege, da beantragten 
die Väter des heutigen Zentrums, Fein Geld für den 
Krieg zu bemwilligen, nit zu marſchieren, fondern 
nur eine bewaffnete Neutralität zu bewahren 
gegenüber den StriegSereignifjen zwiſchen Brest 
reich und Preußen. 

Die Täufchung über das Zentrum ift ſchwer ſchädlich. 
Sie hindert feine grundfägliche, allgemeine und ſyſtematiſche 
Bekämpfung. Man hofft, ihm gegenüber mit gelegentlichen 
Kampfe auszulommen. Nicht Nealpolitif lüßt die ſchlimme 
Täuſchung auffommen, fondern Gefühlspolitit, Gefühls- 
dufelei. Damit find wir aber nicht weiter gefommen und 


fommen nicht weiter. . 
* * 


* 

Ich wiederhole: der Mikerfolg im Kampfe gegen das 
ultramontane Zentrum ift Tatſache, und doch bilden wir 
die Mehrheit, und doc * wir die Übermacht der In—⸗ 
telligenz! 

Es muß alfo für uns einen Weg geben, Ultramon⸗ 
tanismus und Zentrum zu beftegen, nicht von heute auf 
morgen, aber in abjehbarer Zukunft. 

Wäre es fo erftaunlich, wenn ich den Weg zeigen 
könnte? 

Faſt 40 Jahre Habe ich innerhalb des ultramontanen 
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Syſtems gelebt: ich müßte blind und taub während diefer 
langen Beit gewefen fein, wenn ich das Wejen diejer Macht 
und alſo auch die richtige Art, ſie zu — nich er⸗ 
kannt hätte. 

In mehreren Schriſten habe ich den Weg gewieſen, ſo 
vor allem in der Schrift: „Der Ultramontanismus, 
ſein Weſen und ſeine Bekämpfung“, Leipzig, Breit⸗ 
kopf & Härtel; ein Buch, das Bismarck ſelbſt mit 
Intereſſe und Anerkennung geleſen hat. In ihm und in 
meiner Schrift: „Moderner Staat und römiſche 
Kirche“, Leipzig, Breitkopf & Härtel, iſt ein kirchen⸗ 
politiſches Programm aufgeſtellt, das durchführbar 'ift 
ohne berechtigte religiöſe Gefühle der Katholiken zu verletzen. 

Ich verweiſe nachdrücklich auf dieſe Schriften. 


* * 
* 


Als ih im Jahre 1896 eine 11/,ftündige. Audienz 
beim Kaiſer hatte, in der er meine Anficht über die 
Stellung feiner Regierung zum Zentrum zu hören 
wünſchte und er dabei auf den Ultramontanismus im all- 
gemeinen zu Sprechen Fam, antwortete. ich auf feine Frage: 
: „Wie foll ich mich denn dem ultramontanen Bapfttume gegen . 
über verhalten?“: „Behandeln Euere Majeftät den Papft 
als das, was er zu fein behauptet und was er gejchichtlich 
auch ift, nämlic, als das religiöſe Oberhaupt, als den 
Seelenhirten der Katholifen, nicht aber als weltlichen 
Fürften. Und wie den Papft, fo müffen Euere Majeſtät 
die ganze ultramontane Hierarchie, Kardinäle und Biſchöfe, 


behandeln. " 
12* 
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Hierin, im Berjagen des äußeren Glanzes, im 
Berjagen der weltli-politifhen und fürftlich» 
höfiſchen Machtſtellung liegt das, was ich Durd- 
ſchneidung der ultramontanen Hauptwurzel nenne. 
Gehe man mit Entſchiedenheit diefen Weg, der weit ent- 
fernt ift von Mißachtung der religidfen Bedeutung des 
Papftes und der übrigen Hierarchien, und man wird ben 
Erfolg mit Händen greifen. 

Das PBapfttum klammert ſich mit aller Kraft an ſolche 
äußere Dinge, weil es als genauer Kenner der menfchlichen 
Eigenart weiß, welche Wirkung glänzendes Auftreten und 


Aner kennung diefes Auftretens durd) die heerſhen⸗ 


den Kreiſe auf die Maſſen hat. 

Ausführlich habe ich dieſe wichtigen Dinge, unter 
Widerlegung aller Einwände, behandelt in meinem Buche: 
„Der Ultramontanismus, ſein Weſen und ſeine 
Bekämpfung” (Leipzig, Breittopf & Härtel, ©. 259 bis 
314). 

Ein weiteres Mittel iſt ſyſtematiſche Verbreitung 


. don Aufklärung über das ultramontane Syſtem. 


Schon vor 15 Jahren Habe ich die Forderung aufgeftellt: 
An unferen Univerfitäten müſſen Borlejungen 
über Ultramontanismus gehalten werden. 

Die Forderung ift eine berechtigte. Der Ultramontanis- 
mus ift ein weltgeſchichtliches, weitverzweigtes, in alle Gebiete 
des öffentlichen Lebens eingreifendes Shftem, deffen Kenntnis 
unbedingt notwendig ift filr jeden in der Dffentlichkeit ftehen- 
den und in ihr politiſch und kulturell wirkenden Menſchen. 

Sole Vorlefungen dienen dem Eonfeffionellen Frieden, 


we 


indem durch fie auch dem Katholiken klargemacht wird, 
daß fid) in der Tat ein Schädling in feine Religion ein«- 
geniftet hat, "der in gleicher Weife Kirche und Staat bedroft; 
ein Schädling, den ein fo gläubiger und tief religiöfer 
Katholif, wie der im Jahre 1900 verftorbene langjährige 
Führer der Badener Katholiken, der Landgerichtspräfident 
Reinhold Baumftark, bezeichnet als „ſchlimmſten 
Kressihaden der kirchlichen Zuſtände“ und als’ 
„Beitbeule am kirchlichen Körper" Echickſale eines 
deutſchen Kathofifen, Straßburg 1885, ©. 305. 361). 
Bis unjere Negierungen ſich zu ſolchen Vorlefungen 
entſchließen, wird aber wohl noch geraume Zeit ver 
gehen. Einſtweilen muß Erſatz geſchaffen werden, indem 
in allen größeren Städten ſich Ausſchüſſe von 
Männern und Frauen bilden, die jährlich durch 
berufene Redner Vorträge über Ultramontani3- 
mus veranftalten. 

Endlich ift erforderlich organijierter — 
ſchluß aller antiultramontanen ER und Ber: 
einigungen. 

Vor uns fteht eine Niefenorganifation. Da Sitfe n nur: 
Aufrichtung einer Öegenorganifation. 

Sie ift in ihren Anfängen vorhanden im „Antinltra- 
montanen Reichsverbande“ Geſchaftsſtelle: Berlin W., 
Billowftraße 99). 

Satzungsgemäß ‚Hält diefer Verband fi) von allen‘ 
Eonfeffionellen Streitigleiten fern; er befämpft Ultramon= 
tanismus und Zentrum ihrer Natur entſprechend nur poli- 
tiſch und kulturell; er till nicht eine neue politifche Partei, 
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fondern er will das arhhuEiemnui bee Ferment in 
allen Barteien fein. 

‚Die nad) vielen Millionen zählende Wähler haft der 
nationalen Parteien muß von ſo entſchieden antiultramon⸗ 
tanem (nicht antikatholiſchem) Geiſte erfüllt werden, daß. 
ſie nur ſolchen Männern ihre Stimme gibt, die entſchloſſen 
ſind, den Kampf gegen Ultramontanismus und Zentrum 
mit Sachkenntnis und Energie in den ——— zit: 
führen. 

Dies Biel will der ——— Reichsver⸗ 
band“ (A. U.R.) erreichen durch Aufklärung über Natur 
und Weſen des im Zentrum verkörperten Ultra— 
montanismus. Wort und Schrift, Reden in öffentlichen 
Verſammlungen und Flugſchriften, ſind die Mittel, deren 
er ſich bei ſeiner Aufklärungsarbeit bedient. 

Das iſt in Kürze das Programm des „Antiultra- 
montanen Reichsverbandes“ (A. U. R.). Ein Pro- 
gramm, das Daſeinsberechtigung, ja DeiAnönpiinenbigfeit 
des Verbandes fchlagend erweiſt. 

Der „Antiultramontane Reichsverband (A. U. gl. ) 
eingeteilt in Landesverbände und Ortsgruppen, iſt ſchon in 
Tauſenden von Mitgliedern in ganz Deutſchland verbreitet. 

Er müßte feine Mitglieder nah Millionen 
zählen. Und, unter Vorausſetzung richtigen politiichen 
und kulturellen Verftändniffes, follte er mit Leichtigkeit ſich 
zu einem Millionen-Berbande auswachſen künnen. 

Made man fi die Sachlage Kar! = 

Das ‚Zentrum übt als große Partei in unſeren 
Parlamenten mächtigen Einfluß aus auf unſere politiſche 
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und fulturelle Entwidlung. Seine Macht wird verftärkt, 
weil aud) die übrigen Parteien, weil Regierung und. 
Prefje mit der einflußreichen Parteiftellung des Ben. 
trums rechnen und es, aus .parteitaftiihen und opportus 
niſtiſchen Gründen, nicht mit der Entjchiedenheit befümpfen, 
die, in Anbetradjt der antinationalen, römiſch— -päpftfichen 
und antikulturellen Natur des Zentrums, nationale und 
Eulturelle Pflicht iſt. 

Dieſe Energielofigfeit und ſchwächliche Ruc⸗ 
ſichtnahme der ſogenannten leitenden Kreiſe kann 
nur beſiegt werden durch die beſſer ugerküteten 
und ftärfer wollenden Majjen. 

Der „Antiultramontane Reichsverband“ will 
die Maffen zu zielbewußten Antinltramontanen (nicht 
En LEN) erziehen. 

Zolge man feinem Rufe, ſchließe man fi ihm an! 
(Anmeldungen an bie Gejhäftsftelle des Antiultras . 
montanen Reichsverbandes, Berlin W., Bülow— 
ftraße 99.) Seine Sache iſt die Sache des Vater⸗ 
landes und der Kultur. 

Auch): die Gründer des Deutſchen Reiches, Bismard 
und Kaifer Wilhelm L haben die Größe der im Bentrum 
verförperten ultramontanen Gefahr in Elaren Worten aus- 
geſprochen. 

Kaiſer Wilhelm J. ſchrieb am 18. geirunr 1874: 


„Mir liegt die Führung meines Volkes in einem Kampfe 
“ob, den ſchon frühere deutſche Kaiſer Jahrhunderte hindurch mit 
wechſelndem Glücke gegen eine Macht zu führen gehabt haben, 
deren Herrſchaft ſich in keinem Lande der Welt mit 
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dem Srieden und der Wohlfahrt der Völker verträglid) 
erwiejen hat, und deren Sieg in unferen Tagen die 
Segnungen der Reformation, die Gemwiffensfreiheit 
und die Autorität der Gefeke nit bloß in Deutſch— 
land in Frage ftellen würde Ich führe diefen Kampf 
in Erfüllung meiner königlichen Pflidten und - in 
feftem Vertrauen auf Gottes fiegbringenden Beiftand, 
aber aud) in dem Geifte der Achtung por dem Glauben 
anderer und der evangelifhen Duldfamfkeit, den meine 
Borfahren dem Rechte und der Berwaltung meiner 
Staaten aufgeprägt haben.” (Brief an Lord ua bei 
Hahn, Geſch. des Kulturkampfes, ©. 144.) 


Und des erlauchten Kaiſers größter Falsain, Bismard, 
erklärte: 


„Die, Regierung und ©.M. der König haben mit 
mir die Überzeugung, daß der Staat in feinen Zunda- 
menten bedroht und gefährdet ift von zwei Parteien 
(Sozialdemokratie und Bentrum), die beide das Gemeinfame . 
haben daß fie ihre Gegnerſchaft gegen die nationale 
Entwidlung in internationaler Weife betätigen, daß 
fie Nation und nationale Staatenbildung befämpfen. 
Gegen diefe beiden Parteien müfjen meines Erachtens .alle dies 
jenigen, denen die Kräftigung des ftaatlichen Elementes, bie . 
Wehrhaftigleit de8 Staates am Herzen Liegen, zufammenftehen, 
- und deshalb müfjen fi) alle Elemente zufammenfcharen, die ein 
Intereſſe haben an der Erhaltung des Staates und an feiner 
Verteidigung, teil gegen diejenigen, die offen [Sozialdemokraten] 
fagen, was fie an Stelle de8 Staates fegen wollen, teils gegen 
diejenigen, die einftweilen den Staat untergraben 
[Bentrum), ſich aber noch vorbehalten, was fie an feine 
. Stelle fegen wollen. Gegen diefe Gegner müffen 
fid) alle treuen Anhänger des Königs, müffen fi 
alle treuen Anhänger des preußiſchen Staates, in 
dem wirleben, zuſammenſcharen.“ (Herrenhausrede vom 
24. April 1873.) 
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 Bierzig. Jahre find verfloffen,. feit diefe Worte ertönten 
aus ‚den Herzen bon Männern, die wie feine anderen bor 
und neben ihnen Führer des deutſchen Volkes waren. 

Wo iſt die tatfächliche Wirkung der Worte? ? 

Während Ultramontanismus und Bentrum in den 
40 Zahren von Jahrzehnt zu Jahrzehnt wuchlen, während 
Eingriffe des ultramontanifierten Papſttums in unfere poli- 
tifchen, ſozialpolitiſchen und Fufturellen Verhältniſſe immer 
häufiger und dreifter wurden, minderte fich der Widerftand. 
Und es muß gejagt werden: der Widerftand mindert fic) 
teils aus opportuniftifcher Rückſichtnahme, teils aus Feigheit 
aller jener, die das Wilhelminiſch-⸗Bismarckiſche Erbe über: 
nahmen und bis zur Stunde zur Hütung 
Regierung, Parteien, Parlament, Preffe. 

As Wilhelm D. in der erwähnten Audienz mich ent» 
ließ, drüdte er mir die Hand und fagte — ic) Hatte un- 
mittelbar vorher die ultramontane Gefahr gejchildert —: 
„Seien Sie überzeugt, lieber Graf, id) bin anti« 
flerifal bi3 auf di oben und meine Regierung 
wird es durch mich ſein.“ 

Und Caprivi? Und Hohenlohe? Und Bülom? 
Und Bethmann-Hollweg? . 

- Sie alle Haben fid) geneigt vor dem „ftaatserhaltenden”, 
dem „patriotiſchen“ Zentrum; fie alle haben die große Zahl 
der Zentrumsſtimmen bedingungslos eingeftellt in ihre 
grundfaglofen Berechnungen über Mehrheiten im Parlas 
ment; fie alle haben dem Hintertreppen-Einfluffe .des Zen⸗ 
trums je und je nachgegeben; fie alle Haben die ultra- 

. montane Durchſeuchung unferer Kolonialpofitit geduldet. 
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Und mit den. „leitenden“ (daß fid) Gott erbarml) 
Staatsmännern wandeln die gleichen Wege öder, kurz⸗ 
ſichtiger, grundfaglofer „Realpolitif" Barteien, Parla— 
mente und Preſſe. _Do_ ut des, facio ut facias: das 
ift ihrer „realpolitifchen” Weisheit Anfang und Ende. 

Zukunft, große politifche und Fulturelle Ziele — das ift 
zu viel verlangt: Ihre „Grundſätze“ find: Frieden halten; 
nur feine Verlegung der religiöfen Gefühle; weiterplätfchern 
im ſeichten Gewäſſer des Sytustiännie: feine Schwierig⸗ 
keiten, keine Stürmel 

Daß das ultramontane Rom den Unfrieben ſchürt, daß 
es die religiöfen Gefühle Andersgläubiger brutal verlegt 
(Sanifiusenzyflifa, Borromäusenzyklika, Zriedhofs-Brutali- 
täten ufw.), daß es eingreift in unfer politifches und fozial- 
politifches ‚Leben, daß es die tiefen Waſſer feiner Unkultur 
in unfere Lande ergieht, daß e3 dor Feiner Schwierigkeits⸗, 
feiner Sturmerregung zurückſcheut: das ficht unfere „großen 
Nealpolitifer" nicht an. Der Bogel Strauß ift und 
bletbt ihr Parteichef und ſchaler Opportunismus 
ift und bleibt der Kutſcher ihres Parteiwagens. 
Und in folder Politik faſt verblödet, jonnn * ſich im 
Glanze ihrer Erfolge! 7 

Bolt wade aufl Wolle in * Wahlen die parla⸗ 
mentariſche Vertretung, die durch ihre antiultramontane 
Zuſammenſetzung national⸗politiſche Selbſtändigkeit und 
freiheitliche Kulturentwicklung gewährleiſtet. 

Fort mit dem Fremdkörper Zentrum! 


Einleitung ee a A 
Berpflichtung, ſchweren Borwurf gegen Zen⸗ 
tum zu rechtfertigen. Wer tft politifch und 
kulturell Fremdkörper? Handelt ſich nicht 
um einzelnen Zentrumsmann, ſondern um 
Zentrum. 

A. Das Zentrum ein Fremdkörper im national: po⸗ 

litiſchen Leben........ .. . 

Beweis: J. Das gentrum eine konfeſſionelle 

Poariei, alſo nicht national⸗politiſch . 

Vorbemerkung: Konfeſſionell und Nationals 
politiſch unvereinbar........ 
1. Entſtehung des Zentrums konfeſſionell.. 
2. Die Konfeſſion der Zentrumsmitglieder. 
3. Organiſation des Zentrums Tonfeffionell. 
3. Volksverein für das Tatholifche Deutſch— 
land ©. 10-11; b. Windthorftbunde ©. 11 
bis 13; c. Auguftinusverein zur Pflege der 
katholiſchen Preffe ©. 13; d. Konfeſſionelle 
Zeilorganifationen ©. 14—17; e. Konfejfio- 
nelle Bentrumsverfammlungen ©. 17—19; 

f. Ronfeffionelle Wahlaufrufe und Satzungen 


©.19—20; g. Biſchöfliche Hirtenbriefe für. 


Zentrum ©. 20-22; h. Bentrum die „chrift- 
liche”, d. H. Fatholifche Partei ©. 22—24. 

4. Zentrumsführer erklären das Zentrum 
für konfeſſionell. — 


5—108 


5—39 


56 


6-9 


9—21 
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Frhr. von Setteler, Bifhof von Mainz 

- ©.24; RWindthorit ©. 24—29; Graf Balle- 
ſtrem ©.29—30; Dr. Lieber S.30-—31; Graf 
Praſchma sen. ©. 31; Spahn sen. ©. 31 
bi8 32; Grafvon Hertling ©. 32; Dr. Mar« 
cout ©, 32; Noeren ©. 33; Porſch ©. 33 
bis 35; Graf Hompeſch ©. 35; de Witt ©. 35; 
Karl Baden ©. 35—36, 

S5. Zeutrumspreſſe betont Konfeſſionalitãt der. 
Barlel zu a0: eu san ae ans 86-87 
Germania. Kölnifche Volkszeitung. Schle⸗ 
ſiſche Volkszeitung. 

6. Jubiläumsfeier des Zentrums (März 1911) 
war konfeſſionell. .... —— 37-39 
U. Das Zentrum vertritt. theoretifch und prak⸗ 

tiſch die römiſch ultranıontanc Lehre von der 

Oberhoheit der Kirche über den Staat; e3 

erkennt feine politifche FIR EN: von 

Roman... 3490 

1. Theoretiſche Anerkennung der —* von 

der Oberhoheit der Kirche über den Staat 
durch das Zentrum. 200.20... 30-80 


a. Zentrum und Sefüiten ©. 2.2... 39-63 

BZufammengehörigfeit von Zen- 
trum und Sefuiten ©. 39—42, - 

2ehren über Staat und Kirche ber 
„deutſchen“ Jeſuiten: Wernz 
Ordensgeneral)S. 42 44; Cathrein 
©. 44-46; Chriſtian Peſch ©. 46; 
Laurentius ©.46—47; Hammerſtein 
©. 47—48; Biederlack ©. 49 60; 

Lehmkuhl ©. 50-62; Straub ©. 53 

bis 66. 

Lehren über konfeſſionellen Frie 
den der Jeſuiten: Wernz, Lehm⸗ 
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kuhl, Laurentius, Hammerftein, Ca⸗ 
threin 566—63. 

b. Zentrum und „StaatSlerifon der 
Görresgefellfhaft”“ .. 2.2... 63-80 
BZentrumscharalter des Staatslexikons 

©. 63—64; feine Anerkennung des 
Syllabus ©. 64—65; feine Lehren 
über Stant und Rirdje(nterorbnung 
des Staates; Konkordate; Lösbar⸗ 
keit aller Eide; Fürſtenabſetzung) 

i ©. 65—80. 

2. Praftifche Betätigung der politifchen Mb: 
hängigfeit de8 Zentrums vont.Papft. . 80108 
3. Bentrum und Papft..... 80—85 

Anfrage beim Papft wegen Weitereriftenz 
des Zentrums S. 80 -81; Geſtänd⸗ 
nis Liebers ©. 81—82; Schreiben 
des Kardinaljtaatsfefretärs Jakobini 
S. 83; Glückwunſch des Zentrums 
zum Papſtjubiläum (1908) S. 83 
bis 84; Zufriedenheit des Papſtes mit 

Zentrum &.84-85; ber Papſt ſegnet 

das Zentrum S. 85. 

b. Zentrum —— päpſtliche Ein— 
greiffeeeee 83—108 
Dekret Non * ©. 85—91; der 

Ball Lemire ©. 91—92; die Fülle 
Grandinger und Tremel ©. 91; die 
Septennatsangelegenheit(1887) S. 92 
bis 98; päpſtlicher Eingriff in die 
Staatsgerichtsbarkeit (1911) S. 98 
bis 102; päpſtlicher Eingriff in das 
Wirtſchaftsleben (Gewerkſchaftsenzy⸗ 
klika vom 24. Sept. 1912) S.102—103; 
ſozialpolitiſche Abhängigkeit des Zen⸗ 
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trum3 vom Papſt S. 103-104; 
Unterwürfigkeitsadreffe an den Papft 
(1904) ©. 104—105;, Geftändnig der 
- Germania ©. 105-108; ber Fall 
Agliardi⸗Kalnoky (1895) in öſterreich 
©. 106-107; Kongreß katholiſcher 
Juriſten in Lyon (1913) ©. 107; 
wichtige Außerung Pius’ X. (1914) 
©. 107-108. 


B. Dad Zentrum ein ‚Sremblörper im tulturellen 


Leben 


. 0.2. 8 2 Tr Te. ten e 


Vorbemerkung: Kultur verlangt Geiftesfreiheit, 
Zentrum gegen fie S.108—109; zwei Ausſprüche 
der Bentrumsführer Orterer und Fehrenbach 
©. 109. 

Beweis: I Kundgebungen des Papſttums 


gegen Schr: und Lernfreigeit . . 
Syllabus von 1864 ©. 109-114; Syllabus 


bon 107 ©. 114; Kölner Provinzialkonzil 
bon 1863. ©. 115; Vatikaniſches Konzil 
von 1870 ©. 115-116; Konſtitution 
Leos IH. von 1897 (Snder u. Bürher- 
zenſur) ©. 116-118; Motu proprio 
Bing’ X. von 1903 ©. 118; Enzyklika 
Pius’ X, von 1907 (Modernismus: Über« 
wachungsrat, Benjoren für Zeitungen) 
©. 119-123; Motu proprio von 1910 
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(AUntimodernifteneid) ©. 123—125; Dog- ' 


matiſche Tatfachen, Bibelforfhung ©. 125 
bis 127; Der Inder ©. 128—130; Ein- 
zeltatſachen ©. 130—131; die Borromäus- 
enzyflifa ©. 131—132. 


H. Anerkennung der päpftlichen Eingriffe durch 
das Zentrum BERmWETR ARE Tan AL 
1. Das Staatslexikon der Görresgeſellſchaft 132—135 


Kirche und Schule ©. 132—135. 


132—157 


NS 


2 Die Jeſniten. 135—144 
Jeſuiten und Syllabus ©. 136; Sefuiten 
und Schule (die Jeſuiten Wernz, Lauren⸗ 
tius, Cathrein, Hammerſtein) ©. 136 bis 
144. 


3. Zentrumsfraktion und Zentrumspreſſe.. 144—157 

Indirekter Beweis aus der Lonfeffionalität 
beider ©. 144—145. 

Direkter Beweis: Zuſtimmung zum. 
Syllabus ©. 145—147, zum Index und - 
zur Bücdjerzenfur ©. 147—148, zur Bor⸗ 
romäusenzyklika S. 148—149, zur Kon- 
fefftonalifierung der Wiffenfchaft ©. 149 
618 150. Die Fälle Wahrmund (Inns⸗ 
Brud) ©.150-151, Spahn (Straßburg) 
©. 151—154; Mitwirkung des Zentrums⸗ 
führer8 Sreiherrn von Hertling und des 

preußiſchen Kultusminiftertums an der 

 . Konfeffionalifierung der Wiſſenſchaft in 
Straßburg, berücjtigter Geheimartifel 

- ©&.152—154; die Fälle Ehrhard (Straß- 
burg) ©. 154, Schrörs (Bonn) ©. 155 
bis 156, Günter (Rottenburg [Tübingen)) 
"©. 155, Renz (Münfter) ©. 156—157. 

Schluftoort ie ee 158—186 

Beweis erbracht: da8 Zentrum ein Yremd- 
körper ©. 158; Sremdförper entfernt man 
©. 159. Der Ultramontanismus (nicht 

- Bartikularismus, nicht Polengefahr, nicht 

Sozialdemokratie, nicht religiöfe Spal- 
tung) die ſchwerſte Gefahr S. 159—162. 
Fehler des bisherigen Antizentrums«- 
fampfes: Fein Unterfchied gemacht worden 
zwiſchen Katholizismus und Ultramon⸗ 

tanismus ©. 163-164; Unkenntnis über 

‚ Ultramontanisnus ©. 164; mangelnde 
antiultramontane Grundfaßtreue ©, 165; 
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- Mangel weltgeſchichtlicher Auffaffung 
im antiultramontanen Kampfe: BiS- 
mards Standpunft ©. 165—166. Gänz ⸗ 
liches Berfagen der deutjchen Profef- 
forenwelt: Theodor Mommſens Slage 
darüber ©. 167—168. Klärendes Wort 
über Streit im Zentrumßlager („Köln“, 
„Berlin”) ©. 169-175. Beide Ric; 
tungen find ultramontan: die „Kölner“, 
meil diplomatifcher, die gefährlichere S.171 


618174. BtusX. ein „propidentieller" Papſt 


- ©. 171. Der Gewerkſchaftsſtreit ©. 174 
bis 175. Das „nationale” Zentrum: „erft 
Sefuiten, dann Soldaten” ©. 175—178. 
Bismard über das „nationale” Bentrum 
. ©. 17%. Der richtige Kampf gegen das 
Bentrum ©. 178—186: Durchſchneidung 
der ultramontanen Hauptwurzel ©. 179 
bis 180. Ein Wort Kaifer Wilhelms IL. 
S. 179, Syſtematiſche Verbreitung von 
Aufklärung über  Ultramontanismus 
©. 180: Borlefungen an Univerfitäten 
S. 180-181; der „Antiultramontane 
Reichsverband“ ©. 181—182. Wilhelm J. 
und Bismard über Ultramontanigmus 


©. 183—184. Scaler Opportunismus 


der Gegenwart ©. 185. Antiklerikales 
Wort Wilhelms IL ©. 185. Die Kanz⸗ 
ler Caprivi, Hohenlohe, Bülow, Beth- 
mann-Hollweg ©. 185—186. Die „Real 
politifer” der Gegentvart:. Do ut des- 
und Vogel Strauf-Bolitit . . .- - - 
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Berlag von Breitlopf & Härtel in Leipzig. 


Schriften von 


Graf Baul von Hoensbroedh: 


in feiner fozialstulturellen Wirkſamkeit. Volls⸗ 
Das Papittum Ausgabe. 2 Bände, 1.Band (51.-60. Taufend): 
Inquifition, Aberglaube, Zeufelstput und Hexenwahn. Sn 2 % * 
ge 1.5 
2.Band (21.—30, Zaufend): Die ultramontane Moral. ap 1.— 
1. 50. 
Das Wert iſt ein Kampfbuch, nicht 7 den Katholizis mus ein, gegen 
die „Höttlihleit des Papittums“; es zeigt den Ultramontanismus, der unjer Bollsleben 
inmer mehr bedroht, jo Aue er ift, durch rückſichtsloſe Enthütlung feiner eigenen Geitalt. 


ön d Grundfählies. Bolls- 
‚14 Jahre Jeſuit. Aachener 2 zeite. 1.2eil, Das Border. 


Kandidatur und Noviztat. Geheftet M. 1.—; geb. M. 1.50. 
1. Teil. Scholajtifat. Die legten San im Orden. Bon Damals bis 
heute. Geheftet M. 1.—; geb. M. 1.50. 


Das Jeſuitengeſetz. Geheftet m. 1—. 


Die „deutſchen“ Jejuiten der Gegenwart und 
der fonfejlionelle Friede. aloe oerendanı. 


Mein Austritt aus dem Fejuitenorden. 

11. Taufend. Geheftet M. 1.—: 
} 3 i O Bri 

Der Linlsliberasnus 
ſchrittlichen Vollspartei des 4. hannoverſchen Reichsta Bere 
(Osnabrüd-Berjenbrüd-Quatenbrüd). Geheftet M. —.50. 
Moderner Staat und römiſche Kirche. Enden 

Programm auf. geſchichtlicher are” 1.—5. Taufend. 
Geheftet M. 5.—, geb. M. 6.—. 
Sein W s 
a Ultramontanismus. arm "Eintirgenpoltifes 


- Handbud), 2., vermehrte und verbejjerte Auflage, Geheftet M. 6.—, 
geb, WI. 
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Verlag von Breitkopf & Härtel in Leipzig. 
Meiter find erjchienen von 


- Graf Baul von Hoensbroech: 


Rom und das Zentrum, 


zugleich eine Darjtellung der politiihen Machtanſprüche 
der drei letzten Päpite, Pius IX., Leo XII, Pius X. 
und der Anerkennung diefer Anſprüche durch das Zentrum. 

Volks⸗Ausgabe. 

ı (1.—5. Taufend.) 

Geh. M. 1.—, geb. M. 1.50. 

Geſtützt auf umfangreihes Uuellenmaterial, führt dieſes Buch 
den Beweis für die Abhängigkeit des Zentrums von Rom in po— 
Iitifher Beziehung. Es bildet dadurd) eine vernidhtende Waffe 
gegen die parlamentarijde Vertretung des internationalen und 
lulturfeindlichen Ulttamontanismus in Deutjchland. Keine Schrift in 
Deutihland enthält zugleid eine jo eingehende Darftellung der 
politiihen Machtanſprüche der drei legten Päpſte und ihre Billi- 
gung durd) das Zentrum, wie diejes Bud. Das Schlußkapitel: „Rüd- 
blick und Ausblid“ enthält eine interejlante G egenüberftellun: gvon 
Ulttamontanismus und Sozialdemokratie, wobei eriterer als 
die ſchwerere Gefahr bezeichnet und erwielen wird; aud wird dort 
der Weg gezeigt, wie das Zentrum allmählich) befeitigt werden fan, 


Der Toleranzantrag des Zentrums 


im Lichte der Toleranz der römifch-tatholifhen Kirche. 
3. Auflage. GEM. 1,50. 


Der Jeſuitenantrag des Zentrums. : 


3., durchgeſehene Auflage (3. Taufend). Geh. M. —.50. 
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